Hansestadt Wipperfirth

EINLADUNG

Sitzung: Stadtrat

IV/26
Sitzungstag: Dienstag, den 25.06.2019
Sitzungsort: Alte Drahtzieherei, Wupperstral3e 8
Beginn: 17:00 Uhr

Hinweis:
Nicht au

Die Ratsmitglieder werden gebeten, bei Bedarf auf die letzte Einladung zur Sitzung des
Ausschusses fiur Stadtentwicklung und Umwelt zurtickzugreifen.

Presse und Zuhdrerschaft werden auf die Veroffentlichung im Birgerinformationssystem
hingewiesen, das Uber die stadtische Homepage aufrufbar ist.

sgedruckt (Papierfassung) sind die Anlagen des Tagesordnungspunktes 1.5.1. und 1.5.2
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Hansestadt Wipperfirth M/2019/445
Der Burgermeister

BM - Ratsbiiro

Bericht Uber die Durchfihrung der Beschlisse

Gremium Status Datum Beschlussqualitat

Stadtrat O 25.06.2019 | Kenntnisnahme

Ratssitzung am 16.12.2014

TOP 1.5.7 Auflésung des Teilstandortes GGS Wipper-Schule im Schulverbund KGS
Agathaberg / EGS Albert Schweitzer

Noch offen:

4. Auftrag zur Suche von Nachnutzungsmdoglichkeiten unter
Berucksichtigung zweckgebundener OGS-Fordermitteln unter
Einbeziehung der Vereine aus Ohl und Umgebung in die Uberlegungen
Noch nicht erledigt.

Die Turnhalle wurde ab August 2017 an den 06rtlichen Verein Ubertragen.

Ratssitzung am 28.04.2015

TOP 1.7.1 Resolution zur Reform des allgemeinen arztlichen Bereitschaftsdienstes
an die Kassenarztliche Vereinigung Nordrhein (KVNO)

zuletzt berichtet in der Ratssitzung am 19.12.2017;
Verbleib in der Beschlusskontrolle

Ratssitzung am 18.12.2018

TOP 1.7.1 Antrag der FDP durch Ratsherrn Josef W. Schnepper vom 03.12.2018
beziiglich Regionalplanung

zuletzt im ASU am 12.06.2019 uber den aktuellen Sachstand berichtet
TOP 2.4.2 Burgerstiftung, Jahresabschluss 2018

zuletzt berichtet im HFA am 04.06.2019, siehe TOP 2.8.1



Ratssitzung am 07.05.2019

TOP 1.2.1

TOP 1.2.2

TOP 14.1

TOP 1.4.2

TOP 2.4.1

TOP 2.4.2

TOP 2.4.3

Burgeranregung vom 19.02.2019: StraRenbeleuchtung Kupferberg Alte
Bahnhofstralle

Fur den Rat zunachst erledigt durch Uberweisung an den Bauausschuss.

Einwohneranregung der Anwohner der L 302 zum Anschluss eines
Forderungskatalogs gegen Motorradlarm

Fur den Rat durch Uberweisung an den Ausschuss fur Stadtentwicklung und
Umwelt erledigt.

Grundung der "Projektagentur Oberberg GmbH" und Beteiligung der
Hansestadt Wipperfurth-

Erledigt.

Ausnahmen von der Veranderungssperre fur den Bebauungsplan Nr. 112
Innenstadt -

Erledigt.

Vergabe der Grinflachenpflege auf den stadtischen Parkanlagen

Erledigt.

Umsetzung des Integrierten Handlungskonzepts (InHK) fir die Innenstadt
der Hansestadt Wipperfirth - Umgestaltung und Aufwertung Stadteingang
West in folgenden Abschnitten: M. 3.4.1a,f,j Beauftragung von
StralBRenbauleistungen nach VOB - Nachtrage 1, 4-9, 11

Erledigt.

Umsetzung des Integrierten Handlungskonzepts (InHK) fir die Innenstadt
der Hansestadt Wipperfirth - Umgestaltung und Aufwertung Marktstraf3e /
Marktplatz in folgenden Abschnitten: M. 3.4.10a / 3.4.5 a Beauftragung von

Lieferung und Einbau von Beleuchtungsanlagen

Erledigt.
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Hansestadt Wipperfirth V/2019/095
Der Burgermeister

BM - Ratsbiiro

Anregung und Beschwerde gemal § 24 GO NRW vom 20. Mai 2019 vom
Klimabundnis Oberberg:
Resolution zur Ausrufung des Klimanotstandes unterstitzen

Gremium Status Datum Beschlussqualitat

Stadtrat O |25.06.2019 | Entscheidung

Beschlussentwurf:

Die Anregung wird gemafd § 7 Absatz 6 der Hauptsatzung zur weiteren Beratung an
den Ausschuss fur Stadtentwicklung und Umwelt verwiesen.

Finanzielle Auswirkungen:

-keine-

Demogqrafische Auswirkungen:

-keine-

Begriindung:

Mit E-Mail vom 21.05.2019 ist die als Anlage beigefigte Anregung nach 8§ 24
Gemeindeordnung NRW in der Verwaltung eingegangen. Danach mdge der Rat der
Hansestadt Wipperflurth beschlieRen, die Resolution zur Ausrufung des Climate
Emergency (,Klimanotstand®), wie in der Anregung niedergelegt ist, zu beschliel3en

Das Thema wurde in Deutschland vom Klimabtindnis Hamm aufgegriffen, nachdem die
Stadt Basel im Februar 2019 den Klimanotstand fir ihr Stadtgebiet ausgerufen hat. Das
Klimabindnis Hamm ist eine Initiative von Birgerinnen und Burgern, die sich im Jahr
2014 gegrindet hat.

Nach  Darstellung auf der Homepage des Klimabindnisses Hamm
https://lwww.klimabuendnis-hamm.de/nrw-erklaert-den-klimanotstand/ wurde die
Resolution inzwischen in NRW bei 118 Kommunen eingereicht.


https://www.klimabuendnis-hamm.de/nrw-erklaert-den-klimanotstand/

Der Stadtverwaltung, wie auch dem Rat der Hansestadt Wipperfurth, ist sehr an einem
aktiven und bestmdglichen Beitrag zum Klimaschutz gelegen. Dieser sollte primér durch
die Umsetzung des stadtischen Klimaschutzkonzeptes, das bereits im Jahr 2013
erarbeitet wurde, und der zugrundeliegenden Inhalte geleistet werden. Siehe hierzu
auch der Antrag TOP 1.7.1.

Inhaltlich wurde das Integrierte Klimaschutzkonzept im Ausschuss fir Stadtentwicklung
und Umwelt behandelt. Die Stadtverwaltung schlagt daher vor, die Anregung vom
20.05.2019 -wie es die Hauptsatzung vorsieht- an den zustandigen Ausschuss fur
Stadtentwicklung und Umwelt zu verweisen.

Anlagen:
Anregung nach § 24 GO NRW vom 20.05.2019
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Antwort erbeten an:

NABU Oberberg
Schulstr. 2

51674 Wiehl

Tel: 02262 — 71 27 28
Fax: 02262 —71 27 29
www.NABU-Oberberg.de
info@nabu-oberberg.de

Klimabiindnis Oberberg

Stadt Wipperfiirth 20. Mai 2019
Herrn Biirgermeister Michael von Rekowski

Marktplatz 1
51688 Wipperfiirth

>4 info@stadt-wipperfuerth.de

Anregung nach § 24 Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen

Resolution zur Ausrufung des Klimanotstands unterstiitzen

Der Stadtrat Wipperfiirth moge beschlie3en:
Die Stadt Wipperfiirth unterstiitzt die Resolution zur Ausrufung des Klimanotstands[1], wie sie in
dieser Anregung niedergelegt ist.

Begriindung:

Trotz weltweiter Bemiihungen iiber Jahrzehnte, den Aussto3 von Klimagasen zu reduzieren, nimmt
deren Konzentration Jahr um Jahr zu. Alle MaBnahmen, dem Klimawandel entgegen zu wirken,
haben bisher keinen ausreichenden Erfolg gezeigt. Die Wissenschaft prognostiziert verheerende
Folgen fiir die menschliche Zivilisation und die Natur auf dem Planeten Erde.

Es ist dringend erforderlich, jetzt auf allen Ebenen von Gesellschaft und Politik zu effizienten und
konsequenten MaBnahmen zu greifen, um die Katastrophe noch aufzuhalten. Weltweit haben
Kommunen wie Los Angeles, Vancouver, London, Basel und Konstanz den Klimanotstand
(«Climate Emergency») ausgerufen und damit ein Signal gesetzt.

Immer mehr Menschen fordern wirksame Sofortmaflnahmen, um das Klima zu schiitzen. Weltweit
haben sich in unterschiedlichen Umweltbewegungen, wie z.B. in ,,Fridays for Future* Menschen
zusammen getan, um das Engagement fiir die ,,Bewahrung der Schopfung® sichtbar zu machen und
in den Kopfen zu verankern:

Resolution zur Ausrufung des Klimanotstands [1]

Der Mensch hat bereits einen Klimawandel mit irreversiblen Folgen verursacht, welche weltweit zu
spiiren sind. Die globalen Temperaturen sind gegeniiber dem vorindustriellen Zeitalter um 1 Grad
Celsius gestiegen, weil die CO*-Konzentration in der Atmosphére von 280 ppm auf {iber 400 ppm
angestiegen ist. Um eine unkontrollierbare globale Erwdrmung mit nicht absehbaren Folgen zu
verhindern, ist es unerldsslich, die Treibhausgasemissionen schnellstmdglich massiv zu reduzieren.

Bereits 1,5 °C Erderwdrmung fiihren unter anderem dazu, dass der steigende Meeresspiegel riesige
Kiistengebiete unbewohnbar macht. Die Weltbank schitzt, dass in den kommenden 30 Jahren die
Zahl der Klimafliichtlinge auf iiber 140 Millionen Menschen ansteigen wird. Auch im
Oberbergischen wird der Klimawandel zu spiiren sein, so sind bereits die Land- und Forstwirtschaft



von den Folgen der letztjdhrigen Diirre und Stiirmen und die Siedlungen von Starkregen und
Uberschwemmungen stark betroffen. Weitere Extremwetterlagen werden hiufiger und stirker
ausfallen. Die Weltgesundheitsorganisation WHO beschreibt einen drohenden Zusammenbruch der
Gesundheitssysteme durch die starke Zunahme klimabedingter Katastrophenlagen und
Krankheitsbilder, vor allem des Herz-Kreislaufsystems bei élteren Mitbiirgern.

Der Klimawandel ist also nicht bloB ein Klimaproblem: Er ist ein Wirtschafts-, Sicherheits-,
Gesundheits- und Friedensproblem.

Es kann und soll nicht erwartet werden, dass die Losung dieses Problems alleine durch
Eigenverantwortung und von Einzelpersonen erreicht wird. Es braucht jetzt auf kommunaler,
regionaler, nationaler und internationaler Ebene griffige MaBnahmen, um dieser drohenden
Katastrophe entgegenzuwirken. Die bis heute beschlossenen Pldne und Maflnahmen reichen nicht
aus, um die Erwdrmung bis 2050 auf die angestrebten 1,5°C zu begrenzen. Deshalb ist es jetzt
wichtiger denn je schnell zu handeln!

Die Stadt Wipperfiirth nimmt ihre Aufgabe der Daseinsfiirsorge fiir ihre Einwohner sehr ernst. Sie
erklart deshalb den Klimanotstand und erkennt damit die Eindimmung des Klimawandels und
seiner schwerwiegenden Folgen als Aufgabe von hochster Prioritét an:

. Die Stadt Wipperfiirth wird die Auswirkungen auf das Klima sowie die dkologische,
gesellschaftliche und 6konomische Nachhaltigkeit bei jeglichen davon betroffenen Entscheidungen,
insbesondere auch bei der Bauleitplanung, beriicksichtigen und keine Beschliisse fassen, die dem
Klimaschutz entgegenstehen.

. Die Stadt Wipperfiirth orientiert sich fiir zukiinftige MalBnahmen zur Bekdmpfung des
Klimawandels an den Berichten des ,Intergovernmental Panel on Climate Change* (IPCC),
insbesondere im Bezug auf Investitionen zur Reduktion von Treibhausgas-Emissionen.

. Die Stadt Wipperfiirth fordert von der Bundesregierung die Einfiihrung eines
Klimaschutzgesetzes, dessen Mallnahmen an den Forderungen des Pariser Abkommens ausgerichtet
sind. Das Gesetz hat sicherzustellen, dass die bereits vereinbarten Reduktionsziele eingehalten
werden und dass das Ziel der Klimaneutralitidt in Deutschland spétestens bis 2050 vollstindig
erreicht wird.

. Die Stadt Wipperfiirth fordert, dass die Bundesregierung und die Landesregierung
umfassend iiber den Klimawandel, seine Ursachen und Auswirkungen sowie iiber die MaBBnahmen,
welche gegen den Klimawandel ergriffen werden, informieren.

[1] Der Begriff «Klimanotstand» ist kein juristischer Begriff, er soll keine Grundlage fiir die
Ableitung von Notstandsmaflnahmen sein.

Unterzeichner fur das Klimabiindnis-Oberberg:

Milena Ringweg 1 51545 Kreisvorstand BUND

Schobel Waldbrol Oberberg SZBJ-MD_
Michel Loftelsterz 15 | 51580 Kreisvorstand NABU Nz,
Gerhard Reichshof Oberberg

Manfred Felderweg 23 | 51688 1.Vorsitzender NOVE e.V.

Blumberg Wipperfiirth

Manfred Dreisbacher 51674 Umweltbeauftragter des

Fischer Stra3e 36 Wiehl Evangelischen Kirchenkreises

“An der Agger” S
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Hansestadt Wipperfirth V/2019/092
Der Burgermeister

BM - Ratsbiiro

Genehmigung einer Dringlichen Entscheidung gemal § 60 Abs. 1 GO NRW:
Uberplanmafige Mittelbereitstellung fur die Sanierung der Abwassergrundleitung
am Rathaus

Gremium Status Datum Beschlussqualitat

Stadtrat O |25.06.2019 | Entscheidung

Beschlussentwurf:

Die nachfolgende einstimmig gefasste Dringliche Entscheidung des Haupt- und
Finanzausschusses gemalf § 60 Abs. 1 Satz 1 GO NRW vom 04.06.2019, wird geman
Abs. 1 Satz 3 genehmigt:

1. Einer Uberplanmalligen Auszahlung in Ho6he von 260.000 EUR bei dem
Investitionsprojekt 5.100.005 ,Um- und Ausbau Rathaus® wird zugestimmt.

2. Die Deckung der Uberplanmaflligen Auszahlung erfolgt Gber gleichhohe
Wenigerauszahlungen beim Investitionsprojekt 5.100.316 ,Konrad-Adenauer-
Hauptschule Brandschutz®.

3. Dieser Beschluss ergeht als Dringliche Entscheidung gemal3 § 60 Abs. 1 GO
NRW, die dem Stadtrat zur ndchsten Sitzung am 25.06.2019 zur Genehmigung
vorzulegen ist.

Finanzielle Auswirkungen:

- keine -

Demografische Auswirkungen:

- keine -

Begrindung:

Die grundsatzliche Zustandigkeit des Rates ergibt sich aus § 83 Absatz 2 GO, wonach
der Rat bei ,erheblichen® Uber- / aul3erplanmalligen Aufwendungen / Auszahlungen
zustimmen muss. Als ,erheblich® sind nach den Budgetregeln (Ziffer f) Betrdge von
mehr als 50.000 Euro anzusehen.



Gemdl3R § 60 Abs. 1 Satz 1 GO NRW entscheidet der Hauptausschuss in
Angelegenheiten, die der Beschlussfassung des Rates unterliegen, falls eine
Einberufung des Rates nicht rechtzeitig mdglich ist. Die Entscheidung ist dem Rat
gemal Satz 3 in der ndchsten Sitzung zur Genehmigung vorzulegen.

Auf die entsprechende Vorlage zur HFA-Sitzung am 04.06.2019, TOP 1.4.1, wird
verwiesen.
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Hansestadt Wipperfirth V/2019/099
Der Burgermeister

BM - Ratsbiiro

Wahlen zu den Ausschiissen

Gremium Status Datum Beschlussqualitat

Stadtrat O |25.06.2019 | Entscheidung

Beschlussentwurf:

Herr JOrg Klockner scheidet als sachkundiger Biurger aus dem Ausschuss fir Schule
und Soziales aus. Als Nachfolgerin wird die sachkundige Blrgerin Selina Mederlet
ernannt.

Herr Jorg Klockner scheidet als vertretungsberechtigter sachkundiger Blrger im
Bauausschuss, Ausschuss fir Sport Freizeit und Kultur sowie Ausschuss fir
Stadtentwicklung und Umwelt aus.

Finanzielle Auswirkungen:

keine

Demografische Auswirkungen:

keine

Beqgrindung:

Rechtsgrundlage fur die ,Nachwahl ausgeschiedener Ausschussmitglieder ist § 50
Abs. 3 letzter Satz GO NRW: ,Scheidet jemand vorzeitig aus einem Ausschuss aus,
wéahlen die Ratsmitglieder auf Vorschlag der Fraktion oder Gruppe, welcher das
ausgeschiedene Mitglied bei seiner Wahl angehorte, einen Nachfolger.*

Der Beschlussentwurf geht auf den mundlichen Wahlvorschlag der SPD-Fraktion
zuruck.



0 142

Hansestadt Wipperfirth V/2019/087
Der Burgermeister

| - Ordnung

Il - Finanzservice

Fortfuhrung der Windelsackannahme

Gremium Status Datum Beschlussqualitat

Stadtrat O |25.06.2019 | Entscheidung

Beschlussentwurf:

Das Angebot der Hansestadt Wipperfurth fur die Vorhaltung eines
Windelsackcontainers wird fortgefuhrt. Die Annahmezeiten der Windeln werden ab dem
01.08.2019 auf Mittwoch von 14 — 16 Uhr und Samstag von 10 — 12 Uhr festgelegt.

Finanzielle Auswirkungen:

Die Kosten werden in Summe auf rund 30.000 € jahrlich geschatzt. Hierin sind die
Miete des Containers, die Abfuhr und die Entsorgung der Windeln sowie die
Personalkosten enthalten.

Demogqrafische Auswirkungen sowie Auswirkungen auf Inklusion:

keine

Begrundung:

In der Sitzung des Stadtrates vom 09.10.2018 (TOP 1.5.1) wurde beschlossen, dass die
Hansestadt Wipperfurth auf dem Gelande des Bauhofs Container fir die
Windelentsorgung aufstellt. Es sollte die Mdoglichkeit bestehen, die Windeln an 2
Werktagen fur jeweils 2 Stunden zu entsorgen. Dies sollte zunachst auf ein halbes Jahr
befristet werden.

Zum 02.01.2019 ist das neue System der zentralen o6ffentlichen Windelsackannahme
angelaufen. Die Birger der Hansestadt Wipperflrth haben das Angebot sehr gut
angenommen. Zu den bisherigen Offnungszeiten (Montag und Mittwoch von 14 — 16
Uhr, Freitag von 08 — 10 Uhr) nehmen durchschnittlich 40 Blrger taglich das Angebot
der Verwaltung in Anspruch.



Allerdings gibt es vereinzelt Beschwerden, dass die 0. g. Offnungszeiten ungiinstig
sind, wenn z. B. beide Elternteile berufstatig sind. Aus diesem Grund beabsichtigt die
Verwaltung die Offnungszeiten ab dem 01.08.2019 auf Mittwoch 14 — 16 Uhr und
Samstag 10 — 12 Uhr zu verlegen.

Die anfangliche Beflrchtung der Verwaltung, dass sich die illegale Mullentsorgung vor
das Tor des Bauhofs verlagert ist so nicht eingetreten. Allerdings wurde in den ersten
drei Monaten Mull illegal am Standort der alten Windelcontainer entsorgt. Dieser
Missstand hat sich mittlerweile erledigt.

Das neue System der Windelsackcontainer hat sich in dem halben Jahr Erprobungszeit
durchaus bewahrt.

Aus diesem Grund moéchte die Verwaltung gerne daran festhalten und dauerhaft
einfuhren. Um den berufstatigen Blrgern entgegen zu kommen, sollten allerdings die
Offnungszeiten, wie 0. a. angepasst werden.
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Hansestadt Wipperfirth V/2019/096
Der Burgermeister

BM - Personalservice
Gleichstellungsbeauftragte

Gleichstellungsplan der Hansestadt Wipperfirth
a) Bericht gemal 8 5a Abs. 1 Landesgleichstellungsgesetz
b) Beschluss eines neuen Gleichstellungsplanes (Fortschreibung)

Gremium Statu Datum Beschlussqualit
S at
Stadtrat O [25.06.2019 | Entscheidung

Beschlussentwurf:

1) Der Bericht Gber die Personalentwicklung und die durchgefihrten MaRnahmen,
der gemal 8§ 5a Abs. 1 des Landesgleichstellungsgesetzes nach Ablauf des am
05.07.2016 beschlossenen Frauenforderplanes als Anlage 1 vorgelegt wird, wird
zur Kenntnis genommen.

2.) Der als Anlage 2 beigefligte Gleichstellungsplan der Hansestadt Wipperftrth wird
beschlossen.

Finanzielle Auswirkungen:

Die finanziellen Auswirkungen von MalRBhahmen nach dem Landesgleichstellungsgesetz
in Verbindung mit dem Gleichstellungsplan kdnnen nicht konkret beziffert werden. Etwa
entstehende Kosten sind im Rahmen der allgemeinen Personalkosten zu finanzieren.

Beqgrindung:

Gemald 8 5 Abs. 1 des Landesgleichstellungsgesetzes (LGG) ist in jeder Dienststelle
mit mindestens 20 Beschéftigten ein Gleichstellungsplan (GSP) flr den Zeitraum von
drei bis flinf Jahren zu erstellen. In den Gemeinden ist der GSP gemald 8 5 Abs. 4 LGG
durch die Vertretung der kommunalen Kdrperschaft zu beschliel3en.

Gegenstand des GSP sind nach 8 6 Abs. 1 LGG MalRhahmen zur Férderung der
Gleichstellung, der Vereinbarkeit von Beruf und Familie und zum Abbau der



Unterreprasentanz von Frauen. Der konkrete Inhalt des GSP ergibt sich im Ubrigen aus
den weiteren Absatzen des § 6 LGG.

Die Ziele des GSP werden von der Dienststelle durch die darin genannten MaRnahmen
im Rahmen der rechtlichen und tatsachlichen Mdglichkeiten durchgehend verfolgt. Alle
einschlagigen  Personalentscheidungen werden in  Abstimmung mit der
Gleichstellungsbeauftragten getroffen.

Die in Ziffer 10 des Frauenforderplans 2016-2018 vorgesehenen Zwischenberichte
wurden dem Unterausschuss ,Personal des Haupt- und Finanzausschusses jeweils
zeitgleich mit der Vorlage des Stellenplanentwurfes in den Sitzungen am 24.01.2017,
23.01.2018 und 05.02.2019 erstattet.

Eine wesentliche Grundlage dieser Zwischenberichte war jeweils die
Gegenuberstellung der Zahl der beschaftigten Manner und Frauen, getrennt nach
Besoldungs- und Entgeltgruppen, im Vergleich zu den entsprechenden Daten des
jeweiligen Vorjahres.

Anlagen:

Anlage 1: Bericht zum Frauenférderplan 2016-2018
Anlage 2: Entwurf des Gleichstellungsplanes (Fortschreibung)
Anlage 3: Personalstatistik
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Anlage 1
Bericht

zum Frauenforderplan der Hansestadt Wipperflrth

2016 bis 2018

Gemal § 5a Abs. 1 des Gesetzes zur Gleichstellung von Frauen und Mannern fur
das Land Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz — LGG) vom 9. Novem-
ber 1999 hat der Rat der Hansestadt Wipperfirth am 05.07.2016 die Fortschreibung
des Frauenfdrderplanes (FFP) beschlossen, der am Tage nach der Verabschiedung
in Kraft getreten ist und fur drei Jahre galt.

Der Frauenférderplan der Hansestadt enthélt in seinem Textteil unter anderem Malf3-
nahmen und Ziele zum Abbau der strukturellen Benachteiligung der weiblichen Be-
schaftigten, die in den einzelnen Abschnitten des FFP

> MaRnahmen auf der Steuerungsebene / Ubergreifende MafRnahmen,

» Stellenausschreibung,

» Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie

» Fortbildung
aufgezeigt werden, ferner unter Ziffer 8 langfristige Ziele.

In einem statistischen Teil, der gleichzeitig eine Bestandsaufnahme der Beschéftig-
tenstruktur darstellt, folgen Tabellen Uber die Zahl der beschéftigten Frauen und
Manner, getrennt nach Besoldungsgruppen und Entgeltgruppen sowie nach Lauf-
bahn- und Berufsgruppen, soweit dieses aufgrund der Entgeltgruppenzuordnung
maglich ist.

Weitere Bestandteile sind eine Aufstellung tGber die Zahl der weiblichen und mannli-
chen Auszubildenden einschlie3lich der Teilnehmer/innen an Angestelltenlehrgangen
sowie eine Ubersicht tber die Anzahl an Beférderungen, ebenfalls getrennt nach Be-
amtinnen und Beamten bzw. Tarifbeschaftigten sowie Frauen und Méannern in den
jeweiligen Besoldungs- und Entgeltgruppen. Ebenfalls wieder beigefiigt ist eine
Ubersicht der Fortbildungen, die ebenfalls nach Frauen und Mannern in den Berufs-
gruppen des gehobenen Dienstes aufgeteilt wurde.

Nach ziffer 9 (Berichtspflicht) des FFP ist, Ubereinstimmend mit § 5a Abs. 1 LGG, ein
Bericht Uber die Personalentwicklung und die durchgefiihrten MaRnahmen zu erar-
beiten und dem Rat mit der Fortschreibung des FFP vorzulegen.

Der nachfolgende Bericht stellt insbesondere einen Vergleich dar zwischen der vor-
genannten Bestandsaufnahme (Stichtag 31.12.2018) und den Veranderungen im
Laufe der drei Jahre, fur die der aufgestellte FFP Geltung hatte. Vergleichsstichtag ist
jeweils der 31.12.2015.

Es folgen einige statistische Ubersichten und Gegeniiberstellungen mit daraus abge-
leiteten Feststellungen Uber etwaige strukturelle Veranderungen. Die Tabellen sollen
dazu dienen, einen schnellen Uberblick zu erhalten lber die wesentlichsten Inhalte
dieser in groRen Teilen nach Verwaltungsvorschriften zum LGG aufgebauten Erfas-
sungsformularen.

Der nachste Bericht wird dann im Jahre 2024 vorgelegt und wird die Zahlen mit Da-
tum 31.12.2018 den Zahlen zum Stichtag 31.12.2023 gegenuberstellen.
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1.) Gesamtzahl der Beschéftigten

Stichtag insgesamt |Manner Frauen Frauenanteil %
31.12.2015 208 91 117 56,25
31.12.2018 235 89 136 57,87

Der prozentuale Anteil der weiblichen Beschéftigten an der Gesamtbeschaftigtenzahl
ist insbesondere aufgrund der abnehmenden Anzahl mannlicher Beschaftigter um
1,62 Prozentpunkte gestiegen.

Wie bereits im FFP unter der Ziffer 7 (Zahlen, Daten, Fakten) zum Ausdruck ge-
bracht, kann eine realistische Prognose Uber die Veranderung der Frauenanteile in
den einzelnen Besoldungs- und Entgeltgruppen nicht erfolgen. Diese Aussage trifft
auch auf die Veranderung der Quoten bezogen auf die Beschéftigtenzahl insgesamt
zu. Auch hier gilt das dort Ausgefihrte, namlich dass durch Sparzwéange, Wirtschaft-
lichkeitserwagungen und sonstige Umstrukturierungsmaf3nahmen nicht alle freiwer-
denden Stellen wiederbesetzt werden.

2.) Vollzeitbeschaftigte
(Aufteilung nach Beamten und tariflich Beschéftigten)

_ Vollzeitbeschaftigte Frauenanteil an
Beschaftigten- den Vollzeit-
gruppe insgesamt| Manner Frauen beSChéI/tigten
In 7
Beamtinnen /
Beamte
31.12.2015 19 11 8 42,11
31.12.2018 16 9 7 43,75
Tarifl. Besch.
31.12.2015 112 71 41 36,61
31.12.2018 138 82 56 40,58
Insgesamt
31.12.2015 131 82 49 37,40
31.12.2018 154 91 63 40,91

Diese Tabelle zu den Vollbeschaftigten zeigt in der Summe wieder eine steigende
Zahl der Frauenquote sowohl im Beamtenbereich als auch im Bereich der tariflich
Beschaftigten. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass bei der geringen Anzahl an
Beamtenstellen bereits sehr geringfligige Verdnderungen des Stellengefliges zu ei-
ner deutlichen Veradnderung der Frauenquote fihren kénnen. Zudem wird auf die
Ausfihrungen zur Alterteilzeit in Ziffer 3 verwiesen.
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3.) Teilzeitbeschaftigte
(Aufteilung nach Beamtinnen/Beamten und tariflich Beschaftigten)

Beschaftigten- Teilzeitbeschaftigte Frauenanteil an den
. . Teilzeitbeschaftigt.
gruppe Insgesamt| Manner Frauen in %
Beamtinnen/
Beamte
31.12.2015 5 0 5 100,00
31.12.2018 9 1 8 88,89
Tariflich
Beschaftigte
31.12.2015 72 9 63 87,50
31.12.2018 73 8 65 89,04
Insgesamt
31.12.2015 77 9 68 88,31
31.12.2018 82 9 73 89,02

Anhand der vorhergehenden Tabelle wird deutlich, dass der Anteil der Frauen an der
Gesamtzahl der Teilzeitkrafte wieder angestiegen ist und zwar um 0,71 Prozentpunk-
te.

Auf folgende Besonderheit in der statistischen Zuordnung wird jedoch hingewiesen:
Zum Stichtag 31.12.2018 befanden sich 3 Frauen in Altersteilzeit. Statistisch gese-
hen werden die Beschaftigten wahrend der Gesamtzeit der ATZ als Teilzeitkrafte ge-
fuhrt, d.h. sowohl in der Arbeitsphase als auch in der Freistellungsphase.

Durch diese Zuordnung ergeben sich statistische Veranderungen, die eine aussage-
kraftige Auswertung zur tatsachlichen Vollzeit- und Teilzeitbeschaftigung nicht zulas-
sen.

4.) Anteil der Teilzeitbeschéftigten an den Gesamtbeschéftigten

31.12.2015 31.12.2018
gesamt | Ménner | Quote | Frauen | Quote Jgesamt| Manner | Quote | Frauen | Quote
Beschéftigte
insgesamt 208 91 43,75 117 |56,25] 235 99 (42,13 | 136 | 57,87
?:I‘I’fe”lt 77 9 |1169| 68 |8831| 82 9 |10,98| 73 |89,02
Quote 37,02 | 9,89 58,12 34,89 | 9,09 53,68

Wie im Vergleich der beiden Stichtagen deutlich wird, ist die Teilzeitquote insgesamt
bei der Hansestadt Wipperfirth gesunken.
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5.) Beschaftigte nach _den Laufbahngruppen der Beamtinnen /
Beamten und den vergleichbaren Blocken der Entgeltgruppen der
tariflich Beschaftigten

Laufbahn- |Beschaftigten- 31.12. | pavon F;";‘]Lt‘;?' L7, || e F;?]ltleeirll- Verrf:ge-
gruppe |gruppe 2015 | Frauen § 5no, | 2018 | Frauen | inop | o6-punkte
Héherer Beamte . 4 0 0 5 1 20 +20
Dienst Tarifl. Beschaftigte 0 0 0 0 0 0 -

1 Summe 4 0 0 5 1 20,00 +20
Gehob Beamte . 17 10 58,82 18 12 66,67 +7,45
Dienst. Tarifl. Beschéftigte 52 22 42,31 61 30 49,18 +6,87

Summe 69 32 46,38 79 42 53,16 +6,78
. Beamte 3 3 100 2 2 100
Mittlerer . =
Dienst Tarifl. Beschéftigte] 117 73 62,39 137 83 60,58 -1,81

| Summe 120 76 63,33 149 85 61,15 -2,18
Einfacher |_camte — 0 0 0 0 0 0
Dienst Tarifl. Beschaftigte 15 9 60 12 8 66,67 +6,67

Summe 15 9 60 12 8 66,67 +6,67
Gesamt 208 117 56,25 235 136 57,87 +1,62

Entsprechend dem Dienstrechtsmodernisierungsgesetz wurden die 4 Laufbahngrup-
pen des einfachen, mittleren, gehobenen und héheren Dienstes in 2 Laufbahngrup-
pen neu geordnet: Laufbahngruppe | (einfacher und mittlerer Dienst) und Laufbahn-
gruppe Il (gehobener und héherer Dienst).

Zur besseren Vergleichbarkeit und gréf3eren Aussagekraft der Statistik wird weiterhin
eine Unterscheidung zwischen den ehemaligen Laufbahngruppen vorgenommen.

Die vorstehende Tabelle umfasst alle Beschaftigten einschliel3lich der Teilzeitkrafte
und der Beurlaubten. Sie zeigt zun&chst, dass der Frauenanteil vom mittleren bis
zum gehobenen Dienst weiterhin angestiegen ist. Bezogen auf die einzelnen Lauf-
bahngruppen lassen sich aus dem Vergleich folgende Fakten ablesen:

Im hoéheren Dienst ist eine Flhrungsposition mit einer Frau besetzt, da diese bis
zum 31.12.2015 noch nicht befordert werden konnte, wurde die Beamtin in der Sta-
tistik 2016 im ehem. gehoben Dienst gefiihrt. Mittlerweile konnte die Beamtin befor-
dert werden.

Im gehobenen Dienst ist die Anzahl der Frauen weiterhin gestiegen, so dass ein An-
teil von Uber 50 Prozent erreicht ist.

Im mittleren Dienst hat sich der Frauenanteil -wegen eines leichten Rickgangs an
beschaftigten Frauen- leicht verringert.

Im einfachen Dienst ist der Frauenanteil gestiegen.
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6.) Beamtinnen / Beamte und tariflich Beschéftigte des ehem. ge-
hobenen Dienstes, unterteilt nach vergleichbaren Besoldungs- und
Vergutungsgruppen

Die Veradnderungen des Frauenanteils in der Laufbahngruppe des ehem. gehobenen
Dienstes soll in folgender Tabelle noch etwas genauer dargestellt werden. Dazu wur-
den die beamtenrechtlichen Besoldungsgruppen und die vergleichbaren Entgelt-
gruppen nach dem TV6D ausgewiesen.

Besoldungs- und Davon Besoldungs- und Davon Veran-
vergleichbare 31.12. Frau- Frauen | vergleichbare 31.12. Frau- Frauen | derung
Entgeltgruppen 2015 in % | Entgeltgruppen 2018 in % %-
en en
Punkte
Beamte: Beamte:
A 13 g.D. 5 2 A 13 g.D. 3 L
Tarifl. Beschéftigte: 10 > 26,67 | Tarifl. Beschaftigte: 2 0 20 -6,67
EG12/S18 EG 13
Gesamt: 15 4 Gesamt: 5 1
Beamte: Beamte:
Al2 3 L Al12 g 2
Tarifl. Beschéftigte: 8 5 27,27 | Tarifl. Beschéftigte: 10 3 31,25 +3,98
EG11/S 17 EG12/S 18
Gesamt: 11 3 Gesamt: 16 5
Beamte: Beamte:
All 6 4 All g g
Tarifl. Beschéaftigte: Tarifl. Beschéftigte:
EG10/S15und S 6 4 66,67 EG11/S 17 13 7 66,67
16
Gesamt: 12 8 Gesamt: 18 12
Beamte: Beamte:
A10. L ! A10. . .
Tarifl. Beschéaftigte: Tarifl. Beschéftigte: _
EG9 /S9bisS 14 28 14 L2 EG10/S 15und S 9 4 S0 172
16
Gesamt: 29 15 Gesamt: 10 5
Beamte: Beamte:
A 9g.D. 2 2 A9g.D. Y Y
Tarifl. Beschéftigte: Tarifl. Beschéftigte: )
100 YeGob, oc/s10bis | 27 | 16 | 9333 | 3667
S 14
Gesamt: 2 2 Gesamt: 30 19
Insgesamt: 69 32 46,38 Insgesamt: 79 42 53,16 +6,78

Bei der GrolRenordnung der Hansestadt Wipperfirth und ihrer Verwaltung kénnen
bereits leichte Veranderungen der Anzahl pro Besoldungs- bzw. Entgeltgruppe (etwa
durch Neubildung und Auflésung von Stellen, Abanderung des Stelleninhalts etc.)
grolRere Auswirkungen auf die jeweilige Frauenquote haben. Zum 01.Januar 2017
trat die neue Entgeltordnung zum TVOD fur den Bereich der VKA in Kraft. Durch die
neue Entgeltordnung kommt es zu einer neuen Zuordnung der Entgeltgruppen, so-
wie die Unterteilung der Entgeltgruppe 9 in 3 Entgeltgruppen, die 9a, 9b und 9c. Die
Entgeltgruppe 9a ist der Laufbahngruppe | zugehorig und findet deshalb keine Be-
rucksichtigung mehr. Durch die Verschiebung, ist der Vergleich der einzelnen Ver-
gleichsgruppen nicht besonders aussagekréftig. Trotzdem konnte insgesamt die
Frauenquote im zugrundeliegenden Vergleichszeitraum von 46,38% auf 53,16% ge-
steigert werden und hat einen Anteil von tGber 50% erreicht.
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7))

Beforderungen bzw. HOhergruppierungen,

Auszubildende,

Statistik der freigestellten Mitarbeiterinnen

Hierzu wird auf die jeweiligen Statistiken verwiesen, die dem Entwurf des neuen
Gleichstellungsplan beiliegen.

Im Berichtszeitraum wurden insgesamt 85 Beforderungen bzw. H6hergruppierungen

vorgenommen.

Insgesamt stehen 34 Beférderungen bzw. Héhergruppierungen bei den Mannern

insgesamt 51 Beforderungen bzw. Hohergruppierungen bei den Frauen gegentber.

8.) Fortbildungen

Wie im letzten Bericht wurde auch dieses Mal wieder die Teilnahme an Fortbildungen
in den Laufbahngruppen des gehobenen Dienstes (beamtenrechtliche Besoldungs-
gruppen und die vergleichbaren Entgeltgruppen nach dem TV6D) erfasst:

fachlibergrei-
fachspezifische | fende Fortbil- Bewerbungen und Zulassung
Bes.Gruppe/ Fortbildung dung IT-Fortbildung zur Fortbildung
Entg.Gruppe davon | davon
Manner | Frauen | Manner | Frauen | Manner | Frauen | Manner | Frauen | Teilzeit | Beurl.
Beamte 13 50 0 25 0 1 13 76 19 0
Tarifl. Beschéaf-
tigte 30 84 3 1 0 0 33 85 29 0
gehob.Dienst
Zusammen 43 134 3 26 0 1 46 161 48 0

Fur Teilzeitbeschéftigte gelten dieselben Zugangsvoraussetzungen wie fir Vollzeit-
krafte. Die Frauenquote erreicht bei insgesamt 207 Fortbildungen 77,78 %, im Be-
richtszeitraum 2013 bis 2016 handelte es sich um insgesamt 222 Fortbildungen und

eine Frauenquote von 58,56 %.
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9.) Zusammenfassende Analyse der Gegenuberstellungen

Wie schon zuvor und auch im vorhergehenden Bericht zum Ausdruck gebracht, kann
das Gesamtgeflige der Beschaftigten, auch bezogen auf die jeweilige Situation der
bei der Stadtverwaltung Wipperfurth beschaftigten Frauen, innerhalb eines Dreijah-
reszeitraumes nur sehr bedingt verandert und im Sinne der Gleichstellung von Frau-
en und Mannern nur mittel- bis langfristig spurbar verbessert werden.

Der Frauenanteil der bei der Verwaltung beschéftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter ist innerhalb des Berichtszeitraumes nahezu konstant geblieben. Der Anteil der
Frauen Uberwiegt den der Manner weiterhin.

Zum 31.12.2018 beschaftigte die Hansestadt Wipperfurth 9 vollzeitbeschéaftigte Man-
ner weniger, dafir aber 14 vollzeitbeschéftigte Frauen mehr als im Vergleich zum
31.12.2015. Gemessen an der Gesamtzahl der Vollzeitbeschaftigten ist der Frauen-
anteil damit von 37,40% auf 40,91% (Tabelle zu 2.) angestiegen.

Wahrend zum 31.12.2015 77 der 208 Gesamtbeschaftigten (= 37,02 %) teilzeitbe-
schaftigt waren, lag die Quote der Teilzeitkrafte zum 31.12.2018 bei 34,89% (82 von
235 Gesamtbeschaftigten). Der Anteil der Teilzeitbeschaftigungen hat prozentual
leicht abgenommen.

Im gehobenen Dienst wurde eine weitere Erhdhung der Frauenquote um 6,78% Pro-
zentpunkte im Vergleich zu 2015 erzielt.

Im hdheren Dienst ist eine Fuhrungsposition mit einer Frau besetzt, da diese bis zum
31.12.2015 noch nicht beférdert werden konnte, wurde die Beamtin in der Statistik
2016 im ehem. gehoben Dienst gefuhrt. Mittlerweile konnte die Beamtin befdrdert
werden.

Im Textteil des FFP sind neben diesem Ziel auch andere MalRnahmen und Ziele zum
Abbau der strukturellen Benachteiligung der weiblichen Beschaftigten verbindlich
festgelegt, namlich

MaRnahmen auf der Steuerungsebene / Ubergreifende MaRnahmen,
Stellenausschreibung,

Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie

Fortbildung.

In gegenseitiger Verantwortung zwischen dem Verwaltungsvorstand, der Gleichstel-
lungsbeauftragten und dem Personalrat wurden kontinuierlich und regelmafiig die in
den entsprechenden Abschnitten des FFP beschriebenen MalRRnahmen abgeprift
und im Sinne des Machbaren dann auch umgesetzt. Insbesondere wurde die Gleich-
stellungsbeauftragte bei allen organisatorischen und personellen MalRhahmen mit
Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frau und Mann beteiligt (einschlie3lich Stel-
lenausschreibungen, Auswahlverfahren und Vorstellungsgesprachen). Bei der Um-
setzung der vorgenannten Mallnahmen hat die Gleichstellungsbeauftragte den
Dienstherrn unterstitzt bzw. an der Realisierung aktiv mitgewirkt. Sie stand Uberdies
den Beschaftigten in Fragen der Gleichstellung beratend und unterstitzend zur Sei-
te.

Der Inhalt dieses Berichtes ist mit der Gleichstellungsbeauftragten, Frau Marlies
Latzow, abgestimmit.

Hansestadt Wipperftrth
Der Burgermeister
-Personalservice-
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Aus dem Frauenférderplan wird der Gleichstellungsplan

Im Rahmen der Novellierung des Gesetzes zur Gleichstellung von Frauen und
Mannern fur das Land Nordrhein-Westfalen 2016 wurde aus dem bisherigen
Frauenforderplan ein Gleichstellungsplan und ist ein Baustein im Handlungsplan
einer Gleichstellungsbeauftragten. Nach MalRRgabe dieses Gesetzes werden
Frauen gefordert, um bestehende Benachteiligungen abzubauen und eine
Chancengleichheit zu gewahren, sowie die Vereinbarkeit von Beruf und Familie
fur Frauen und Manner zu verbessern.

Praambel

Die Gleichstellung von Frau und Mann ist seit Inkrafttreten der Landesverfassung
im Jahr 1950 noch immer nicht vollstandig verwirklicht. Dies gilt auch fur die
Stadtverwaltung Wipperfirth.

Hier befinden sich Frauen vor allem in den unteren Entgelt- und Besoldungs-
gruppen und sind in Filhrungspositionen noch kaum vertreten.

Die Stadtverwaltung Wipperfurth setzt sich sowohl gegeniber ihren Beschéftig-
ten als auch in ihrer sachlichen Tatigkeit fur die gleichwertige gesellschaftliche
Teilhabe beider Geschlechter ein und tragt zum Abbau struktureller Benachteili-
gung von Frauen bei. Eine strukturelle Benachteiligung liegt dann vor, wenn sich
eine geschlechtsneutral formulierte Regelung oder Malinahme tatsachlich auf
ein Geschlecht wesentlich haufiger nachteilig oder seltener vorteilhaft auswirkt
und dies nicht durch zwingende Griinde objektiv gerechtfertigt ist.

Unterschiedliche Lebenserfahrungen und Sichtweisen der Geschlechter missen
in alle Entscheidungsprozesse eingehen. Daher sollte Gleichstellung die Ent-
wicklung von Rahmenbedingungen zur Verbesserung der Lebens- und Arbeits-
bedingungen besonders von Frauen als Gemeinschaftsaufgabe férdern, die von
allen Bereichen der Dienststelle gleichermalen wahrzunehmen ist.

Alle Vorgesetzten tragen fur ihren Verantwortungsbereich die Mitverantwortung
daflrr, dass die im Frauenforderplan formulierten Ziele unterstitzt und realisiert
werden.

Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, insbesondere solche mit personeller Ver-
antwortung, sind aufgefordert, an dieser Aufgabe mitzuarbeiten. Mitarbeit bedeu-
tet fur die sachlich unmittelbar zustandigen Stellen die konkrete Anwendung und
Durchfihrung der MaRnahmen dieses Gleichstellungsplans, d.h. die praktische
Umsetzung.

Der Gleichstellungsplan soll dazu beitragen, die Forderungen des Grundgeset-
zes und des Landesgleichstellungsgesetzes nach Gleichbehandlung und Gleich-
stellung zu erfillen und die vorhandenen Strukturen vor Ort so zu verandern,
dass Frauen in allen Bereichen, Berufen und Funktionen paritatisch vertreten
sind.
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Manner und Frauen missen die Moglichkeit haben, familiaren Aufgaben (z. B.
Betreuung von Kindern und pflegebedirftigen Angehérigen) ohne berufliche
Nachteile nachzugehen.

Geltungsbereich
Der nachstehende Gleichstellungsplan gilt fur die Stadtverwaltung Wipperfurth.

Entsprechend dem § 2 Abs. 2 LGG soll bei der Griindung eines Unternehmens
in Rechtsform des Privatrechts durch das Land, eine Gemeinde oder einen Ge-
meindeverband die Anwendung dieses Gesetzes im Gesellschaftsvertrag ver-
einbart werden. Gehdrt der Hansestadt Wipperfirth allein oder gemeinsam mit
anderen Gebietskorperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in
einer Rechtsform des privaten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter
darauf hin, dass in dem Unternehmen die Ziele dieses Gesetzes beachtet wer-
den.

MaRnahmen auf der Steuerungsebene/Ubergreifende MaRnahmen

Gleichstellung ist integraler Bestandteil von Personalentwicklung und wird als
Gemeinschaftsaufgabe definiert. Zu den Aufgaben der Steuerungsebene geho-
ren auch geschlechtergerechte Personalentwicklungskonzepte, Aus- und Fortbil-
dungskonzepte, frauengerechte Malinahmen, familiengerechte Arbeitszeitmodel-
le.

Im Rahmen von Haushaltssicherungskonzepten, Haushaltskonsolidierung und
anderen PersonalsparmalRnahmen ist darauf zu achten, dass diese nicht zu Las-
ten der Beschaftigung von Frauen gehen.

Zur Erreichung der beschriebenen Zielsetzung kénnen auch solche MalRnahmen
erforderlich sein, die zunachst Kosten verursachen kénnen.

Geplante umfassende Aufgabenanderungen, Arbeitsverteilung oder Organisati-
onsentwicklungen sind im Vorfeld auf ihre Auswirkungen im Hinblick auf die Be-
schaftigtenstruktur zu Uberprufen. Eine Verschlechterung der Beschaftigtenstruk-
tur zum Nachteil der weiblichen Beschaftigten ist grundsatzlich auszuschlieRen
bzw. durch Ausgleichsmal3hahmen abzufedern, z.B. Qualifizierung fir hoherwer-
tige Tatigkeiten.

Gender Ansatze fuhren zu einer Beriicksichtigung von Geschlechterverhéltnis-
sen, unter Einbezug von Entscheidungsprozessen in allen Arbeitsbereichen. Un-
gleichheit der Geschlechter sollten beseitigt und innovative Strategien zur Ver-
anderung von Organisationseinheiten geférdert werden. Insbesondere im Be-
reich der Wirtschaftsforderung sollte der Gender Gedanke aufgenommen werden
und Berucksichtigung finden. Gender Mainstreaming erganzt und erweitert daher
die Frauenférderung.



Stellenausschreibung

Freie Stellen werden grundsatzlich auch innerhalb der Verwaltung ausgeschrie-
ben und sind den Beurlaubten ebenfalls bekannt zu geben. Zwingend muss in
den Bereichen intern ausgeschrieben werden, in denen Frauen unterreprasen-
tiert sind. Sind in der frei gewordenen Funktion bzw. in der vorgesehenen und
den darunterliegenden Entgeltgruppen Frauen unterreprasentiert, kann dartber
hinaus auf3erhalb der Verwaltung 6ffentlich ausgeschrieben werden.

Liegen nach der internen Ausschreibung keine Bewerbungen von entsprechend
qualifizierten Frauen vor, soll die Ausschreibung einmal offentlich wiederholt
werden. Im Einvernehmen mit der Gleichstellungsbeauftragten kann von einer
offentlichen Ausschreibung abgesehen werden, insbesondere bei Stellen, die
Anwarterinnen und Anwaérter oder Auszubildende nach beendeter Ausbildung
vorbehalten sein sollen.

Die Personalverantwortlichen sind aufgefordert, Frauen bei entsprechender Qua-
lifikation verstarkt zu Bewerbungen um hoherwertige Stellen zu motivieren und
sie auf diesem Weg zu unterstitzen.

Die Formulierung von Ausschreibungen erfolgt grundsatzlich geschlechtsneutral.
Das Anforderungsprofil einer Stelle ist klar zu beschreiben.

Soweit zwingende dienstliche Belange nicht entgegenstehen, sind die Stellen
einschlie3lich der Funktionen mit Vorgesetzten- und Leitungsfunktionen zur Be-
setzung auch in Teilzeit auszuschreiben.

Stellenausschreibungen fur Bereiche, in denen Frauen unterreprasentiert sind,
werden so gestaltet, dass Frauen sich gezielt angesprochen fihlen. Der Aus-
schreibungstext bei internen und externen Ausschreibungen wird daher um fol-
genden Zusatz erganzt:

,Bei gleicher fachlicher Eignung werden Frauen aus Gleichstellungsgrinden vor-
rangig berucksichtigt, wobei die flexiblen Arbeitszeiten der Hansestadt Wipper-
furth familienfreundliche Lésungen bieten.*

Auswahlkriterien und Einstellungstests werden auf ihre geschlechtsspezifische
Neutralitat hin Gberpruft.

In den Bereichen, in denen Frauen unterreprasentiert sind, sind mindestens
ebenso viele Frauen wie Manner oder alle Bewerberinnen zum Vorstellungsge-
spréach einzuladen, wenn sie die geforderte formale Qualifikation fur die Beset-
zung des Arbeitsplatzes oder des zu Ubertragenden Amtes erfilllen.

Fragen und Anmerkungen, die geeignet sind Frauen zu benachteiligen, sind un-
zulassig.

Bei Abordnungen, Umsetzungen oder Ubertragung von Projektleitungen und
Aufgaben, die dazu dienen kénnen, Qualifikationen zu erlangen, auch wenn kei-
ne Befdrderung bzw. Hohergruppierung damit verbunden ist, sind Frauen bei
gleichwertiger Eignung fur den konkreten Arbeitsplatz so lange vorrangig zu be-
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ricksichtigen, bis sie in den entsprechenden Bereichen/Funktionen und Besol-
dungs- bzw. Entgeltgruppen gleichermal3en reprasentiert sind.

Eine gleiche Qualifikation liegt dann vor, wenn die Bewertungen der einzelnen
Merkmale "Eignung — Befahigung — fachliche Leistung" in der Gesamtsicht bei
mehreren Bewerberinnen und Bewerbern zu einem Ubereinstimmenden Ergeb-
nis fuhren, auch wenn die einzelnen Kriterien bei den Bewerberinnen und Be-
werbern unterschiedlich ausgepragt sind.

Fur die Beurteilung der vorstehenden Merkmale sind ausschlie3lich die Anforde-
rungen des zu besetzenden Arbeitsplatzes oder des zu vergebenden Amtes
mafdgeblich. Bei der Qualifikationsbeurteilung sollen Erfahrungen und Fahigkei-
ten aus der Betreuung von Kindern oder Pflegebedirftigen und ehrenamtlichen
Tatigkeiten einbezogen werden, soweit diese fir die zu Ubertragende Aufgabe
von Bedeutung sind.

Vorangegangene Teilzeitbeschaftigungen, Unterbrechungen der Erwerbstatigkeit
und Verzdégerungen beim Abschluss der Ausbildung auf Grund der Betreuung
von Kindern oder pflegebedirftigen Angehorigen dirfen nicht nachteilig bertck-
sichtigt werden. Familienstand, Einkommensverhéltnisse des Partners oder der
Partnerin und die Zahl der unterhaltsberechtigten Personen durfen nicht bertck-
sichtigt werden.

Bei ansonsten gleicher Qualifikation flr Leitungs- und Fihrungsaufgaben kénnen
Engagement und Sensibilitat fir den Themenbereich der Gleichstellung von Frau
und Mann ausschlaggebend sein.

Vereinbarkeit von Familie und Beruf
5.1 Allgemeines

Die Hansestadt Wipperfirth erleichtert ihnren Beschéatftigten mit betreuungsbeddrf-
tigen Kindern/Angehdrigen die Vereinbarkeit von beruflichem Engagement und
familiaren Aufgaben, indem sie im Rahmen der gesetzlichen, tarifvertraglichen
oder sonstigen Regelungen Arbeitszeiten ermdglicht, die eine Vereinbarkeit von
Familie und Beruf erleichtern, soweit zwingende dienstliche Belange nicht entge-
genstehen. Dies kann durch Beurlaubung und vortibergehende Arbeitszeitredu-
zierung erreicht werden mit dem Ziel, familienbedingte Ausfallzeiten so gering
wie maoglich zu halten.

Insbesondere Alleinerziehenden und Auszubildenden mit Kindern soll eine Bei-
behaltung des Beschaftigungsverhaltnisses bei der Hansestadt Wipperfirth er-
maoglicht werden.

Um die tatsachliche Gleichstellung von Frauen und Mannern zu fordern, begruif3t
die Hansestadt Wipperfurth, wenn méannliche Beschaftigte die Moglichkeiten der
Arbeitszeitgestaltung und Beurlaubung verstéarkt in Anspruch nehmen.

Alle Beschatftigten werden durch den Personalservice lber die gesetzlichen und
tarifvertraglichen Bestimmungen beziglich der Beurlaubung (z.B. bei der Be-
treuung von Kindern, pflegebedirftigen Angehérigen), der Reduzierung der Ar-
beitszeiten, der flexiblen Gestaltung der Arbeitszeiten sowie Uber die persoénli-
chen, finanziellen und beruflichen Konsequenzen beraten und informiert.



Mit Mannern und Frauen, die in Elternzeit oder Beurlaubung gehen, werden Per-
sonalgesprache gefiuhrt, die auf die Bedeutung der kontinuierlichen Erwerbsbio-
grafie hinweisen und den Erhalt und die Weiterentwicklung ihrer Qualifikation
Uber den Zeitraum der Elternzeit oder Beurlaubung zum Ziel haben.

Wenn dies im entsprechenden Personalgesprach vereinbart wurde, informieren
Vorgesetzte die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Elternzeit bzw. in Beurlau-
bung regelméalRig tber wichtige Veranderungen im Aufgabengebiet.

In den vergangenen Jahren haben bei der Stadtverwaltung auch Vater die Mog-
lichkeit genutzt Elternzeit in Anspruch zu nehmen. Eine positive Entwicklung wird
sichtbar: Manner erkennen die Mdglichkeit, die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf als Gewinn fur sich zu entdecken. Der Arbeitgeber bietet vielfaltige M6g-
lichkeiten, um diese Attraktivitat weiter voranzutreiben.

Seit dem 26.06.2018 gibt es eine Dienstvereinbarung zur Telearbeitszeit. Im
Rahmen dieser Dienstvereinbarung ermdglicht die Hansestadt Wipperfurth ihren
Mitarbeitern die Teilnahme an der Telearbeit mit einem Zeitanteil von bis zu 50%
der regelmaRigen personlichen Arbeitszeit.

5.2 Teilzeit

Bei Antragen auf Teilzeit wird entsprechend der beamten- und tarifrechtlichen
Bestimmungen im Sinne des 8 13 LGG verfahren.

Nach MaRRgabe des § 13 Abs. 6 LGG bzw. 14 Abs. 3 LGG sind qualifizierte Er-
satzkrafte zu stellen. Dies kann geschehen durch befristete Arbeitsverhaltnisse,
Job-Rotation oder erziehungsgeldunschéadliche Beschéaftigung von Beurlaubten.

Im Falle einer Ruckkehr in Teilzeit der beurlaubten Stelleninhaberin / des beur-
laubten Stelleninhabers ist der Ersatzkraft die verbleibende Arbeitszeit vorrangig
anzubieten.

Entstehen durch Arbeitszeitreduzierungen oder organisatorische Veranderungen
Stellenreste, sind diese vorrangig den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern anzubie-
ten, die sich in Elternzeit befinden bzw. beurlaubt sind, um so einen stufenwei-
sen Wiedereinstieg zu erméglichen.

Die Sicherstellung einer Vertretung oder zugigen Wiederbesetzung dieser Stel-
len sind Mafllhahmen, um eine positive Haltung gegenuber der Beschaftigung
von jungen Frauen und Muttern sowie engagierten Vatern bei Kolleginnen und
Kollegen und Vorgesetzten zu erreichen. Dies gilt mdglichst fur die Zeit des Mut-
terschutzes, zwingend fir die Zeit der Elternzeit und ggf. der anschlielenden
Beurlaubung. Die Abwesenheit wegen Mutterschutz, Elternzeit oder Beurlaubung
darf nicht zu einer unvertretbaren Mehrbelastung der lbrigen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter fihren.

Beschaftigte, die eine Teilzeitbeschaftigung beantragen, sind in einem ausfihrli-
chen Gespréach auf die Folgen der ermaligten Arbeitszeit, insbesondere auf die
beamten-, arbeits-, versorgungs- und rentenrechtlichen Folgen, hinzuweisen.
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Alle Arbeitsplatze sind grundsatzlich teilbar. Dies gilt auch fur Leitungsfunktio-
nen.

Die Inanspruchnahme familienfreundlicher Arbeitszeiten durch Eltern wird er-
leichtert. Bei der Gestaltung von Dienst- und Urlaubsplanen sollen die Belange
von Eltern vorrangig berlcksichtigt werden. Darlber hinaus sollte Eltern schul-
pflichtiger Kinder die Moglichkeit eingerdumt werden, ihre Arbeitszeit an die
Schulferien anzupassen und entsprechende befristete Vertrage (87 %-Vertrage)
abzuschliel3en, soweit zwingende dienstliche Grinde nicht entgegenstehen.

Teilzeitbeschaftigten werden die gleichen beruflichen Entwicklungs- und Fortbil-
dungschancen eingerdumt wie Vollzeitbeschéftigten. Eine unterschiedliche Be-
handlung ist nur zulassig, wenn zwingende sachliche Grunde diese rechtfertigen.
Eine schriftliche Begrindung gegenuber der Gleichstellungsbeauftragten ist er-
forderlich.

Teilzeitbeschaftigung darf sich nicht nachteilig auf das berufliche Fortkommen
und die dienstliche Beurteilung auswirken. Insbesondere dirfen bei Beférderun-
gen und Hohergruppierungen keine Nachteile aus einer Teilzeitbeschaftigung
entstehen.

5.3 Beurlaubung

Bei Antragen auf Beurlaubung wird entsprechend der beamten- und tarifrechtli-
chen Bestimmungen im Sinne des 8§ 14 LGG verfahren.

Nach Ablauf der Beurlaubung werden die Beschéftigten nach MalRgabe des Be-
soldungs- bzw. Tarifrechts mindestens zu den gleichen Bedingungen wie vor
dem Antritt des Urlaubs weiter beschaftigt.

Mit den Beschaftigten sind rechtzeitig vor Ablauf einer Beurlaubung Beratungs-
gesprache durch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Personalabteilung zu
fuhren, in denen sie Uber die Mdglichkeiten ihrer Beschaftigung informiert wer-
den.

Beurlaubte Beschaftigte kdnnen an Personalversammlungen und sonstigen Ge-
meinschaftsveranstaltungen teilnehmen und sollen hieriber von der Personal-
verwaltung bzw. dem Personalrat rechtzeitig und ausfihrlich informiert werden.

Im Rahmen der rechtlichen Mdglichkeiten sollen weiterhin beurlaubten Beschaf-
tigten insbesondere Urlaubs- und Krankheitsvertretungen vorrangig vor externen
Bewerberinnen und Bewerbern angeboten werden.

Einmal jahrlich werden die beurlaubten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zu einer
Informationsveranstaltung eingeladen, um insbesondere Uber organisatorische
und personelle Veranderungen sowie andere aktuelle Entwicklungen zu informie-
ren.
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Fortbildung
FortbildungsmalRinahmen werden bei der Hansestadt Wipperftrth im Rahmen der
finanziellen Mdglichkeiten bewilligt, wenn diese im dienstlichen Interesse liegen.

Vorgesetzte unterstiitzen die Fort- und Weiterbildungsbemihungen von Frauen
und Méannern gleichermaf3en und motivieren ggf. Frauen besonders.

Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen sind dienstliche Veranstaltungen im
Sinne des Dienstunfallrechts. Durch eine Teilnahme entstehende Fahrtkosten
werden auch den beurlaubten Kraften erstattet.

In Fuhrungs- und Fuhrungsnachwuchskrafteseminaren sind u.a. auch die The-
menstellungen

- Gleichstellung von Frau und Mann

- Personalentwicklung / Frauenforderung

- Themen des Gender Mainstreaming

- Vereinbarkeit von Beruf und Familie

- Vermeidung von sexueller Belastigung und Mobbing am Arbeitsplatz
- MalRnahmen der Gesundheitserhaltung/Gesundheitsférderung

ausdricklich zu behandeln. Mit Referentinnen und Referenten sind entsprechen-
de Konzepte abzustimmen. Frauen sind verstarkt als Leiterinnen und Referen-
tinnen fur Fortbildungsmal3nahmen einzusetzen, sofern nicht bereits ein ausge-
wogenes Verhaltnis von Frauen und Mannern erreicht wurde.

Die Teilnahme an entsprechenden Seminaren ist fur alle Fihrungskréafte verbind-
lich. Fur die Ubernahme von Fiihrungsaufgaben ist sie Voraussetzung. War die
Teilnahme ohne Verschulden der Bewerberin oder des Bewerbers nicht moglich,
wird sie bei Auswahl der Bewerberin oder des Bewerbers schnellstmoglich
nachgeholt.

Neben den Seminaren fir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sollen auch Seminare
speziell fir Frauen angeboten werden (Wen-Do-Kurse). Diese sind gesondert
anzukundigen.

Zahlen/Daten/Fakten
(in Klammen sind die Daten nach dem FFP 2016 nachrichtlich aufgefiihrt)

Entsprechend dem Dienstrechtsmodernisierungsgesetz wurden die 4 Laufbahn-
gruppen des einfachen, mittleren, gehobenen und héheren Dienstes in 2 Lauf-
bahngruppen neu geordnet: Laufbahngruppe | (einfacher und mittlerer Dienst)
und Laufbahngruppe Il (gehobener und héherer Dienst).

Zur besseren Vergleichbarkeit und grof3eren Aussagekraft der Statistik wird wei-
terhin eine Unterscheidung zwischen den ehemaligen Laufbahngruppen vorge-
nommen.

Wie der beigefugten Statistik zu entnehmen ist, arbeiteten am 31.12.2018 136
(117) Frauen und 89 (91) Manner bei der Hansestadt Wipperfurth, 57,87 %
(56,25 %) der Beschatftigten sind Frauen. Dies ist, fur sich betrachtet, positiv zu
bewerten.
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Die meisten weiblichen Beschéftigten befinden sich in den mittleren Entgelt- bzw.
Besoldungsgruppen. Im Bereich des ehem. héheren Dienstes und der Entgelt-
gruppe 14 ist eine Frau (2015: 0) vertreten, im Bereich des ehem. gehobenen
Dienstes und der vergleichbaren Entgeltgruppen liegt die Frauenquote bei 53,16
% (46,38 %).

Die frauenspezifische Problematik liegt bei der Hansestadt Wipperfirth in der
Personalstruktur. Im Bereich des hdheren Dienstes bzw. der entsprechenden
Entgeltgruppen ist derzeit eine Frau beschaftigt aber zum Stichtag 31.12.2018
noch nicht erfasst ist. In der Laufbahn des ehem. gehobenen Dienstes und in
den entsprechenden Entgeltgruppen ist der Frauenanteil in den Spitzenamtern
im Verhaltnis zum Frauen-Manner-Anteil ausgeglichen werden., im Vergleich zu
2015 konnte der Frauenanteil um 6,78 Prozentpunkte auf 53,16 % gesteigert
werden. Anders sieht es im Bereich des ehem. mittleren und ehem. einfachen
Dienstes und den vergleichbaren Entgeltgruppen aus. Hier liegt der Frauenanteil
mit 61,15 % (63,33 %) bzw. 57,87 % (56,25 %) weit tber 50 %.

Bei der Besetzung von Stellen im ehem. hoheren Dienst bzw. der vergleichbaren
Entgeltgruppen sowie denen mit Leitungs- und Fuhrungsfunktionen und bei Be-
férderungen bzw. Hohergruppierungen wird wie bisher ganz besonders auf die
konsequente Einhaltung und Umsetzung des Landesgleichstellungsgesetzes
und dieses Frauenforderplanes geachtet.

Eine realistische Prognose Uber die Veranderung der Frauenanteile in den ein-
zelnen Besoldungs- und Entgeltgruppen kann aus den nachfolgend erlauterten
Grinden nicht erfolgen.

Durch Sparzwénge, Wirtschaftlichkeitserwdgungen und sonstige Umstrukturie-
rungsmalinahmen bedingt, werden auch zuktnftig nicht alle freiwerdenden Stel-
len wiederbesetzt. Oftmals greifen vor allem beim Freiwerden von Leitungsfunk-
tionen organisatorische MaRnahmen, wie z. B. die Zusammenlegung von Am-
tern.

Als ein Unsicherheitsfaktor ist die Entscheidung von Beurlaubten zu sehen, ob
und in welchem Umfang sie die Arbeit wiederaufnehmen wollen. Die entspre-
chende Statistik in der Anlage macht die Problematik deutlich.

Jede konkrete Prognose auf der Basis solch unberechenbarer Faktoren ware un-
realistisch und wenig hilfreich.
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Ziele
8.1 Stellenbesetzungen

Langfristig wird weiterhin eine Paritat bei der Besetzung folgender Stellen ange-
strebt:

8.1.1 ehem. héherer Dienst (ab A 13/Entgeltgruppe 13)

Es wird angestrebt den Frauenanteil in Flhrungspositionen weiter zu
erhohen. Die nachsten zu besetzenden Stellen sollen bei gleicher Eig-
nung, Befahigung und fachlicher Leistung an Frauen vergeben werden.

8.1.2 ehem. gehobener Dienst (ab A 11/Entgeltgruppe 11)

In diesen Besoldungs- und Entgeltgruppen befinden sich 34 Manner
und 17 Frauen. Es wird angestrebt, in den néchsten funf Jahren - unter
Bertcksichtigung der Haushaltslage - bei gleicher Eignung, Befahigung
und fachlicher Leistung mehr Frauen in diese Gruppen zu befdrdern
bzw. hoher zu gruppieren als Manner. Notwendige Qualifizierungen
werden angeboten.

8.2 Betriebliches Gesundheitsmanagement

Gesundheitsmanagement zielt auf das physische sowie psychische Wohlbefin-
den ab, wodurch eine Gesunderhaltung einer jeden Mitarbeiterin und Mitarbei-
ters gefordert werden soll.

Grundlage des Betrieblichen Gesundheitsmanagements (BGM) ist die gesetzli-
che Verpflichtung zum Arbeits- und Gesundheitsschutz und zum betrieblichen
Eingliederungsmanagement (BEM) sowie die freiwilligen Leistungen des Arbeit-
gebers zur betrieblichen Gesundheitsférderung.

Bei der Hansestadt Wipperfirth werden der Arbeits- und Gesundheitsschutz
(Gefahrdungsbeurteilungen, arbeitsmedizinische Untersuchungen, Impfungen,
personliche Schutzausristung usw.) sowie das BEM seit vielen Jahren aktiv ge-
lebt.

Auch die Gesundheitsforderung hat einen sehr hohen Stellenwert. Kooperatio-
nen mit Fitnessstudios, YogaRaum und Rickenzentrum gehéren ebenso dazu
wie Gesundheitstage oder gesunde sowie bewegte Mittagspausen, Massagen,
verschiedene Kursangebote (Yoga, Ruckenschule), Schnupperkurse etc. werden
regelmalig angeboten.

Das Angebot eines psychologischen Dienstes, der bei beruflichen aber auch pri-
vaten Problemen in Anspruch genommen werden kann, rundet das Angebot ab.

Das Interesse der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an den Gesundheitsangebo-
ten ist seit Einfihrung der Angebote sehr grof3 und wird von diesen positiv be-
wertet. Aufgrund einer Mitarbeiterbefragung beim Gesundheitstag im Jahr 2018
kénnen gezielt Angebote zur Férderung der Gesundheit durchgefuhrt und wei-
terentwickelt werden.
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11
Wie jede wirkungsvolle MalRnahme, ist auch das Betriebliche Gesundheitsma-

nagement nicht zum Nulltarif zu haben. Die Umsetzung erfordert sowohl perso-
nelle als auch finanzielle Ressourcen.

Berichtspflicht
Nach Ablauf des Frauenforderplans ist ein Bericht Uber die Personalentwicklung
und die durchgefiihrten MalRBhahmen zu erarbeiten und dem Rat mit der Fort-

schreibung des Frauenférderplanes vorzulegen.

Der Bericht muss auch die Grinde enthalten, die evtl. zu erganzenden Mal3-
nahmen wahrend der Laufzeit dieses Frauenforderplanes gefiihrt haben.

Dieser Bericht ist den Beschéftigten der Hansestadt Wipperfurth bekannt zu ma-
chen.

Jeweils mit der Vorlage des Stellenplanentwurfs ist dem Unterausschuss ,Per-
sonal“ ein Zwischenbericht zu erstatten.

Inkrafttreten

Der Frauenforderplan tritt am Tag nach der Verabschiedung durch den Rat in
Kraft und gilt fur funf Jahre.

Er ersetzt den Frauenforderplan vom 05.07.2016.
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Anlage 3

Personalstatistik

Zum

Gleichstellungsplan

der Hansestadt Wipperfurth

Hansestadt Wipperfiurth
Der Burgermeister
11- Personalservice



Zahl der Beschaftigten, getrennt nach Laufbahn- und Berufsgruppen sowie nach Vollzeit- und Teilzeitbeschéftigten

Stichtag: 31.12.2015

Stichtag: 31.12.2018

Beamte Beschéftigte (einschlief3lich davon zum Stichtag davon zum Stichtag Beschaéftigte (einschlielich davon zum Stichtag davon zum Stichtag

(Besoldun)gs- Beurlaubte) vollzeitbeschaftigt teilzeitbeschéftigt Beurlaubte) vollzeitbeschaftigt teilzeitbeschaftigt

gruppe
insges. |m w w in % insges. |m w w in % insges. |m |w [win% Jinsges. |m w win % insges. |m w win % insges. |m w win %

B4 - A13 hD 4 4 0 0,00% 4 4 0 0,00% 0l 0f O 0,00% 5 4 1| 20,00% 5 4 1{ 20,00% 0 0 0 0
A9-A13gD 17 7| 10| 58,82% 13 7 6| 46,15% 41 0| 4 100,00% 18 6| 12| 66,67% 11 5 6] 54,55% 7 1 6| 85,71%
A5-A9 mD 3] 0] 3|2100,00% 2| 0O 2| 100,00% 1| O] 1| 100,00% 2 0Of 2 0,00% 0] of O 0,00% 2| 0 2| 100,00%

insgesamt 24 11| 13 ] 54,17% 19 111 8 | 42,11% 5 0] 5] 100,00% 25 10| 15] 60,00% 16 9 7 | 43,75% 9 1 8 | 88,89%
Tarlf_l_lc_h Beschéftigte (einschlief3lich davon zum Stichtag davon zum Stichtag Beschaftigte (einschlielich davon zum Stichtag davon zum Stichtag
Beschaftigte Beurlaubte) vollzeitbeschaftigt teilzeitbeschaftigt Beurlaubte) vollzeitbeschaftigt teilzeitbeschaftigt
(Entgeltgruppe)
insges. |m w w in % insges. |m W w in % insges. |m |w [win% Jinsges. |m w win % insges. |m w win % insges. |m w win %
15-13 0f O] O] 0,00% of o] O 0,00% 0] 0] O 0,00% 2l 21 O 0,00% 21 2 O 0,00% of of O 0,00%
E§1182_-99/ 52| 30| 22| 42,31% 411 28| 13| 31,71% 11 2| 9 81,82% 76| 36| 40| 52,63% 63| 34| 29| 46,03% 13 2] 11| 84,62%
ESGég__;/ 117| 44| 73| 62,39% 71| 43| 28| 39,44% 46| 1|45 97,83%] 120| 47| 73| 60,83% 72| 45 27| 37,50% 49| 3| 46| 93,88%
EG3-1 15 6 9] 60,00% 0 0 0 0,00% 15( 6| 9 60,00% 12 4 8] 66,67% 1 1 0 0,00% 11 3 8| 72,73%
insgesamt 184 | 80 |104] 56,52% | 112 | 71] 41 ] 36,61% 72 1 9|63] 87,50% 210 | 89 )121) 57,62% | 138 | 82| 56 ] 40,58% | 73 8 | 651 89,04%




Zahl der beschéftigten Beamtinnen und Beamten, getrennt nach
Besoldungsgruppen sowie nach Vollzeit- und Teilzeitbeschaftigten

Stichtag: 31.12.2018

Besoldungs- Beschaftigte (einschlieRlich davon zum Stichtag davon zum Stichtag
gruppe Beurlaubte) vollzeitbeschaftigt teilzeitbeschéaftigt
insges. |m w win % insges. |m win % insges. |m win %

B4 1] 1f O 0,00% 1] 1] O 0,00% O] 0] O 0,00%
Al5 2 2 O 0,00% 2l 21 O 0,00% 0] 0] O 0,00%
Al4d 2| 1] 1] 50,00% 2 1) 1 50,00% O] 0] O 0,00%
A13 hD O] 0] O 0,00% Of O] O 0,00% 0] 0] O 0,00%
zusammen 5] 4 1 20,00% 5 4 1 20,00% o of o 0,00%
Al13 gD 3] 2] 1 33,33% 1] 1] O 0,00% 2 1) 1 0,00%
Al2 6] 4 2| 33,33% 5] 4] 1] 20,00% 1l O] 1] 100,00%
All 5[ 0] 5| 100,00% 2 0] 2| 100,00% 3] 0] 3] 100,00%
Al0 1] 0] 1] 100,00% O] O] O 0,00% 1l O] 1] 100,00%
A9 3] 0] 3| 100,00% 3 0] 3| 100,00% 0] 0] O 0,00%
zusammen 18 6] 12 66,67% 11 5 6 54,55% 7 1 6 85,71%
A9 mD 1] 0] 1] 100,00% Of 0] O 0,00% 1l 0o 1 0,00%
A8 Of 0] O 0,00% of 0] O 0,00% O] 0] O 0,00%
A7 1] 0] 1] 100,00% Of 0] O 0,00% 1l O] 1] 100,00%
A6 Of 0] O 0,00% of 0] O 0,00% O] 0] O 0,00%
A5 0] 0] O 0,00% Of 0] O 0,00% 0] 0] O 0,00%
zusammen 2 0 2 100,00% 0 0 0 0,00% 2 0 2 100,00%

insgesamt 25| 10} 15| 60,00% 6] 91 7| 43,75% 9] 1] 8] 88,89%




Zahl der tariflich Beschaftigten, getrennt nach Geschlecht und Vergutungsgruppen sowie nach Vollzeit- und Teilzeitbeschéftigten

Stichtag: 31.12.2015 Stichtag: 31.12.2018
Entgelt- Beschéftigte davon zum Stichtag davon zum Stichtag Beschéftigte davon zum Stichtag davon zum Stichtag
gruppe (einschlief3lich Beurlaubte) vollzeitbeschaftigt teilzeitbeschéftigt (einschlieBlich Beurlaubte) vollzeitbeschaftigt teilzeitbeschaftigt
insges. |m w win % Jinsges. |m win % insges. |m win % Jinsges. |m w win % insges. |m win % Jinsges. |m win %

EG 14 0] O] 0] 0,00% 0] 0] O 0,00% 0 0 0 0,00% 0] 0| 0] 0,00% 0 0 0 0,00% 0 0 0 0,00%
0 0 0,00% 0 0 0 0,00% 0 0 0 0,00%) 0 0 0 0,00% 0 0 0 0,00% 0 0 0 0,00%
EG 13 10| 8 2| 20,00% 10 8 2 20,00% 0 0 0] 100,00% 2 2 0| 0,00% 2 2 0 0,00% 0 0 0 0,00%
EG 12/S 18 10( 8 2| 20,00% 10 8 2 20,00% 0 0 0] 100,00% 10 7 3| 30,00% 9 7 2| 22,22% 1 0 1{100,00%
EG 11/S 17 8] 6] 2| 25,00% 6 6/ O 0,00% 2| 0] 2|100,00% 13| 6] 7| 53,85% 12| 6| 6] 50,00% 1l 0] 1]100,00%
EG 10/S 15-16 6 2| 4| 66,67% 3] O 3 100,00% 3 2 1 33,33% 9 5| 4| 44,44% 5 3 2| 40,00% 4 2 2| 50,00%
EG 9a-9c/S 9-14 28 14 14 50,00% 22| 14| 8 36,36% 6| 0| 6| 100,00% 44| 18| 26| 59,09% 37 18 19| 51,35% 7 0| 7{100,00%
52| 30| 22| 42,31% 41| 28| 13 31,71% 11 2 9| 81,82% 78| 38| 40| 51,28% 65| 36| 29| 44,62% 13 2| 11| 84,62%
EG 8/S 6-8 32 7] 25| 78,13% 19 7] 12 63,16% 13 0| 13| 100,00% 37 5| 32| 86,49% 20| 4| 16| 80,00% 17 1 16| 94,12%
EG 7 32 7| 25| 78,13% 191 7| 12 63,16% 13 O 13 100,00% 171 6] 11| 64,71% 9] 6] 3| 33,33% 8 0O 8[100,00%
EG 6/S 5 30| 15| 15| 50,00% 22| 15 7 31,82% 8 0 8] 100,00% 33| 26 7| 21,21% 29| 26 3] 10,34% 4 0| 4|100,00%
EG5/S 4 49| 21| 28| 57,14% 29 20 9 31,03% 20| 1] 19| 95,00% 28 9| 19| 67,86% 13| 8| 5| 38,46% 15| 1| 14| 93,33%
EG 4/S 3 6 1 5] 83,33% 1 1f O 0 5 0 5] 100,00% 6 2 4| 66,67% 1 1 0 0,00% 5 1 4] 80,00%
117| 44| 73| 62,39% 71| 43| 28 39,44% 46 1| 45| 97,83%| 120| 47| 73| 60,83% 72| 45| 27| 37,50% 49 3| 46| 93,88%
EG 3 7 3] 4| 57,14% 0] 0f O 0,00% 7 3| 4| 57,14% 6 2 4| 66,67% 1 1 0 0,00% 5 1{ 4| 80,00%
EG 2 8| 3| 5| 62,50% 0] 0] O 0,00% 8] 3| 5| 62,50% 6| 2| 4| 66,67% 0] O] O] 0,00% 6 2| 4| 66,67%
15] 6] 9| 60,00% 0] 0O O 0,00% 15] 6] 9| 60,00% 12| 4| 8| 66,67% 1[ 1 O 0,00% 11| 3| 8| 72,73%
insgesamt]  184] 80] 104] 56,52% 112 71| 41 36,61% 72 9] 63] 87,50%] 210} 89]121] 57,62%] 138] 82| 56] 40,58% 73 8] 65] 89,04%




Statistik der Freigestellten (Stand: 31.12.2018)
(Mitarbeiterinnen im Erziehungsurlaub bzw. in der Beurlaubung)

Ablauf In | Ablauf in | Ablauf In
2019 2020 2021 spater | Gesamt
Beamte 1 1 0 0 2
davon |Erz.Url. 1 1 0 0
Beurlaubung 0 0 0 0
Tarifbeschéftigte 5 4 9
davon |Erz.Url. 4 2 0 0
Beurlaubung 1 2 1 1
Freistellung aus familiaren Griinden insgesamt 6 5 0 0 11

Istbestand der Beurlaubungen nach Besoldungs- und Entgeltgruppen (Stand: 31.12.2018)

Besoldungs- Beschéftige in Elternzeit Beurlaubung aus familienpolitischen davon Beurlaubte in Teilzeit Altersteilzeit
Entgelt- Griinden
gruppe insges. |Manner Frauen |Frauen %linsges. |Manner |Frauen [Frauen % linsges. |Manner |Frauen |Frauen % |insges. [Manner |Frauen |Frauen %
All
A 10 1 0 1 100,00%
A9gD 1 0 1 100,00%
A9 mD
A8
A7
A6
EG 14
EG 12
EG 11 1 0 1 100,00%
EG 10
EG 9a-c/S11b 2 0 2 100,00%
EG8/S6-S7 2 0 2 100,00% 1 0 1 100,00% 1 0 1 100,00% 1 0 1 100,00%
EG 6 1 0 1 100,00%
EG5/S 4 1 0 1 100,00% 3 0 3 100,00% 3 0 3 100,00%
EG 4
EG 3
EG 2
EG 1
zusammen 8 0 8 0,00% 4 0 4 100,00% 5 0 5 100,00% 1 0 1 100,00%




Beférderungen vom 01.01.2016 bis zum 31.12.2018

Beschaftigte (einschliel3lich

Beurlaubte)

davon vollzeitbeschéftigt

davon teilzeitbeschaftigt

Gesamt [Manner |Frauen |Frauen % |Gesamt |[Manner |Frauen [Frauen % |Gesamt |[Manner |Frauen |Frauen %
Beamte 12 4 8 67% 11 4 7 64% 1 0 1 100%
Al14/A15 1 1 100% 1 1 100% 0
A13/A14 1 1 0% 1 1 0% 0
Al12/A13 4 3 1 25% 4 3 1 25% 0
Al11/A12 2 2 100% 1 1 100% 1 1 100%
A10/Al11 2 2 100% 2 2 100% 0
A9/A10 1 1 100% 1 1 100% 0
A9m.D./A9g.D. 1 1 100% 1 1 100% 0
A8/A9 0 0 0
A7/A8 0 0 0
A6/A7 0 0 0
Tarifbeschaftigte 73 30 43 59% 51 29 22 43% 21 0 21 100%
EG 14 0 0 0
EG 13 1 1 0% 1 1 0% 0
EG 12 1 1 0% 1 1 0% 0
EG 11/ S17 4 1 3 75% 4 1 3 75% 0
EG 10/ S15-16 5 3 2 40% 5 3 2 40% 0
EG 9a-9c/ S 9-14 24 9 15 63% 21 9 12 57% 3 3 100%
EG 8/ S 6-8 6 6 100% 3 3 100% 3 3 100%
EG7 17 5 12 71% 7 5 2 29% 10 10 100%
EG6/S5 13 10 3 23% 10 10 0% 3 3 100%
EG5 2 2 100% 0 2 2 100%
EG 4 0 0 0
EG 3 0 0 0
EG 2 0 0 0
EG1 0 0 0




Auszubildende

Stand: 01.01.2016

Stand: 31.12.2018

Ausbildungsberuf Ménner | Frauen
Beamte

Sekretaranwarterin 0 0
Insprektorenanwarterin 0 1
Gesamt 0 1
Verwaltung

Verwaltungsfachangestellte 0 2
Fachangestellte fur

Birokommunikation 0 0
Kauffrau fir Biro-

kommunikation 0 0
Bauzeichnerin 0 0
Vorpraktikantin KG Dohrgaul 0 0
fur ein Jahr

Duales Studium Soziale Arbeit 0 0
Gesamt 0 2
Bader

Fachangestellter fir

Baderbetriebe 0 0
Gesamt 0 0
AL | 0 0
AL Il (bzw. Aufstieg in g.D.) 0 1
Gesamt 0 1

Ausbildungsberuf Ménner| Frauen
Beamte

Sekretaranwarterin 0 0
Insprektorenanwaérterin 1 1
Gesamt 1 1
Verwaltung

Verwaltungsfachangestellte 1 3
Fachangestellte fur

Burokommunikation 0 0
Kauffrau fir Biro-

kommunikation 0 0
Bauzeichnerin 0 0
Vorpraktikantin KG Dohrgaul 0 0
fur ein Jahr

Duales Studium Soziale Arbeit 0 1
Gesamt 1 4
Bader

Fachangestellter fur

Baderbetriebe 0 1
Gesamt 0 1
AL | 0 0
AL Il (bzw. Aufstieg in g.D.) 0 0
Gesamt 0 0




Fortbildung gehobener & hoherer Dienst in der Zeit vom 01.01.2016 bis 31.12.2018

fachspezifische

Fachibergreifend

Bes.Gruppe/ Fortbildung e Fortbildung IT-Fortbhildung Bewerbung zur Fortbildung Zulassung zur Fortbildung
Ent.Gruppe davon | davon davon | davon
Manner | Frauen | Manner | Frauen | Manner | Frauen | Manner | Frauen | Teilzeit | Beurl. | Manner | Frauen | Teilzeit | Beurl.
Al4 6 6 6
A 13 2 8 17 2 25 3 2 25 3
A1l2 7 1 0 7 1 7 1
All 4 29 6 1 4 36 14 4 36 14
A 10 2 0 2 2 2 2
A9 10 2 12 12
A9zA.
insgesamt: 13 50 0 25 0 1 13 76 19 0 13 76 19
EG 14
EG 12,S18 5 22 2 1 7 23 4 7 23 4
EG11,S 17 9 33 9 33 6 9 33 6
EG 10, S 15 - 16U 7 3 7 3 3 7 3 3
EG9,S10-14 9 26 1 10 26 16 10 26 16
insgesamt: 30 84 3 1 0 0 33 85 29 0 33 85 29
gehob.Dienst
zusammen 43 134 3 26 0 1 46 161 48 0 46 161 48




O 144

Hansestadt Wipperfirth V/2019/098
Der Burgermeister

| - Ordnung

Verkaufsoffene Sonntage 2019

Gremium Status Datum Beschlussqualitat

Stadtrat O |25.06.2019 | Entscheidung

Beschlussentwurf:

Der Stadtrat erlasst die ordnungsbehdérdliche Verordnung der Hansestadt Wipperfirth Gber das
Offenhalten von Verkaufsstellen in 2019 (Anlage 1)

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten der Bekanntmachung

Demografische Auswirkungen:

keine

Begrundung:

Die ARGE Stadtfest hat mit Schreiben vom 01. Febr. 2019 drei verkaufsoffene
Sonntage fur das Jahr 2019 in der Hansestadt Wipperfiirth beantragt. Das neugefasste
LOG NRW lasst das Offnen von Verkaufsstellen an Sonn- oder Feiertagen bis zur
Dauer von funf Stunden zu, wenn ein offentliches Interesse besteht. Dieses 6ffentliche
Interesse ist unter Berlicksichtigung des LOG NRW nachzuweisen.

Aufgrund des eingereichten Antrags der ARGE Stadtfest wurde seitens der Verwaltung
eine Begrindung zur Herstellung des offentlichen Interesses verfasst. Im Rahmen der
gesetzlich vorgeschriebenen Anhérung wurde diese entsprechend an verschiedene
Institutionen versandt.

Ver.di hat zu diesem Zeitpunkt die vorgesehene Ladentffnung abgelehnt, so dass die
erste vorgesehene Ladentffnung im Mai 2019 nicht stattgefunden hat. Die
Gewerkschaft verlangte u. a. nach Klarheit Gber Charakter, Grél3e und Zuschnitt bzw.
nach konkreter, graphischer Darstellung der raumlichen Ausdehnung der jeweiligen
Veranstaltung

In der Zwischenzeit wurde die Begriindung der Sonntagséffnungen in Zusammenarbeit
mit der ARGE Stadtfest entsprechend nachgebessert und erneut zur Anhorung



versandt. Hierzu sind die beigefugten Stellungnahmen eingegangen.

Weiterhin waren die Kirchen und die Handwerkskammer anzuhoren. Diese haben sich
nicht zurickgemeldet, so dass von deren Einverstandnis ausgegangen wird.

Ver.di hat sich, wie der Anlage zu entnehmen ist, eine Stellungnahme vorbehalten, da
die Fristvorgabe nicht einzuhalten war.

Die ARGE Stadtfest hat am 16. April 2019 den Antrag zur Festsetzung der
verkaufsoffenen Sonntage gestellt. Hier war aber weder ein Plan noch eine nahere
Beschreibung der Feste und deren Charakter beigefligt. Mehrfach wurde seitens der
Verwaltung darauf hingewiesen, dass diese bendtigt werden. Letztmalig wurde dann
21.05.2019 und nochmals am 28.05.2019 auf die fehlenden Unterlagen hingewiesen.
Diese wurden dann seitens der ARGE am 29.05.2019 eingereicht, so dass die
Anhdrung seitens der Verwaltung erst am 03.06.2019 versandt werden konnte. Die
Frist zur Ruckmeldung wurde bis zum 13.06.2019 gesetzt. Die endguiltige
Stellungnahme seitens ver.di bleibt abzuwarten.

Die Verwaltung schlagt vor, die Verordnung zu erlassen und im Nachhinein ein
personliches Gesprach mit der Sachbearbeiterin bei ver.di, die sich aktuell im Urlaub
befindet, zu flhren.

Anlagen:

1 - Ordnungsbehdérdliche Verordnung

2. - gesetzlich vorgeschriebene Begrindung

3. - Plane zur v. g. Begrindung

4. - Einzelhandelskonzept zur v. g. Begriindung
5. - Antrag der ARGE Stadtfest

6. - Stellungnahme IHK

7. - Stellungnahme Handelsverband

8. - Mitteilung ver.di
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Ordnungsbehdrdliche Verordnung der Hansestadt Wipperfirth Gber das Offenhalten
von Verkaufsstellen in 2019
vom ...... 2019

Aufgrund des § 6 Abs. 1 und Abs. 4 des Gesetzes zur Regelung der Ladend6ffnungszeiten
(Ladenoffnungsgesetz - LOG NRW) vom 16.11.2006 (GV. NRW. S. 516, in Kraft getreten am
21. November 2006; geandert durch Gesetz vom 22. Méarz 2018 (GV. NRW. S. 172, in Kraft
getreten am 30. M&arz 2018), hat der Rat der Hansestadt Wipperfurth in seiner Sitzung am .......
2019 folgende ordnungsbehdérdliche Verordnung erlassen:

§1

Verkaufsstellen im Sinne des Ladenéffnungsgesetzes, welche in den folgenden Zonen der
Hansestadt Wipperftirth liegen,

Untere StralRe von Hausnummer 1 bis 51
Hochstrale von Hausnummer 1 bis 51
Marktstral3e von Hausnummer 1 bis 26
Marktplatz von Hausnummer 1 bis 17
Ludenscheider StralRe von Hausnummer 1 bis 8

durfen an folgenden Sonntagen im 6ffentlichen Interesse in der Zeit von 13.00 Uhr bis 18.00
Uhr gedffnet sein:

Sonntag, den 22. September 2019
Sonntag, den 10. November 2019.

§2
8} Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig im Rahmen des § 1
Verkaufsstellen auferhalb der aufgefiihrten Zonen oder den dort zugelassenen
Geschaftszeiten offen halt.

2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 des Ladenéffnungsgesetzes mit einer
GeldbuRe bis zu 5.000,00 € geahndet werden.

§3

Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tage ihrer Verkindung in Kraft. Sie verliert ihre
Gultigkeit am 31.12.2019.


https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=16894&vd_back=N172&sg=0&menu=1

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Ordnungsbehdrdliche Verordnung wird hiermit in vollem Wortlaut 6ffentlich

bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder

Formvorschriften beim Zustandekommen dieser Verordnung nach Ablauf eines Jahres nicht

geltend gemacht werden kann, es sei denn:

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) diese Verordnung ist nicht ordnungsgeman éffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Burgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegeniber der Hansestadt Wipperfurth vorher
gerigt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die
den Mangel ergibt.

Wipperfirth, den
Hansestadt Wipperfurth als 6rtliche Ordnungsbehdérde

Der Burgermeister

Michael von Rekowski
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Die ARGE Stadtfest hat mit Schreiben vom 16. April 2019 zwei verkaufsoffene Sonntage fir
das Jahr 2019 in der Hansestadt Wipperfiirth beantragt. Das neugefasste LOG NRW lasst das
Offnen von Verkaufsstellen an Sonn- oder Feiertagen bis zur Dauer von fiinf Stunden zu,
wenn ein offentliches Interesse besteht.

Ein 6ffentliches Interesse liegt insbesondere vor, wenn die Offnung im Zusammenhang mit
ortlichen Festen, Markten, Messen oder dhnlichen Veranstaltungen erfolgt. Das Vorliegen
dieses Zusammenhanges wird vermutet, wenn die Laden6ffnung in raumlicher Nahe zur
ortlichen Veranstaltung sowie am selben Tag erfolgt.

Dies ist bei den beantragten verkaufsoffenen Sonntagen jeweils der Fall.

Verkaufsoffener Sonntag am 22. September 2019

Hier wird auf dem Marktplatz und den StralRenziigen der Innenstadt das Stadtfest
stattfinden. Auf dem Marktplatz wird eine Biihne stehen. Der Rest des Platzes ist zu dieser
Zeit im Rahmen des Innenstadtkonzeptes noch Baustelle, so dass weitere Stande hier nicht
moglich sind. Auf den umliegenden, in der Verordnung und dem anliegenden Plan | naher
bezeichneten bzw. gekennzeichneten StraRenziigen, werden Trodler, Schausteller,
Wipperfirther Gewerbetreibende etc. mit ihrem jeweiligen Warenangebot stehen.

Verkaufsoffener Sonntag am 10. November 2019

An diesem Sonntag wird in dem Bereich ,Ellers Ecke”, der Mittelaltermarkt stattfinden (s.
Plan Il). Der Platz wird komplett mit mittelalterlichen Buden, Gauklern, Mitmachstanden fiir
die Besucher, Fahrgeschaften etc. besetzt sein. Weiterhin werden die anliegenden StraRen
mit Verkaufsstanden bestlickt und Gaukler werden durch die Innenstadt (Hoch-, Markt-,
Untere und Liidenscheider Stralle) ziehen um dort kleinere Theaterstiicke vorzufiihren, so
dass der Stadtkern durch den Markt und dessen Schausteller gepragt sein wird.

Beide genannten Feste beginnen bereits am Samstag und flihren sich dann an den
Sonntagen fort. An den Sonntagen werden die Feste nach dem Gottesdienst, zwischen 11.00
und 12.00 Uhr o6ffnen und abends gegen 19.00 Uhr schlieRen. Da die Ladendéffnung an
Sonntagen lediglich in der Zeit ab 13.00 Uhr bis zur Dauer von funf Stunden maoglich ist, ist der
zeitliche Zusammenhang zwischen dem jeweiligen Markt und der Laden6ffnung gegeben.

Das Stadtfest wird sich innerhalb dem in der Verordnung durch die konkrete Bezeichnung
der StraRBenziige bzw. im anliegenden Plan | farblich dargestellten Bereich befinden. Der auf
unterschiedliche Art und Weise eingegrenzte Bereich ist ortlich Ubereinstimmend.
AusschlielRlich hier sollen Verkaufsstellen 6ffnen. In dem Bereich befinden sich lediglich
kleinere Verkaufsstellen. D. h. es sind lediglich kleine Buchhandlungen, Schmuckgeschifte,
Ladenlokal mit Kinderkleidung, Metzgerei etc. inbegriffen. GroRflachiger Einzelhandel wie z.
B. ein Baumarkt oder ein Mobelhaus befindet sich hier nicht. Zudem ist die Ausdehnung des
Stadtfestes weitreichender, als der Einzelhandel vertreten ist. So ist z. B. in dem Bereich der



Autoausstellung zum ,,auslaufenden” Ende hin kein Einzelhandel mehr vor Ort. Ebenso sieht
es in dem Bereich des Kindertrodels aus.

Weiterhin sind die Parkplatze, die von den Besuchern des Festes genutzt werden, rund um
die Innenstadt verteilt (s. anliegenden Plan 1ll). Da der Bereich des Festes komplett fiir den
StraRenverkehr gesperrt ist, miissen die Besucher diese Parkplatze nutzen. Somit sind die
bezeichneten StraRenziige auch durch die Zuwegung vom jeweiligen Parkplatz zum Fest
integriert.

Ahnlich sieht es bei dem Mittelalter Markt im November aus. Der einzige ist Unterschied ist
lediglich, dass der Markt sich nicht ganz so weit (ber den Stadtkern mit Standen
ausgeweitet. Dies ist aber nicht schadlich, da zum einen in dem Bereich keine Einzelhandler
mehr ansassig sind und zum anderen Gaukler in der ganzen Innenstadt mit Feuerspucken,
Jonglieren und kleineren Theaterstiicken unterwegs sind.

Aullerdem ist der Kern der Hansestadt Wipperfiirth so klein, dass die Strallenziige Luftlinie
jeweils lediglich zwischen 50 und 100 m voneinander entfernt liegen. Somit kann hier ohne
Weiteres von einer noch vorhandenen Ausstrahlungswirkung von der einen zu der anderen
StralRe ausgegangen werden, zudem hier immer wieder Verbindungswege vorhanden sind.

Weitere Sachgriinde fir die Laden6ffnung an Sonn- und Feiertagen liegen gemaR § 6 Abs. 1
S. 2 und 3 LOG NRW auch vor, wenn die Ladenéffnung dem Erhalt, der Stirkung oder der
Entwicklung eines vielfdltigen stationdren Einzelhandelsangebotes dient oder wenn sie dem
Erhalt, der Starkung oder der Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche dient.

Ebenso kann die Ladendffnung zugelassen werden, wenn sie der Belebung der Innenstadte,
Ortskerne, Stadt- oder Ortsteilzentren dient (§ 6 As. 1S 2 Nr. 4 LOG NRW).

Durch die GMA (Gesellschaft flir Markt- und Absatzforschung mbH) wurde in 2006 (Mitglied
der Geschéftsleitung der GMA in Koéln war derzeit Herr Peter U. Berger) eine Erhebung des
Einzelhandels der Wipperfirther Innenstadt durchgefiihrt. Erneut wurde diese dann durch
Herrn Peter U. Berger, heute selbststandig als Sachverstandiger flir Handel im Stadtebau, in
2018 erhoben.

Hiernach hat in der Zwischenzeit beim Einzelhandel im Stadtkern folgende Entwicklung
stattgefunden:

- Verringerung der Zahl der Einzelhdandler von 108 auf 80 (- 26%)

- Verringerung der Verkaufsflache von 17.160 m? auf 12.700 m? (- 26%)

- Verringerung des Umsatzes von 68,8 auf 65,8
dies sind nominal lediglich -4%. Nimmt man aber die Preissteigerung mit hinein,
so sind dies dann -19%

- die Leerstdnde sind von 15% auf 23% gestiegen

Anhand dieser Zahlen ist deutlich zu erkennen, dass der innerstadtische Einzelhandel seit
2006 bis heute deutliche Verluste erlitten hat (s. auch beigefligte Unterlagen des
Einzelhandelskonzepts; Zwischenbericht im Ausschuss fir Stadtentwicklung und Umwelt am
13.06.2018). Um der Gefahr der Verdédung der Innenstadt entgegenzuwirken und eine



zukunftsfahige Innenstadt fir die Bewohner und Besucher und deren Bedirfnisse attraktiv
zu gestalten, hat die Hansestadt Wipperfirth vor einigen Jahren ein Integriertes
Handlungskonzept (InHK) fur die Innenstadt aufgestellt. Dieses wird aktuell umgesetzt.

Einen weiteren Beitrag gegen die Verddung der Innenstadt leisten die verkaufsoffenen
Sonntage in diesem Bereich. Aus der Erfahrung liber Jahrzehnte hinaus ist bekannt, dass die
Ladenoffnungen an Sonntagen in Wipperfiirth ein grofRes, auch Uberortliches Publikum
anziehen.

Als sogenannte ,Schulstadt” war Wipperfiirth, auch in Verbindung mit den umliegenden
Gaststatten rund um den Marktplatz und dem breiten Sortiment des Einzelhandels immer
eine attraktive Stadt. Dies galt sowohl fiir den Bereich des Einkaufens, als auch fir den
Freizeitbereich. Durch die in den letzten Jahren entstehenden Leerstande der Ladenlokale
hat die Attraktivitat deutlich nachgelassen. Auch die ansdssige Gastronomie hat heute nicht
mehr den Zulauf, der noch vor einigen Jahren vorhanden war.

Mit den verkaufsoffenen Sonntagen soll die Attraktivitat wieder angehoben werden. Das
hohe Besucheraufkommen wird der Belebung des Stadtzentrums dienen.

Eine Beschrankung des Sortiments soll an den Sonntagen aus vorgenannten Griinden nicht
stattfinden, da dies der Wiederbelebung des Stadtkerns nicht dienlich ware.



LI

N S ., A u»wcm 7. 2 | .

ypsusel

{5

7

R,

.I-m‘lull-tu

) £




i),

%

3

\

.\.HJ% uw‘\,




yegeunlg

X

-suuewsneH




PETER URBAN BERGER BBE

Wlssen SChafft Zu:kunft Dipl.-Ing. Architekt | Stadtplaner Hande[sberatung
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Standortbestimmung
des Einzelhandels der
Hansestadt Wipperfurth

- Einzelhandelskonzept -

“‘\
‘I\

Zwischenbericht im Ausschuss fir
Stadtentwicklung und Umwelt
am 13.06.2018

Dipl.-Ing. Peter U. Berger, Much
Dipl.-Volksw. Corinna Kupper, BBE Kolin

T N

© by BBE Handelsberatung GmbH



INHK Hansestadt Wipperflrth BBE

Handelsberatung

Weniger Durchgangs- und Schleichverkehr
im ,Wohnzimmer“ der Stadt

Attraktive Moglichkeiten
zur Innenstadtbebauung
durch neues Planungsrecht

Gut begehbar, barrierefrei
und behindertengerecht

Mehr Raum fur Ful3ganger,
StralRen und Platze
mit Aufenthaltsqualitat,
bessere Vernetzung

Wahrung und Betonung
des ortstypischen
Gassensystems

Integriertes
Handlungskonzept
Innenstadt

Wohnen, Arbeiten, Einzelhandel:
Gemeinsam sind wir starker!
Offentlichkeitsarbeit
und Beteiligung aller Akteure

Starkung im Verbund:
Klosterberg — Innenstadt — Wupperaue
Stadtische Attraktionen locken
Kunden und Besucher

Gute Radverkehrsanlagen,

Gut erreichbar, auf kurzen Wegen — das Fahrrad als Verkehrsmittel starken,
ausreichende Parkmadglichkeiten attraktiver OPNV

Gestaltungssatzung als © Stadt Wipperfiirth
Rahmen fir die Gestaltung der
Fassaden und des dffentlichen

Raumes

www.bbe.de/ www.peter-urban-berger.de




PETER URBAN BERGER BBE

UntEISUChungsantrag Dipl.-Ing. Architekt | Stadtplaner Handelsberatung

Standortbestimmung des Einzelhandels der Hansestadt
Wipperfurth (Auftrag Februar 2018)

m verlassliche, vor Ort recherchierte Daten zur Einzelhandelssituation der Stadt
Wipperfurth datierten aus dem Jahr 2006 (GMA-Einzelhandelskonzept)

m zwischenzeitlich erhebliche Veranderungen der markt- und absatzwirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen des Einzelhandels, insbesondere Wachstum des
Onlinehandels / Zunahme des filialisierten Einzelhandels

m deutliche Anzeichen eines Erosionsprozesses im innerstadtischen Einzelhandel
der Stadt Wipperfurth, speziell Riickgang inhabergefihrter Fachgeschafte

m priméarstatistische Erhebungen und Befragungen in Wipperftrth (Marz 2018):
- Betriebsstatten-Vollerhebung
- Kundenwohnorterhebung (43 Betriebe mit 41.940 Kundenerfassungen)
- reprasentative, schriftliche Birgerbefragung (594 Fragebdgen)

www.bbe.de/ www.peter-urban-berger.de 3
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ElﬂZElhandEI ].n Wlpperfurth Dipl.-Ing. Architekt | Stadtplaner Handelsberatung
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PETER URBAN BERGER BBE

Dipl.-Ing. Architekt | Stadtplaner Handelsberatung

Einzelhandelsausstattung

nach Ortsteilen

in % in m2 in % in Mio. € in % ) in %
Stadtzentrum inkl. 118 936 32760 926 1073 967 13323 60,7
Hammern
Kreuzberg 4 3,2 660 1,9 1,8 1,6 1.791 8,2
sonstige Ortstteile 4 3,2 1.940 5,5 1,9 1,7 6.813 31,1
g;i‘ltm\’:"ppe”””h 126 1000 35360 1000 1110 1000  21.927 1000

www.bbe.de/ www.peter-urban-berger.de



PETER URBAN BERGER BBE

Elnzelhandelsausstattung Dipl.-Ing. Architekt | Stadtplaner Handelsberatung

: 29%
Nahrungs- und Genussmitel ——
Drogerie, Kosmetik, Parfiimerie I%Wo
- : 1%
Apotheken, Sanitatsartikel F 11%
Bekleidung, Schuhe, Sport -75:/"

Blcher, Schreib-, Spielwaren _2%

Unterhaltungselektronik, Computer, Elektro, Foto _Z%

Bau-/ Gartenbedarf, Blumen, Zoobedarf “ 29%
) . 5%
Mobel, Einrichtungsbedarf* m

. o 0,
sonstige Sortimente** _313)/0

m Verkaufsflache ®Umsatz

* Glas, Porzellan, Keramik, Haushaltsgegenstande, Haus- und Heimtextilien/ Gardinen, Bettwaren, Leuchten, Lampen

** Optik, Uhren, Schmuck, Fahrrader, Autozubehdr, Kinderwagen, Kunstgegensténde, Bilderrahmen
www.bbe.de/ www.peter-urban-berger.de 6



Verkaufsflachenentwicklung

2006 - 2018

Nahrungs- und Genussmittel

Gesundheit, Korperpflege

Bilcher, Schreib- und Spielwaren

Bekleidung, Schuhe, Sport

Elektrowaren

Hausrat, Mobel, Einrichtung

Bau- und Gartenbedarf, Bodenbeléage, Teppiche,
Blumen, Pflanzen, Zoo

Foto, Optik, Uhren, Schmuck

Sonstiger Einzelhandel

Gesamt

GMA-Gliederung der Sortimente in m? VK-2.000

www.bbe.de/ www.peter-urban-berger.de

PETER URBAN BERGER BBE

Dipl.-Ing. Architekt | Stadtplaner Handelsberatung
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PETER URBAN BERGER BBE

Elnkaufsorlentlerung der Dipl.-Ing. Architekt | Stadtplaner Handelsberatung
Wipperfurther Burger

91%

Lebensmittel

Drogeriewaren 89% 7% ||

Bucher 66% 29%

Bekleidung 27% 5% 9%  12% 25% 6%

Schuhe 38% 8% 7% | 9% 21% 5%

Sportartikel 36% 5% 6% 35% 5%

Bau-/Heimwerkerbedarf 88% 30

Unterhaltungselektronik 28% 5% 12% 41% 4%

Wohnmobel 36% 5% 15% 22%

m Wipperflrth ®m Hiuckswagen m Koln
m Bergisch Gladbach 0 Gummersbach © Internet/Versand
0 Sonstiges
www.bbe.de/ www.peter-urban-berger.de 8
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KundenWOhnOIterhEbung Dipl.-Ing. Architekt | Stadtplaner Handelsberatung
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PETER URBAN BERGER BBE

UmsatZ_Kaufkraft_Relatlon Dipl.-Ing. Architekt | Stadtplaner Handelsberatung

Nahrungs- und Genussmittel _ 100%

Drogerie, Kosmetik, Parfimerie | NG 100%
Apotheken, Sanitatsartikel | I ::°
Bekleidung, Schuhe, Sport |G +6%

Bucher, Schreib-/ Spielwaren NG 6%

Unterhaltungselektronik, Computer, Elektro,
Foto ]

Bau-/ Gartenbedarf, Blumen, Zoobedarf | NG o)
Mobel, Einrichtungsbedarf* | NG <7
sonstige Sortimente** |G 70

gesamt — 81%

0% 100%

* Glas, Porzellan, Keramik, Haushaltsgegenstande, Haus- und Heimtextilien/ Gardinen, Bettwaren, Leuchten, Lampen
** Optik, Uhren, Schmuck, Fahrréader, Autozubehor, Kinderwagen, Kunst
www.bbe.de/ www.peter-urban-berger.de 10
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FaZ].t 7Ur Angebots_ und Dipl.-Ing. Architekt | Stadtplaner Handelsberatung

Nachfrageanalyse

B Versorgungsfunktion flr Wipperfurther Bevolkerung (vor allem Nahversorgung
sowie Bau- und Heimwerkerbedarf)

B Bedeutungsgewinn des Onlinehandels in veranderter Angebotsstruktur ablesbar,
zukinftig weiter steigende Bedeutung des Nahversorgungseinzelhandels +
Entwicklungspotenziale im Zusammenhang mit der touristischen Attraktivitat

B Standortsicherung der Innenstadt durch Erhalt der Nahversorgung und
erganzende Angebotsformate bei Bekleidung, Schuhen und Sport sowie
Entwicklung erganzender dienstleistungs- und gastronomiebezogener
Nutzungen

M Betriebliche Weiterentwicklung bei Mébel-/ Einrichtungsbedarf sowie Bau- und
Heimwerkerbedarf

M Nur begrenzte Entwicklungspotenziale bei Elektrowaren/ Unterhaltungs-
elektronik, Blichern und Spielwaren aufgrund Online-Konkurrenz

www.bbe.de/ www.peter-urban-berger.de 11
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Nutzungsstruktur Stadtm].tte Dipl.-Ing. Architekt | Stadtplaner Handelsberatung
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Zentraler Versorgungsbereich

BBE

PETER URBAN BERGER

Dipl.-Ing. Architekt | Stadtplaner Handelsberatung
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PETER URBAN BERGER BBE

VerkanSﬂaChenbEdeutung des ZVB Dipl.-Ing. Architekt | Stadtplaner Handelsberatung

Nahrungs- und Genussmittel

Drogerie, Kosmetik, Parfiumerie [%ly

Apotheken, Sanitatsartikel

Bekleidung, Schuhe, Sport

Blcher, Schreib- und Spielwaren

Unterhaltungselektronik, Computer, Elektro, Foto

Bau-/ Gartenbedarf, Blumen, Zoobedarf

Mobel, Einrichtungsbedarf* gy

sonstige Sortimente** F

mZVB msonstige Stadt

www.bbe.de/ www.peter-urban-berger.de 14
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PETER URBAN BERGER
Verbesserung der ElnkaU.fSS].tuatlon Dipl.-Ing. Architekt | Stadtplaner Handelsberatung

Parkplatze (Mehr und kostenlos)

verbesserte Verkehrsfihrung

Baustellen verhindern

Attraktivitat/Stadtbild verbessern 8%

Erreichbarkeit verbessern

FulRgdngerzone einrichten

Sauberkeit

Begrunung

offentliche WCs

Barrierefreiheit

mﬂ,“!!!

Sitzgelegenheiten

www.bbe.de/ www.peter-urban-berger.de 15



PETER URBAN BERGER BBE

FaZ].t der Untersuchung Dipl.-Ing. Architekt | Stadtplaner Handelsberatung

B Aufgrund externer und ortsspezifischer Einflisse seit 2006 deutlicher
Zentralitatsverlust des innerstadtischen Einzelhandels (Rickgang der Betriebe
und Verkaufsflache um 26 %, Umsatzverlust real 19%) durch Aufgabe von Fach-
geschaften mit anspruchsvollem Angebot

B Gegen eine weitere Dezentralisierung der Einzelhandelsfunktionen koordiniertes
Handeln der ortlichen Akteure; der Stadt kommt dabei im Wesentlichen die
Aufgabe zu, die Standortentwicklung durch eine nach stadtebaulichen Kriterien
ausgerichtete Bauleitplanung zu steuern und stadtebauliche Defizite abzubauen

B Neben den eingeleiteten stadtebaulichen Entwicklungsmalinahmen im Rahmen
des InHK notwendige privatwirtschaftliche Investitionen in die Gebaude, starkere
Erlebnisorientierung in der Stadtgestaltung, Aufwertung des Einzelhandels- und
Dienstleistungsangebotes sowie der Geschafts- und Werbegestaltung

B Kinftig zu erwartende Strukturveranderungen im Einzelhandel mit Zunahme
freigesetzter Geschaftslokale in der Stadtmitte — wirksame Gegenmalinahmen
durch dauerhaft angelegtes, kooperativ arbeitendes Citymarketing und
Flachenmanagement mit Impulsen fur innovative Nutzungsmodelle

www.bbe.de/ www.peter-urban-berger.de 16
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Klaus-Ulrich Heukamp

Sprecher: ARGE Stadtfest
Klaus-Ulrich Heukamp

51688 Wipperfiirth

Leuchtenbirkener Weg 2a

Mobil: 0171 47 16 207

- mailto:k.-u.heukamp@t-online.de
16. April 2019

An den Biirgermeister

der Stadt Wipperflirth

Herm Michael von Rekowski
Markt 1

51688 Wipperfiirth

Festsetzung der verkaufsoffenen Sonntage 2019 im Stadtgebiet der Kernstadt

Sehr geehrter Herr Blirgermeister Michael von Rekowski,
sehr geehrte Damen und Herren,

Unser Antrag vom 1. Februar 2019 wird nach erfolgter Anhérung der Trager dffentlicher Interessen
wie folgt gedndert:

Als Sprecher der ARGE Stadtfest beantrage ich fiir zwei Sonntage im Jahr 2019 die Festsetzung von
verkaufsoffenen Sonntagen in der Kernstadt Wipperfiirth durch Ordnungsbehérdliche Verordnung:

22.September aus Anlass des Stadtfestes

10.November aus Anlass des historischen Mittelalterlichen Marktes

In der Adventszeit soll an einem Samstag ein Lichterfest in der Innenstadt stattfinden.
Auf die 2 weiteren bisher in der Stadt (iblichen verkaufsoffenen Sonntage wird fiir 2019 verzichtet.

Wegen der noch anhaltenden intensiven Bauarbeiten in allen Teilen der Innenstadt sind die
Einzelhdndler besonders betroffen. Die schon jetzt festgestellten UmsatzeinbuRen gefihrden eine
ganze Reihe von Geschdften, den Branchenmix und damit auch eine ganze Anzahl von
Arbeitsplatzen.

Die Einzelhdndler méchten u.a. mit den jetzt beantragten verkaufsoffenen Sonntagen dem
negativen Trend entgegenwirken und mit ihren Aktionen und Angeboten an diesen Tagen Kunden
halten bzw. zurlickgewinnen.

Flr Rickfragen stehe ich lhnen gerne jederzeit zur Verfiigung.

Mif freundlichen GriiRen

UST-IdNr.DE212759241 THK Kreissparkasse Kdln IBAN DE 45 3705 0299 0321 5581 92
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Industrie- und Handelskammer
zu Koln
“ A\

IHIC KOl | Geschaflestelle Oberberd Ihr Zeichen | Ihre Nachricht vom
Postfach 100464, 51604 Gummersbacl
Ber | 03.06.2019

Unser Zeichen | Ansprechpartner
. . mat | Katarina Matesic
Hansestadt Wipperfurth

Der Bilrgermeister E-Mail
Postfach 1460 Katarina.Matesic@koeln.ihk.de
51678 Wipperflrth Telefon | Fax

+49 2261 8101-9956 | +49 2261 8101-9959

Datum
7. Juni 2019

Erlass einer Ordnungsbehdrdlichen Verordnungen nach dem Ladendffnungsgesetz NRW fur
das Jahr 2019

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Industrie- und Handelskammer zu Koln unterstitzt grundsatzlich die gestellten Antrdge der ARGE
Stadtfest, um eine Ladendffnung an zwei verschiedenen Sonntagen in Wipperfurth zu erméglichen.

Durch die Novellierung des Ladenéffnungsgesetzes (LOG) NRW im Méarz 2018 hat der Landesgesetz-
geber neue Handlungsspielrdume zur Rechtfertigung von verkaufsoffenen Sonntagen eingefiihrt. Die
wesentliche Neuerung des § 6 Abs. 1 LOG NRW besteht darin, dass eine Sonntagso6ffnung nicht mehr
von einem Anlassbezug abhangig ist. Der Gesetzgeber lasst eine Ladendffnung an Sonn- und Feier-
tagen zu, wenn hierfur ein 6ffentliches Interesse besteht. Die Sachgriinde, die ein 6ffentliches Interes-
se begriinden kénnen, hat der Gesetzgeber dabei in § 6 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 bis 5 LOG NRW definiert.

Wir pladieren ausdricklich dafir, die neugeschaffenen gesetzlichen Mdglichkeiten zur Rechtfertigung
von Sonntagséffnungen voll auszuschopfen. Eine Kumulation von Sachgrinden intensiviert nach
Auffassung des Landesgesetzgebers das offentliche Interesse, sodass die Anforderungen an die
jeweiligen Veranstaltungen sinken. Hilfestellungen hierflir enthélt die vom Ministerium fir Wirtschaft,
Innovation, Digitalisierung und Energie (MWIDE) verdéffentlichte ,Anwendungshilfe fir die Kommunen
und den Handel im Umgang mit dem neugefassten § 6 LOG NRW*.

In dem uns vorliegenden Schreiben der Verwaltung vom 03.06.2019 wird bereits auf diese Anderung
abgezielt. Dies begrif3en wir sehr. Es wird dargelegt, dass die Veranstaltungen in ihrer dffentlichen
Wirkung eine entsprechend grof3e Zahl von Besuchern gegentber der typisch werktéaglichen
Geschaftigkeit anzieht und damit im Vordergrund steht. Die Laden6ffnung erscheint damit jeweils als
bloRer Annex.

Industrie- und Handelskammer zu Kdln | Geschéftsstelle Oberberg
Postanschrift: Postfach 100464, 51604 Gummersbach | Hausanschrift: Talstral3e 11, 51643 Gummersbach
Internet: www.ihk-koeln.de | Tel. +49 2261 8101-0 | Fax +49 2261 8101-9969
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Die von der Rechtsprechung geforderten Angaben zu Charakter und Zuschnitt der Veranstal-tungen
sind aus unserer Sicht alle geeignet, um eine Ladendffnung am zuzulassen. Wir regen an, die
Veranstaltungs- und Verkaufsflachen mit Flachenzahlen zu belegen.

Es wird auch ausgefuhrt, dass die Innenstadt sich in einem Trading Down Prozess befindet, es gibt
vermehrt Leerstdnde, einen Riickgang der Verkaufsflache und eine Verringerung der Zahl der
Einzelhandelsgeschafte. Eine jeweilige Ladendffnung dient in Wipperfirth daher der Starkung des
stationaren Handels, hier vor allem den inhabergefuihrten Geschéften.

Wir sind grundsatzlich der Auffassung, dass eine Sonntagsé6ffnung ein probates Instrument der Ein-
zelhandelsforderung ist und regen daher in diesem Zuge an, verkaufsoffene Sonntage als MaRhahme
zu Forderung des Einzelhandels in das Einzelhandelskonzept der Gemeinde Wipperfurth zukinftig
mitaufzunehmen.

Mit freundlichen GriRen

Industrie- und Handelskammer zu Koln
Im Auftrag

Gez.

Dipl.-Geogr. Katarina Matesic
Referentin | Leiterin Standortpolitik
Geschaftsstelle Oberberg



O 144

= 3

Handelsverband Nordrhein-Westfalen — Rheinland - Altenberger-Dom-Str. 200 - 51467 Bergisch Gladbach

Frau

Susanne Berger
Postfach 1460
51678 Wipperfurth

Vorab per E-Mail: susanne.berger@wipperfuerth.de

Anhdrung ordnungsbehdrdliche Verordnung nach dem Ladenéff-
nungsgesetz NRW fiir das Jahr 2019

Sehr geehrte Frau Berger,

in oben genannter Angelegenheit nehme ich auf Ihr Schreiben vom

07.03.2019 Bezug.

Insoweit bestehen aus Sicht des Handelsverbandes NRW Rheinland, Ge-
schaftsstelle Bergisch Gladbach, keine Einwande oder Bedenken gegen den
Erlass einer ordnungsbehérdlichen Verordnung nach dem Ladenéffnungs-
gesetz NRW Uber das Offenhalten von Verkaufsstellen an den in threm vor-
benannten Schreiben aufgefuhrten Sonntagen.

Insbesondere ist zu begrilen, dass im Rahmen der Vorbereitung des Rats-
beschlusses eine ausfilhrliche Auseinandersetzung mit den 6rtlichen Gege-
benheiten und den notwendigen Sachgrunden im Sinne des § 6 Ladensff-
nungsgesetz NRW stattgefunden hat. Insbesondere ist zu begriRen die
Einholung des Zwischenberichtes des Herrn Peter U. Berger als Sachver-
standiger fur Handel im Stadtebau. Gerade dessen Ergebnisse zeigen, dass
die Durchfuhrung verkaufsoffener Sonntage sachlich gerechtfertigt ist.

Gerade auch die Durchfuhrung verkaufsoffener Sonntage ist angesichts der
verkehrlichen und infrastrukturellen Situation in Wipperfurth dringend ange-
zeigt, um den stationaren Einzelhandel zu starken.

Far weitere Ruckfragen stehen wir gern zur Verfugung.

Mit freundlichen Griuf3en

Yim Auftrag /7

— 7

__Thomas lnsten_be’fé

e

/

Assessor

y Handelsverband
¥ Nordrhein-Westfalen

Bergisch Gladbach, 11.06.2019
Thomas Instenberg

Unser Zeichen: 0050-18 In/Ku/02
Telefon: 0 22 02/93 59 424

Handelsverband
Nordrhein-westfalen
Geschéftsstelle Bergisch Gladbach

Altenberger-Dom-Strale 200
51467 Bergisch Gladbach

Tel.: 02202/93 590
Fax: 02202/93 59 30

info@hv-nrw.de
www.rheinland.hv-nrw.de

Vorsitzender
Friedrich G. Conzen

Hauptgeschdftsfiihrer
Dr. Peter Achten

Vereinsregister AG Dusseldorf
VR 3617

Gerichtsstand Disseldorf
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Berger, Susanne

Von: Huber, Petra <Petra.Huber@verdi.de>

Gesendet: Donnerstag, 13. Juni 2019 14:46

An: Berger, Susanne

Cc: Kolle, Daniel; Munkler, Britta

Betreff: Ihr Schreiben vom 3.06.2019 / Stellungnahme Laden&ffnungsgesetz
Prioritat: Hoch

Sehr geehrte Frau Berger,

Ihr Schreiben bzgl. einer Stellungnahme zum Laden6ffnungsgesetz hat uns erst heute, 13.6.2019, per Post erreicht.
Darin bitten sie um Stellungnahme bis ebenfalls heute, 13.06.2019.
Das ist ohne ausreichende Fristvorgabe nicht einzuhalten. Wir behalten uns eine Stellungnahme insofern vor.

Freundliche GriRe,

Petra Huber
Mitarbeiterin der Geschaftsfiihrung

ver.di-Bezirk Kéln-Bonn-Leverkusen
Hans-Bockler-Platz 9, 50672 Koln

Biro: 5. Etage, Raum 31
Telefon: 0221 / 48 55 8 - 301
Fax: 0221 /4855 8-309
Mobil: 0172 / 240 50 84

E-Mail: petra.huber@verdi.de
Internet: http://koeln-bonn-leverkusen.verdi.de
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Hansestadt Wipperfirth V/2019/100
Der Burgermeister

Il - Stadt- und Raumplanung

Ausnahmen von der Verdnderungssperre fir den Bebauungsplan Nr. 112
Innenstadt

Gremium Status Datum Beschlussqualitéat

Stadtrat O |25.06.2019 | Entscheidung

Beschlussentwurf:

1. Der Ausnahme von der Veranderungssperre fir den Bebauungsplan Nr. 112
Innenstadt wird fur das beschriebene Vorhaben fir das Geb&ude HochstraBe 1
zugestimmit.

2. Der Ausnahme von der Veranderungssperre fur den Bebauungsplan Nr. 112
Innenstadt wird fur das beschriebene Vorhaben am Geb&ude Klosterstrale 2
zugestimmit.

3. Der Ausnahme von der Veranderungssperre fur den Bebauungsplan Nr. 112
Innenstadt wird fir das beschriebene Vorhaben am Geb&ude Ludenscheider Str. 5
zugestimmit.

Finanzielle Auswirkungen:

Durch den Beschluss entstehen der Stadt keine Kosten.

Demografische Auswirkungen:

Durch die Ausnahmen von der Veranderungssperre sind keine Auswirkungen auf den
Demographischen Wandel und die Inklusion erkennbar.

Begrindung:

Der Rat der Hansestadt Wipperfurth hat am 08.05.2018 eine Satzung Uber die
Veranderungssperre fur den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 112 Innenstadt
beschlossen. Diese Satzung wurde bekannt gemacht und ist somit seit dem 28.05.2018
rechtskréftig. Anlass fur diese Satzung ist der Schutz der Stadtebaulichen Ziele des
oben benannten Bebauungsplans (Einleitungsbeschluss durch den Ausschuss fir
Stadtentwicklung und Umwelt am 25.04.2018). Wahrend des Zeitraums der Aufstellung
dieses Bebauungsplans soll die Errichtung und Verdnderung von baulichen Anlagen,



die den Festsetzungen des kunftigen Bebauungsplans entgegenstehen wirden,
verhindert werden.

Gemall § 3 (2) der Satzung und 8§ 14 (2) Baugesetzbuch kann von der
Veranderungssperre eine Ausnahme zugelassen werden, wenn lberwiegende
offentliche Belange nicht entgegenstehen. Die Entscheidung tUber Ausnahmen trifft die
Baugenehmigungsbehorde im Einvernehmen mit dem Rat der Hansestadt Wipperfurth.
Der Ratsbeschluss fur eine Ausnahme von der Veradnderungssperre ersetzt keine
Baugenehmigung.

zul.:

Der Antragsteller beabsichtigt die Sanierung des Zweifamilienhauses mit Gewerbe an
der HochstraBe 1. Im Rahmen des Vorhabens werden folgende Mal3nahmen
beabsichtigt: Abbruch und Neuerrichtung des Dachstuhls mit Erhéhung des Firstes um
20cm, Erh6hung des DachdurchstoB3punktes auf der Ostseite um 20 cm, Herstellung
eines Rettungsbalkons auf der Ostseite des Daches in Form einer Dachloggia,
Abtragung der o6stlichen AuRBenmauer im EG zur Errichtung einer breiteren
Zugangssituation von der HochstraBe zur sudoéstlich neu zu errichtenden
ErschlieRungstreppe, Errichtung neue Bodenplatte Decke Uber EG, Errichtung neue
Bodenplatte Decke Uber 1. OG sowie Austausch in weil3e Kunststofffenster und —tiren.
Ansichten des geplanten Vorhabens kénnen der Anlage 1 entnommen werden.

Das beantragte Vorhaben steht im Einklang mit den Stadtebaulichen Zielen des
Bebauungsplans. Der Ausnahme von der Verdnderungssperre kann vorbehaltlich der
noch ausstehenden fachlichen Einschatzung des LVR-Amtes fur Denkmalpflege im
Rheinland sowie aus brandschutztechnischer Sicht zugestimmt werden.

Zu 2.:

Fur das Wohngebaude KlosterstralRe 2 ist der Austausch des mittleren und rechten
Fensters im 1. OG auf der Traufseite zur KlosterstralBe sowie des gassenseitigen
obersten Giebelfensters in  Kunststofffenster geplant. Die einzubauenden
Kunststofffenster entsprechen in ihrer Grol3e den bestehenden Fensterdffnungen. Die
historischen Fensterlaibungen bleiben erhalten und werden beigearbeitet.

Das beantragte Vorhaben steht im Einklang mit den Stadtebaulichen Zielen des
Bebauungsplans. Daher kann einer Ausnahme von der Veranderungssperre
zugestimmt werden.

Zu 3.:

Fir das Wohn- und Geschaftshaus Lidenscheider Str. 5 ist eine Nutzungsénderung in
eine Buroeinheit mit Ausstellung geplant.

Das beantragte Vorhaben steht im Einklang mit den Stadtebaulichen Zielen des
Bebauungsplans. Daher kann einer Ausnahme von der Verdnderungssperre
zugestimmt werden.

Anlagen:

Anlage 1 Ansichten zum Vorhaben Hochstr. 1
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Hansestadt Wipperfirth
Der Burgermeister

Il - Stadt- und Raumplanung

Bebauungsplan Nr. 57 Schnipperinger Mihle,
1. vereinfachte Anderung

V/2019/085

1. Abwagung der eingegangenen Stellungnahmen aus der 6ffentlichen

Entwurfsauslegung
2. Satzungsbeschluss

Gremium Status Datum Beschlussqualitat
Ausschuss fur Stadtentwicklung und Umwelt O 12.06.2019 | Vorberatung
Stadtrat O [25.06.2019 | Entscheidung

Beschlussentwurf:

1. Abwagung der in der offentlichen Auslegung gem. §8 3 Abs. 2 BauGB
(Beteiligung der Offentlichkeit) i.V.m. § 13 BauGB sowie der Beteiligung der
Behdrden und sonstiger Trager offentlicher Belange nach 8§ 4 Abs. 2 BauGB
und der Beteiligung der Nachbargemeinden gemaR § 2 Abs. 2 BauGB

eingegangenen Stellungnahmen

Die offentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB (Beteiligung der Offentlichkeit)
fand vom 15.04.2019 bis zum 17.05.2019 statt und die Beteiligung der Behdrden
und sonstiger Trager offentlicher Belange nach 8 4 Abs. 2 BauGB sowie die
Beteiligung der Nachbargemeinden gemaR 8§ 2 Abs. 2 BauGB fand mit Schreiben

vom 11.04.2019 bis zum 17.05.2019 statt.

1.1Abwagung der gemall 8§ 3 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen

(Beteiligung der Offentlichkeit)

Es sind keine Stellungnahmen oder Anregungen eingegangen.

1.2Abwagung der in der Beteiligung gemall 8 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen
Stellungnahmen (Behdrden, Trager offentlicher Belange)

Schreiben Nr. 1 PLEdoc GmbH vom 06.05.2019

Folgende Eingabe wurde ins Planverfahren eingestellt:




Sud-ostlich  des Geltungsbereichs des Bebauungsplans verlauft eine
Ferngasleitung in einem 8 m breiten Schutzstreifen (4 m beiderseits der
Leitungsachse). Der Verlauf ist im Bebauungsplan zu Ubernehmen, in der
Begrindung entsprechend zu erwdhnen und in der Legende zu erlautern.

kkkkkkkkkkkkk

Nach Priifung der Lage im mitgesendeten Ubersichtsplan auf Basis des
Bebauungsplans ist festzustellen, dass sich die Leitung samt Schutzstreifen von
4 m in Géanze aul3erhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 57
Schnipperinger Mihle liegt. Die Stadtgrenze der Hansestadt Wipperfirth verlauft
mittig der Lindlarer Sulz, die gleichzeitig die sud-Ostliche Abgrenzung des
Geltungsbereichs des Bebauungsplans darstellt. Die Ferngasleitung entlang der
Schnipperinger Muhle verlauft somit auf dem Hoheitsgebiet der Gemeinde
Marienheide.

- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Schreiben Nr. 2 Oberbergischer Kreis, Amt fur Planung, Mobilitdt und Regionale-
Projekte vom 08.05.2019

Folgende Eingabe wurde ins Planverfahren eingestellt:

Siedlungsentwasserung:

Die Entwasserung ist rechtzeitig mit der Unteren Wasserbehdrde abzustimmen, da
derzeit keine Aussagen zur Niederschlagswasserbeseitigung in der Begrindung
erkennbar sind.

Brandschutz:

Gegen die 0.g. Mallnahme bestehen aus Sicht der Brandschutzdienststelle keine
Bedenken, wenn bei der Anderung der Flachen eine Lodschwassermenge uber 2
Stunden wie folgt sichergestellt ist:

Flache SO; Sondergebiet: mind. 800l/min

Die LoOschwassermenge ist jeweils in einem Radius von 300m vorzuhalten. Die
Entfernung zum nachsten Hydranten soll dann 75m Luftlinie nicht Gberschreiten.

Des Weiteren wird auf den § 5 der BauO NRW hingewiesen, damit Zufahren zu den

jetzigen und zukinftigen Objekten auch fir den Rettungsdienst und die Feuerwehr nach
DIN 14090 gegeben sind.

k*kkkkkkkkkhkhkk



Zu der Siedlungsentwésserung:

Das anfallende Niederschlagswasser wird nach wie vor gem. der Ursprungsbegriindung
des Bebauungsplans Nr. 57 Schnipperinger Mihle wie folgt beseitigt:

,Das Niederschlagswasser ist auf den Baugrundsticken bzw. Wochenendhausplatzen
zur Versickerung zu bringen. Das Niederschlagswasser von der befestigten Haupter-
schlieBung von der Einfahrt des Wochenendhausplatzes bis zur Gaststatte versickert
Uber die angrenzenden unbefestigten Flachen; untergeordnete Verkehrsflachen sowie
Stellplatze und deren Zufahrten sind im versickerungsfahigen Aufbau anzulegen bzw.
zu erhalten.”

Zum Brandschutz:

Im Zuge des Bauleitplanverfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 57
Schnipperinger Muhle verpflichtete sich der Platzbetreiber bereits 2017 zu einer
Sicherstellung der Loschwasserversorgung von 48ms3/h tber die Dauer von 2 Stunden.
Das gesamte Plangebiet ist mit 3 Uberflurhydranten ausgestattet und zudem konnte im
Brandfall der im Osten befindliche Teich als Loschwasserteich zur Wasserentnahme
genutzt werden.

Zu den Zufahrten:

Die 1. vereinfachte Anderung des Bebauungsplans Nr. 57 Schnipperinger Mihle
beinhaltet die Anderung der maximalen Gréf3e der baulichen Anlagen. Die Zufahrten
und Verkehrsflachen werden bei der Anderung nicht tangiert.

- Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen.

Eingegangene Schreiben, die keiner Abwagung bedirfen

Folgende, nicht abwagungsrelevante Anregungen und Stellungnahmen, die die Planung
grundsatzlich begrufRen, oder fir die die Planung keine Relevanz aufweisen, sind
eingegangen:

* Schreiben Nr. 3 Hansestadt Wipperflurth-Fachbereich | vom 15.04.2019
» Schreiben Nr. 4 Amprion vom 18.04.2019

» Schreiben Nr. 5 Hansestadt Wipperfiurth-Fachbereich Il vom 10.05.2019
» Schreiben Nr. 6 Aggerverband vom 13.05.2019

* Schreiben Nr. 7 BEW vom 14.05.2019

Weitere Anregungen aus der Beteiligung der Trager offentlicher Belange, die
abwéagungsrelevant sind oder Hinweise enthalten, sind nicht eingegangen.



2. Satzungsbeschluss
Der Bebauungsplan Nr. 57 Schnipperinger Mihle, 1. vereinfachte Anderung

bestehend aus dem Planteil und den textlichen Festsetzungen, wird gemaR §
10(1) BauGB als Satzung mit der dazugehoérigen Begriindung beschlossen.

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten entstehen der Hansestadt Wipperfurth in Form von Personalaufwand fur die
Begleitung und Betreuung des Verfahrens.

Demographische Auswirkungen und Auswirkungen auf die Inklusion:

Konkrete Auswirkungen auf den demographischen Wandel sind nicht zu benennen.
Ebenso konnen Auswirkungen auf die Inklusion ausgeschlossen werden.

Begriindung:

Zul:Es sind 7 Stellungnahmen (teils als Sammelstellungnahme mehrerer
Fachbereiche (z. B. Oberbergischer Kreis) eingegangen. 5 Stellungnahmen
bedirfen keiner Abwagung. 2 Stellungnahmen wurden in die Abwagung
eingestellt.

Zu 2:Gegeniiber dem ausgelegten Entwurf werden keine Anderungen aus der
Offenlage Ubernommen.

Anlagen:

Anlage 1 Abwégungsrelevante  Stellungnahmen aus der Offenlegung des
Planentwurfes (Schreiben von PLEDOC vom 06.05.2019, Schreiben vom
Oberbergischen Kreis vom 08.05.2019)

Anlage 2 Bebauungsplan Nr. 57 Schnipperinger Mihle, 1. vereinfachte Anderung
(verkleinert, ohne Mal3stab)

Anlage 3 Textliche Festsetzungen

Anlage 4 Begrundung
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ANLAGE 1

Hansestadt Wipperitrth p\.EDOC

Ein Unternehmen der Open Grid Europe

yiai 2019
Netzauskunft 1

DFZ(U < VAKEZ: inina

-3 Telefon 0201/36 59-0
PLEdoc GmbH - Postfach 12 02 55 -- 45312 Essen Telefax 0201/36 59 - 160
E-Mail netzauskunft@pledoc.de
Hansestadt Wipperflurth - Der Blirgermeister
Stadt- und Raumplanung
Daniel Rutz zustandig Christine Bockermann
Marktplatz 15 Durchwahl  0201/36 59 - 460
51688 Wipperfiurth
Ihr Zeichen Ihre Nachricht vom  Anfrage an unser Zeichen Datum
[l 61 Ru-Lei 11.04.2019 PLEdoc 20190401930 06.05.2019

Bauleitplanung der Hansestadt Wipperfiirth

Bebauungsplan Nr. 57 Schnipperinger Miihle, 1. vereinfachte Anderung
Beteiligung der Behdrden und Trager 6ffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB

Tabelle der betroffenen Anlagen:

Eigentiimer Leitungstyp Status Leitungsnr. DN | Blatt Schutz;tre:fen Beauftragter
. : ; : Udo Wunnenberg
Open Grid Ferngasleitung mit in
Europe Betrisbskabel - RG009029000 | 250 | 5,6 8 02195/921-00
Radevormwald

Sehr geehrte Damen und Herren,

von der Open Grid Europe GmbH, Essen, der GasLINE GmbH & Co. KG, Straelen, sind wir
mit der Wahrnehmung ihrer Interessen im Rahmen der Bearbeitung von Fremdplanungs-
anfragen und o6ffentlich-rechtlichen Verfahren beauftragt.

Die uns zur Verfugung gestellten Entwurfsunterlagen zu dem angezeigten Bauleitverfahren
haben wir ausgewertet und von den relevanten Planunterlagen Ausdrucke gefertigt.

Sud-ostlich des Geltungsbereichs des Bebauungsplans verlauft die eingangs aufgefiihrte
Ferngasleitung in einem 8 m breiten Schutzstreifen ( 4 m beiderseits der Leitungsachse). Wir
haben den Leitungsverlauf in den Entwurfsplan grafisch lbernommen und entsprechend
beschriftet.

Der Verlauf der Ferngasleitung ist anhand der beigefligten Bestandsunterlagen in den Be-
bauungsplan zu Gbernehmen, in der Begriindung entsprechend zu erwahnen und in der
Legende zu erlautern. Die H6henangaben in den Langenschnitten beziehen sich auf den
Verlegungszeitpunkt. Zwischenzeitliche Niveauanderungen wurden nicht nachgetragen.

Geschaftsflihrer. Kai Dargel

PLEdoc GmbH « Gladbecker Strafe 404 « 45326 Essen i /‘\
Telefon: 0201 /36 59-0 « Telefax 0201/ 36 59-163 « Internet: www.pledoc.de Zertifikatsnummer a
Amtsgericht Essen - Handelsregister B 9864 « USt-IdNr. DE 170738401 B AURD DVGW

180 5001
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Daniel Rutz-VERKÄUFER
Schreibmaschinentext
ANLAGE 1

Daniel Rutz-VERKÄUFER
Textfeld
1


P\EDOC

Ein Unternehmen der Open Grid Europe

Die Darstellung der Ferngasleitung ist sowohl im Bebauungsplan als auch in den Be-
standsunterlagen nach bestem Wissen erfolgt. Gleichwohl ist die Méglichkeit einer Abwei-
chung im Einzelfall nicht ausgeschlossen.

Von der 1. vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes werden Versorgungsanlagen der
Open Grid Europe GmbH nicht betroffen.

Als Anlage lGbersenden wir ebenfalls das Merkblatt der Open Grid Europe GmbH zur Auf-
stellung von Flachennutzungsplanen und Bebauungsplénen, dem Sie weitere Anregungen
und Hinweise entnehmen kdnnen.

Abschlie®end teilen wir lhnen mit:
* Im Geltungsbereich des hier angezeigten Bauleitplans sind keine von uns verwalteten
Kabelschutzrohranlagen der GasLINE GmbH & Co. KG vorhanden.

Mit freundlichen GriiRen
PLEdoc GmbH

ol
W 2 yéﬁ/ﬂé%”w
Frank Schonfeld Christine Bockermann

Anlagen
Planunterlagen
Merkblatt

Seite 2 von 2 zum Schreiben 20190401930 vom 06.05.2019 an Hansestadt Wipperfiirth - Der Burgermeister
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Open Grid Europe
The Gas Wheel

Berucksichtigung von unterirdischen Ferngasleitungen
bei der Aufstellung von Flachennutzungsplanen und Bebauungsplanen

Allgemeines

Ferngasleitungen dienen der &ffentlichen Energie-
versorgung. Sie sind bei der Aufstellung von Flachen-
nutzungsplénen und Bebauungsplénen sowie bei den
sich aus diesen Planen ergebenden FolgemalRnahmen
zu berlcksichtigen.

Unterirdische Ferngasleitungen der Open Grid Europe
GmbH sind im Allgemeinen mit einer Erddeckung von

1 m verlegt worden. Parallel zur Ferngasleitung gefihrte
Fernmelde-, Mess- und Steuerkabel kénnen in einer
geringeren Tiefe liegen. Bestimmte Leitungsarmaturen
und Einbauteile treten an die Erdoberflache und sind
durch Strallenkappen geschitzt.

Unsere Leitungen sind kathodisch gegen Element- und
Streustréme geschiitzt.

Die Ferngasleitungen unserer Gesellschaft liegen
grundsatzlich in der Mitte eines Schutzstreifens, der
im Allgemeinen 8 bis 10 m breit ist. Leitungsverlauf,
genaue Schutzstreifenbreite und weitere Einzelheiten
ergeben sich aus den Leitungsplénen.

Leitungsrechte bestehen in der Regel in Form von
beschrankten persdnlichen Dienstbarkeiten (§§ 1090 ff.
BGB), die im Grundbuch eingetragen sind, bzw. in Form
von schuldrechtlichen Vertragen.

Im beiderseitigen Interesse sind wir bereits bei der Pla-
nung Uber alle Malnahmen und Vorhaben im Bereich
des Schutzstreifens zu unterrichten, damit erforderliche
Schutzmalnahmen rechtzeitig vereinbart werden
kénnen.

Wir verweisen insoweit als Trager 6ffentlicher Belange
auf § 4 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB).

Sollte der Flachennutzungsplan bzw. der Bebauungs-
plan oder die sich hieraus ergebenden Folgemafd-
nahmen den Schutzstreifen beriihren oder kann der
Bestand oder Betrieb der Ferngasleitung durch diese
MaRnahmen beeintrachtigt oder gefahrdet werden, so
sind zur Vermeidung unzulassiger Einwirkungen folgen-
de Punkte zu beachten:

1. Wir empfehlen, die Leitung mit Schutzstreifen nach
§ 5 Abs. 4 bzw. § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich in die
Bauleitplane zu Ubernehmen oder sonst an geeigneter
Stelle zu beschreiben und zeichnerisch darzustellen.

Lageplane werden bei Bedarf - wenn erforderlich, mit
Einmessungszahlen - zur Verfugung gestellt, oder die
Leitung wird von der PLEdoc GmbH in unserem Auftrag
in eine Kopie des Flachennutzungsplanes bzw. Bebau-
ungsplanes einkartiert.

2. Nicht zulassig sind innerhalb des Schutzstreifens zum

Beispiel:

- die Errichtung von Gebauden aller Art, sowie von
Mauern parallel tber bzw. unmittelbar neben den
Ferngasleitungen,

- Oberflachenbefestigungen in Beton

- Dauerstellplatze z. B. fur Campingwagen, Verkaufswagen

usw.
- die Einleitung von Oberflachenwasser / aggressiver
Abwasser
- sonstige Einwirkungen, die den Bestand oder den
Betrieb der Leitung gefahrden oder beeintrachtigen
kénnen.
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Nur mit unserer besonderen Zustimmung und Einhaltung

unserer Auflagen sind statthaft

- die Freilegung unserer Leitung,

- Niveauénderung im Schutzstreifen,

- der Neubau von kreuzenden oder parallel fihrenden
Strallen, Wegen, Kanalen, Rohrleitungen, Kabeln,
Freileitungen und Gleisanlagen sowie

- die Durchfiihrung sonstiger Baumafinahmen, sofern eine
Leitungsbeeinflussung nicht ausgeschlossen werden
kann.

3. Anpflanzungen von Baumen und tiefwurzelnden
Stréduchern, insbesondere bei Ausgleichsmalinahmen im
Rahmen der Kompensation, sind zum Schutz der Ferngas-
leitung grundsétzlich aullerhalb des Schutzstreifens zu
planen. Fur die Trassentberwachung aus der Luft und
vom Boden muss der Trassenverlauf der Open Grid
Europe-Leitung sichtfrei und begehbar bleiben.

4. Bei der Errichtung von Windenergieanlagen (WEA)
mussen Absténde bis 850 m eingehalten werden. Diese
Absténde kénnen im Einzelfall in Abhangigkeit der
Leistungs- und Kenndaten bis auf 35 m verringert werden.
Hierzu ist in jedem Fall die Abstimmung und Genehmigung
mit uns zwingend erforderlich. Dazu sind uns alle
technischen Daten zur Verfligung zu stellen.

Bauausfiihrung

Vor Aufnahme von Arbeiten im Bereich oder in der Nahe
der Schutzstreifen sind wir in jedem Falle zu benachrichti-
en, damit erforderlichenfalls die Lage der jeweiligen Leit-
ung und der zugehérigen Einrichtungen durch uns in der
Ortlichkeit markiert und die Arbeiten Gberwacht werden
kénnen.



Bebauungsplan Nr. 57 Schnipperinger Miihle
Hansestadt Wipperfiirth

S0 13

WOCH I max. 65 m?

2\ [TH35
SD/PD [10° - 35°

SO 12

WOCH I max. 65 n?

A\ |TH35
SD/PD [10° - 35°
SO 1
WOCH I max 65 m?
A\ [TH25
SDIPD 110° - 35°
., S0 10

& woch |1 max. 657

WOCH I max. 65 m?

A\ [TH25
SDEPD 100_350 8708

SO 15

WOCH I max. 65 m?
22 |[TH25
SD/PD |10° - 35°

TH 3,5
SD/PD |10° - 35°

SO 16

WOCH [ max. 65 m?® BSET(R)IEBb I
AN RN 17 e A S @Y %= S NN W s \ [TH35
Auf‘m SDIPD [10° - 35° SDIPD [10° -
Schnipperinger %8 1 G
Busch VANNIGEE: A
SD/PD 10° - 35° V‘%COH 17 I max. 65 m* wmaf:ﬁlube
Freizeit- u. /N [TH25 e el
Erholungsgrin SD/PD |10° - 35°

Witd-
gehege

SO 2

woot |1 max 40m OO0 3 II
WOCH I max. 40 m? SO 4 i SO 5
SZD%D oo A M it ok |1 oo '/ % T
~ SDPD [10°-35° £ 30 TH 35 ‘
10°-357 “Sp/PD [10°- 35°
SOa
BETRIEB EO 9
EkhOlt A TH3,5 WOCH I max. 40mr

SD/PD |10° - 35°

SO 6

WOCH I max. 65 m?

Gemarkung Kllippelberg 7~ [TH35
Flur 25 SD/PD [10° - 35°

SO 7

A [TH35
SD/PD [10° - 35°

wocH | I max. 65 o
/. [TH25 , §
Koordinatenverzeichnis SD/PD [10° - 35° ~
Achse PNR Rechtswert Hochwert Bogenende Bogenanfang
GauB-Kriiger
Achse 1 19749 2603335,52 5661735,61 R=40,0
19671 2603285,17 5661741,82  R=40,0 Reoo
19667 2603273,70 5661755,54  R=ow R=115,0
19697 2603239,73 5661780,76  R=115,0 R=119,6
19656 2603205,96 566181349  R=119,8 R=37,0
19776 2603186,18 5661836,83  R=37.0 R=ox
19640 2603162,88 5661847,85  R=w R=11,5
& 19705 2603156,38 5661858,35  R=11,5 R=70,1
19688 2603157,34 5661874,09  R=70,1 R=co
19701 2603157,71 5661876,3¢  R=w R=83,2 ,
19660 260316385 5661893,75  R=83,2 R=es I max. 65m
— 19654 2603164,50 566189570  R=w R=28,7 iH3h
19706 2603176,45 5661907,04  R=26.7 R=a 10°- 35°
19713 2603194,78 5661913,90  R=w R=40,0
19712 2603204,03 5661916,15  R=40,0 R=co
19715 2603231,59 5661919,46  R=o R=45,0 =
19714 2603269,48 5661905,80  R=45,0 R=on \ A il
19724 2603279,59 566189531 R=w R=120,0 | RN 2
19723 2603290,97 5661881,49  R=120,0 R=oo &
19727 2603294,59 5661876,35 R=w R=42,0 - WL fooe
19728 2603307,58 5661864,37  R=42,0 R=on g Wi
19730 2603316,28 5661859,24  R=w R=18,0 2l
19729 2603321,94 5661857,08  R=18,0 R=w £
19628 2603326,38 5661856,21  R=oo 2
Achse 1.1 19628 2603326,38 5661856,21 R=42,0 % N
19736 2603344,74 5661858,49  R=42,0 =oo 0 10 20 0 40 50
19633 2603348,67 5661859,90  R=eo
Achse 1.2 19628 2603326,38 5661856,21 Reso Malstab 1:1 839‘ oo 5o
19734 2603332,03 566185548  Reeo R=30,0 R ol "
19735 2603343,99 5661851,25  R=30,0 R=co irq Bareich |
19630 2603348,19 5661848,66 R=oo s ;
Achse 1.3 19645 2603257,44 566191486 = ;
19718 2603286, 75 566191548 R= R=40,0
19717 2603314, 78 5661927,79  R=40,0 R=co
19720 2603322,82 5661936,10  R=so R=eo i
19722 2603327,71 5661941,68 R=w 1
Achse 1.4 19655 2603168,43 5661901,08 = i
19637 2603214,52 5661891,98 R=w R=63,0 :
19636 2603241,63 5661879,40  R=63,0 =
19635 2603294,18 5661837,43 R=o R=11,0 |
19659 2603297,16 566183538  R=11,0 Reoo i
19663 2603309,01 5661831,31  R=w
; : 5,23 R=w
e 13223 §§g§;§§‘§g 2221286534 = R=80,0 Achse PNR Rechtswert Hochwert Bogenende Bogenanfang
19700 2603221,09 5661855,87  R=90,0 Re=co Gauf-Kriiger
19704 2603236,31 5661844,54 R=w R=os Achse 2.2 19646 2603283,87 5661616,16 R=eo
19703 2603247,60 5661833,73 R=w R=co 19761 2603283,94 5661574,33  R=w R=w
19643 2603250,54 5661831,26  R= R=eo 19769 2603283,93 5661559,23  R=w R=45,0
19708 2603278, 37 5661807,84 R=w R=40,0 19770 2603283,00 5661550,18  R=45,0 R=w
19709 2603284,89 5661803,37  R=40,0 =0 19771 2603278,08 5661526,37 R=w R=11,0
19711 2603293,90 566179843  R=w R=30,0 19772 2603277,86 5661523,98  R=11,0 R=o
19710 2603309,34 5661794,75  R=30,0 19768 2603277,91 5661519,92  R=e
Achse 1.6 19658 2603227,67 5661789,64 =00 Achse 3 19656 2608205,96 5661813,49 R=10,0
19694 2603254, 10 5661737,13  Rew R=co 19649 2603190,10 5661807,068  R=10,0 R=o0
19689 2603269,99 5661708,85  R=w R=35,0 19619 2603175,50 5661716,35  R=wo R=106,2
19690 2603269,56 5661674.28  R=35,0 19624 2603172,04 5661704,15  R=106,2 R=21,0
Achse 2 19741 2603415,63 5661783,69 R=195,0 19625 2603146,67 5661691,29  R=21,0 e
19743 2603334,51 5661734,60  R=1950 R=85,0 atd i JeElbennd e i
19737 2603322,25 5661719,02  R=85,0 =co Tils 2G5 5661697,91  Rre ol
19739 2603301,65 5661681,96  Re=o R=70,0 sl Gl Gl SElAES  Res o
19779 2603296,57 5661668,90  R=70,0 R=eo 19628 REATHY YU Rew =0
19766 2603285,53 5661622,06 R=w =0 1982¢ 2603071,67 SEBIT11AG e e
19778 2603279,56 5661601,33 R== R=eo 19634 2603040,18 5661718,33  Rew d
19764 2603272,70 5661574,37 =00 R=o 19638 2603034,13 5661719,09 ~ Reo
19754 2603268,57 5661546,85 R=w R=110,0 Achse 3.1 19612 2603157,80 5661691,22 R=e0
19782 2603268,65 5661525,08  R=110,0 R=oo 19680 2603153,52 5661710,48 R=w R=60,0
19781 2603271,10 5661502,54 R=w R=90,0 19679 2603152,13 5661721,27  R=60,0 o
19784 2603271,50 566147510  R=90,0 R=w 19678 2603151,79 5661730,56  R=o R=100,0
19783 2603271,20 5661473,77 R== R=5,0 19677 2603150,72 5661741,93  R=100,0 =
19785 2603274,31 5661467,04  R=5,0 R=co 19657 2603148,55 5661756,16  R=w R=o0
19786 2603299,72 5661459,84 R=w 19683 2603148, 11 5661760,28  R=w R=8,0
Achse 2.1 19618 2603306, 16 5661690,08 R=e fifecs Fhaciafoa SHBII6R4)  Reag e
19758 2603306,79 5661653,34 R=x R=5,5 19668 2603095,13 5661774,23 R=w R=8,5
19759 2603316,71 5661650,17  R=5,5 R=c oy Setbee b 866176597  P=a,5 i
19757 2603330,52 5661668,82  R=w R=45,0 e ZehAReSE seRnthes  Rre
19756 2603335,53 566167451  R=45,0 R=c0 Achse 3.1.1 19676 2603087,30 5661729,01 R=co
19751 2603363,01 5661700,87  R=ewo R=85,0 19648 2603053,40 5661738,54 R=o
18750 2603567,80 568170520  R=85,0 Reeo Achse 3.1.2 19669 2603085,40 5661765,37 R=eo
19753 2603373,78 5661710,04 R=w R=65,0 o 260308531 S6R1767 12 Rew R=75
o g R iiticocll s S e 19673 2603079,63 5661774,00 R=7,5 R=co
19748 2603387,42 5661724,73  R=w b SBpACSATS e R
Achse 2.1.1 19626 2603340,69 566167946 = P s S— e B
12852 =Rt SR R 19616 2603130,56 566169572  R=w




P
Q I 5
\ OBERBERGISCHER KREIS
DER LANDRAT

AMT FUR PLANUNG, MOBILITAT
UND REGIONALE-PROJEKTE
OBERBERGISCHER KREIS | DER LANDRAT | 51641 Gummersbach
MoltkestraBe 34
Hansestadt Wipperflrth 51643 Gummersbach
Kontakt: Herr Kitemann
Zimmer-Nr.:
Mein Zeichen: 61.1
Tel.: 02261 88-6172
Fax: 02261 88-6104

dieter.kuetemann@obk.de
www.obk.de

Steuer-Nr. 212/5804/0178
USt.-Id.Nr. DE 122539628

Datum: 08.05.2019

Bauleitplanung Hansestadt Wipperfiirth

Bebauungsplan Nr. 57, 1. vereinf. And. Schnipperinger Miihle
Behdrdenbeteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB

Ihr Schreiben vom 11.04.2019, Az.: Il 61 Ru-Lei

Der Oberbergische Kreis nimmt wie folgt Stellung:

Siedlungsentwasserung:

Die Entwéasserung ist rechtzeitig mit der Unteren Wasserbehérde abzustimmen,
da derzeit keine Aussagen zur Niederschlagswasserbeseitigung in der Begrindung er-
kennbar sind.

Brandschutz:
Gegen die o.g. MaBnahme bestehen aus Sicht der Brandschutzdienststelle keine Beden-
ken, wenn bei der Anderung der Flachen eine Léschwassermenge iiber 2 Stunden wie

folgt sichergestellt ist:

Flache SO; Sondergebiet: min. 800 I/min.

Die Léschwassermenge ist jeweils in einem Radius von 300 m vorzuhalten. Die Entfer-
nung zum nachsten Hydranten soll dann 75 m Luftlinie nicht {berschreiten.

Des Weiteren wird auf den § 5 der Bau O NRW hingewiesen, damit die Zufahrten zu den
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jetzigen und zukiinftigen Objekten auch fiir den Rettungsdienst und die Feuerwehr nach
DIN 14090 gegeben sind.

Mir freundlichen GriiBen
Im Auftrag
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Bebauungsplan Nr. 57 Schnipperinger Muhle

Hansestadt Wipperfiurth

Auf ‘m
Schnipperinger
Busch

SO 15

WOCH
/A |TH2,5
SD/PD [10° - 35°

WOCH I max. 65 m?
/N |[TH25
SD/PD [10° - 35°
SO 16
WOCH I max.65m?
/e |TH35
SD/PD [10° - 35°
SO 1
wocH | I max.65m?
/2N [TH35
SD/PD [10° - 35° V§08 1 7 I max. 65 m?
Freizeit- u. /e [TH25
Erholungsgrin SD/PD |10° - 35°

[ max. 65 m?

QSREERY

NN
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SD/PD
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SD/PD [10° - 35°
. S0 10
/ :«"7 WOCH I max.65m?
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937 SD/PD [10° - 35°
SOb
BETRIEB |
\ |TH35
SD/PD |10° - 35°

E

N
Tr eibhaus

max. 50 m?
woor | I meweser OO 3| max. 50 m SO4 : GAST II
& TH 3 5 WOCH I M max. 50 m SO 5 A TH 4 00
, 7N woch | I mawsem 50 V1 65 m? ,
SDIPD [10° - 35° M35 =K h3s max 85 m SD_ [30°-48°
SDIPD 0°-35° —<5mmtine ae /N [TH35
10°- 35" “Sp/PD [10°- 35°
BETRIEB
max. 50 m?
Ekholt s 55 Lo
/2 |TH35
SO 6 SD/PD 100'350
G k Kl . |b WOCH I max. 65 m’ |
emarkung Kliippelberg ANRITEY
Flur 25 SDIPD [10° - 35°
SO7
WOCH [ max. 65 m’
e\ [TH25
Koordinatenverzeichnis SD/PD [10° - 35°
Achse PNR Rechtswert Hochwert Bogenende Bogenanfang
GauB-Kriiger
Achse 1 19749 2603335,52 5661735,61 R=40,0
19671 2603285,17 5661741,82  R=40,0 R=o
19667 2603273,70 566175554  R=oo R=115,0
19697 2603239,73 5661780,76  R=115,0 R=119,6
19656 2603205,96 5661813,49  R=119,6 R=37,0
19776 2603186,18 5661836,83  R=37,0 R=
19640 2603162,88 5661847,85 R=oo R=11,5
19705 2603156,38 5661858,35 R=11,5 R=70,1
19688 2603157,34 5661874,09  R=70,1 R=w SO 8
19701 2603157,71 5661876,34  R=oo R=83,2 woor 1 max. 65 m?
19660 2603163,65 5661893,75  R=83,2 R=o
19654 2603164,60 566189570  R=oo R=26,7 /2 [TH35
19706 2603176,45 5661907,04  R=267 R=w SD/PD [10° - 35°
19713 2603194,78 5661913,90  R=oo R=40,0
19712 2603204,03 5661916,15  R=40,0 R=w
19715 2603231,59 5661919,46  R=oo R=45,0
19714 2603269,48 5661905,89  R=45,0 R=w
19724 2603279,59 566189531  R=oo R=120,0
19723 2603290,97 5661881,49  R=120,0 R=
19727 2603294,59 5661876,35  R=oo R=42,0
19728 2603307,58 5661864,37  R=42,0 R=w
19730 2603316,28 5661859,24  R=oo R=18,0
19729 2603321,94 5661857,08  R=18,0 R=o
19628 2603326,38 5661856,21  R=oo
Achse 1.1 19628 2603326,38 5661856,21 R=42,0
19736 2603344,74 5661858,49  R=42,0 R= 0 0 20 30 40 50
19633 2603348,67 5661859,90  R=oo
Achse 1.2 19628 2603326,38 566185621 R=o Mafdstab 1:1.000
19734 2603332,03 566185548  R=oo R=30,0
19735 2603343,99 5661851,25  R=30,0 R=o
19630 2603348,19 5661848,66  R=oo
Achse 1.3 19645 2603257,44 5661914,86 R=o
19718 2603286,75 566191548  R=oo R=40,0
19717 2603314,78 5661927,79  R=40,0 R=o
19720 2603322,82 5661936,10  R=oo R=oo
19722 2603327, 71 5661941,68  R=oo
Achse 1.4 19655 2603168,43 5661901,08 R=o
19637 2603214,52 5661891,98  R=oo R=63,0
19636 2603241,63 5661879,40  R=63,0 R=w
19635 2603294,18 5661837,43  R=oo R=11,0
19659 2603297,16 566183538  R=11,0 R=w
19663 2603309,01 5661831,31  R=oo
Achse 1.5 Eggg gggggggég ggglggg:gi R=w EZC;O’O Achse PNR Rechtswert Hochwert Bogenende Bogenanfang
19700 2603221,09 5661855,87  R=90,0 R=oo GauR-Kriiger
19704 2603236,31 5661844,54  R=oo R=o Achse 2.2 19646 2603283,87 5661616,16 R=o
19703 2603247,60 566183373  R=oo R=w 19761 2603283,94 5661574,33  R= R=oo0
19643 2603250,54 5661831,26  R=oo R=w 19769 2603283,93 5661559,23  R=wo R=45,0
19708 2603278,37 5661807,84  R=oo R=40,0 19770 2603283,00 5661550,18  R=45,0 R=w
19709 2603284,89 5661803,37  R=40,0 R=w 19771 2603278,08 5661526,37  R=oo R=11,0
19711 2603293,90 5661798,43  R=oo R=30,0 19772 2603277,86 5661523,98 R=11,0 R=w
19710 2603309,34 5661794,75  R=30,0 19768 2603277,91 5661519,92  R=oo
Achse 1.6 19658 2603227,67 5661789,64 R=w Achse 3 19656 2603205,96 5661813,49 R=10,0
19694 2603254,10 5661737,13  R=oo R= 19649 2603190,10 5661807,06  R=10,0 R=o
19689 2603269,99 5661708,85  R=oo R=35,0 19619 2603175,59 5661716,35  R=w R=106,2
19690 2603269,56 5661674,28  R=35,0 19624 2603172,04 5661704,15  R=106,2 R=21,0
Achse 2 19741 2603415,63 5661783,69 R=195,0 19625 2603146,67 5661691,29  R=21,0 R=co
19743 260333451 5661734,60  R=195,0 R=85,0 19614 2603134,98 566169458  R=w R=co
19737 2603322,25 5661719,02  R=85,0 R=oo 19613 2603121,98 5661697,91  R=eo R=oo
19739 2603301,65 5661681,96  R=w R=70,0 19631 2603092,85 5661705,65  R=e R=oo
19779 2603296,57 5661668,90  R=70,0 R=oo 19629 2603079,59 5661709,36  R=co R=oo
19766 2603285,53 5661622,06  R=oo R=w 19627 2603071,67 566171146 Rew R=co
19778 2603279,56 5661601,33  R=oo R=o 19634 2603040, 18 5661718,33  R=co R
19764 2603272,70 5661574,37  Re=e R=c0 19638 2603034,13 5661719,09  R=o
19754 2603268,57 5661546,85 R=oo R=110,0 Achse 3.1 19612 2603157,80 5661691,22 R=oo
19782 2603268,65 5661525,03  R=110,0 R=o 19680 2603153,52 5661710,48  R=w R=60,0
19781 2603271,10 5661502,54  R=oo R=90,0 19679 2603152,13 5661721,27  R=60,0 R=co
19784 2603271,50 566147510  R=90,0 R= 19678 2603151,79 5661730,56  R=wo R=100,0
19783 2603271,20 5661473,77  R=oo R=5,0 19677 2603150,72 5661741,93  R=100,0 R=o0
19785 2603274,31 5661467,94  R=5,0 R=o 19657 2603148,55 5661756,16  R=w0 R=a0
19786 2603299,72 5661459,84  R=oo 19683 2603148,11 5661760,28  R=o R=8,0
Achse 2.1 19618 2603306,16 5661690,08 R= 19684 2603141,32 5661767,40  R=8,0 R=oo
19759 2603316.71 566165017  R=5.5 Rew 19669 2603085,40 5661765,37  R=8,5 R=o
19757 2603330,52 5661668,82  R=wo R=45,0 19617 2603088,46 5661706,88  R=o
19756 2603335,53 5661674,51  R=45,0 R= Achse 3.1.1 19676 2603087,30 5661729,01 R=co
19751 2603363,01 5661700,87  R=oo R=85,0 19648 2603053,40 5661738,54  R=
ol presndiin syl 2:’6"5 . Achse 3.1.2 19669 2603085,40 5661765,37 R=e
' : =65, 19674 2603085,31 5661767,12  R=w R=7,5
12;22 igggggi’i; gggl;;‘jgg E:ZS'O R=ee 19673 2603079,63 5661774,00 R=7,5 R=o
' : 19650 2603058, 14 5661779,35  R=w
Achse 2.1.1 19626 2603340,69 566167946 R=co Achse 3.1 19675 260312738 5661769.46 Rews
19632 2603359,89 5661656,78  Reo 19616 2603130,56 566169572  R=w
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Textliche Festsetzungen
und Erlauterung der verwendeten Planzeichen

Planungsrechtliche Festsetzungen gemiaR § 9 BauGB

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 BauGB, Abschnitt 1 BauNVO)
Sondergebiete Wochenendhausgebiet (§ 10 BauNVO)

Die Wochenendhausgebiete SOwocCH 1 - SOwocH 17 dienen Zwecken der Erholung, ausschlief3lich dem
Freizeitwohnen als zeitweiliger Aufenthalt in Wochenendhausern und den Freizeitaktivitaten, die das
Freizeitwohnen nicht stéren. Ganzjahriges Dauerwohnen ist ausgeschlossen. Das Ab- und Aufstellen von
Wohnwagen und Wohnmobilen in den Wochenendhausgebieten ist nicht zulassig.

In den Wochenendhausgebieten SOwWoCH 1 - SOWOCH 17 sind zulassig:
1. Wochenendhauser

2. Anlagen und Einrichtungen fur nicht stérende Freizeitzwecke.
Sondergebiete Betrieb (§ 10 BauNVO)

Im Sondergebiet SOBETRIEB a sind eine den Wochenendhausgebieten zugeordnete Betriebswohnung
mit max. 130 m” Wohnflache sowie Betriebsraume bis 50 m” GréRe zulassig.

Im Sondergebiet SOBETRIEB b sind ausschliellich Nebenanlagen gemaf 1.5 zulassig

Sondergebiet Gaststatte (§ 10 BauNVO)

Im Sondergebiet SOGAST sind eine Schank- und Speisewirtschaft mit max. 220 m? Betriebsflache zzgl.
200 m’ AuRengastronomie einschlieBlich Bewirtungsterrasse, Betriebsgeb&aude und -raume wie Lager,
ein Kleinnahversorgungsmarkt mit max. 50 m’ Verkaufs- und 50 m” Lagerflache und eine Betriebs-
wohnung mit max. 130 m* Wohnflache zul&ssig sowie Anlagen und Einrichtungen fiir Freizeitzwecke, die
das Freizeitwohnen nicht stéren.

Abgrenzung unterschiedlicher Baugebiete (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen
Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr.12 BauGB und § 14 BauNVO)

Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO auf den nicht Gberbauten Grundstiicksflachen der Wochen-
endhausgebiete haben ausschlieBlich einen dem Freizeitwohnen dienenden Charakter aufzuweisen. Sie
haben sich optisch-rdumlich unterzuordnen und dirfen der Eigenart des Baugebietes nicht wider-
sprechen. Zulassig sind Gebaude bis 15 cbm Rauminhalt und 2,30 m Firsth6he ohne Aufenthaltsraume,
Aborte und Feuerstatten.

Die der Versorgung der Baugebiete mit Elektrizitat, Gas, Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser-und
Niederschlagswasser dienenden Nebenanlagen des § 14 Abs. 2 BauNVO sowie deren Zufahrten und
Zugange sind im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauNVO unabhangig einer zeichnerischen Festsetzung auch
aullerhalb der Baugebiete allgemein zulassig, soweit sie der ausgewiesenen Nutzung nicht grundsatzlich
entgegen stehen. Dies gilt auch fir die der fernmeldetechnischen ErschlieBung dienenden Neben-
anlagen.

Je Wochenendhaus ist 1 (iberdachte Terrasse bis zu einer GroRRe von max. 15 m*> auf dem Wochenend-
hausplatz zul&ssig.

Innerhalb der gekennzeichneten Flache im Sondergebiet SOBETRIEB b ist eine Nebenanlage fur die
Versorgung der Wochenendhausgebiete mit einer Grundflache von bis zu 35 m* sowie Ab- und Unterstell-
platze fur Wirtschaftsfahrzeuge zulassig.

Innerhalb der gekennzeichneten Flache im Sondergebiet SOGast sind Nebenanlagen (Offenstall) flr die
Unterbringung von Kleinvieh mit den maximalen AusmafienvonB5mxT3 mx H2,5m sowie eine Bewir-
tungsterrasse mit einer Grundflache von max. 100 m*zulassig.

Aufstellplatz fir Malltonnen

Stellplatze, Carports und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr.4 BauGB)

Je Wochenendhaus ist max. 1 Stellplatz (Pkw) bis 7 m ab Stralenbegrenzungslinie auf dem Wochen-
endhausplatz zulassig.

Garagen und Carports (Uberdachte Stellplatze) fur Pkw sind nurin den Sondergebieten SOBETRIEB a und
im SOGAST in Verbindung mit der Betriebswohnung ausnahmsweise zulassig.

MaR der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 und 2 BauGB, Abschnitt 2 BauNVO)

Als Mal3e der baulichen Nutzung gelten gemaf § 16 Abs. 2 BauNVO:

Hohe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO)

Die zulassige maximale Hohe baulicher Anlagen ist gemaf Planeinschrieb / Festsetzungsschablone als
Traufhéhe TH in Metern (m) Uber dem Niveau des FertigfuRbodens des Erdgeschosses (FFEG) fest-
gesetzt.

Als Traufe gilt der Schnittpunkt der Wandauf3enseite mit der Oberkante der Dachhaut.

Zahl der Vollgeschosse (§ 20 BauNVO)
Die zulassige Zahl der Vollgeschosse ist gemaf Planeinschrieb / Festsetzungsschablone festgesetzt.

In den Sondergebieten SOWOCH 1 - SOWOCH 17 ist nur jeweils ein Geschoss Uiber der Gelandeoberflache
im Sinne des § 2Abs. 6 BauO NW zulassig.

Zulassige Grundflache (§19 BauNVO)

Die zulassige max. Grundflache (m?) der Wochenendhauser ist gemaR Planeinschrieb / Festsetzungs-
schablone festgesetzt. Zulassig ist zusatzlich je Wochenendhaus ein Uberdachter Freisitz mit einer
Grundflache von max. 10 m.

Bauweise und iiberbaubare Grundstiicksflache (§ 9 Abs. 1 BauGB, Abschnitt 3 BauNVO)
Bauweise (§ 22 BauNVO)

Die Bauweise wird gemaf § 22 Abs. 2 und 4 BauNVO als offene Bauweise festgesetzt. Zulassig sind
gemaf Planzeichnung/Festsetzungsschablone

- Einzelhduser und/oder Hausgruppen bis zu einer Lange von 35 m (nur SOGAST)
- Einzelhauser.

Uberbaubare Grundstiicksfliche (§ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB)

Baugrenzen (§ 23 Abs. 3BauNVO)

Ein geringfiigiges Uberschreiten der Baugrenze kann ausnahmsweise zugelassen werden.
Die Anwendung der Abstandsflachenregelung des § 6 Abs. 13 BauO NRW ist nicht zulassig.

Uberschreitungen der festgesetzten Baugrenzen durch Vorbauten wie Erker und Balkone um bis zu
1,50 m kénnen ausnahmsweise zugelassen werden. Terrassen und vergleichbare befestigte Flachen, die
sich ganz oder teilweise oberhalb der Gelédndeoberflache befinden, sind Vorbauten im Sinne des
§ 6 Abs. 7 Nr. 3 BauO NRW und innerhalb der Abstandsflachen zuléssig.

Terrassen, die mit der Gelandeoberflaiche identisch sind, sind keine Vorbauten im Sinne des
§ 6 Abs. 7 Nr. 3 BauO NRW. Sie sind in Abstandsflachen zuldssig und kdnnen geman § 23 Abs. 5 BauNVO
auch auBerhalb der Baugrenzen zugelassen werden.

Verkehrsflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

- Stralenbegrenzungslinie, auch als Trennlinie gegeniber Verkehrsflachen besonderer Zweck-
bestimmung

- Offentliche Strallenverkehrsflache

- private StralRenverkehrsflachen mit der Zweckbestimmung verkehrsberuhigter Bereich
- private Verkehrsflache mit der Zweckbestimmung Fullweg

- private Verkehrsflache mit der Zweckbestimmung Wirtschaftsweg

- private Verkehrsflache mit der Zweckbestimmung Parkplatz

Versorgungsanlagen und -leitungen (§ 9 Abs.1 Nrn. 12 und 13 BauGB)
Flache fiir Versorgungsanlagen und die Abwasserentsorgung (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)

Flache fir Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung Abwasserbeseitigung (Pumpstation)

Flache fur die Léschwasserversorgung (Hydrant/Aufstellflache Feuerwehr)

Hauptversorgungsleitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

Oberirdische Elektrizitatsleitung (10 kv)

Unterirdische Elektrizitatsleitung (10 kv)

Ortsanschlusskabellinien (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

Hauszufihrungen und andere Kabellinien auf 6ffentlichen und privaten Flachen sind in unterirdischer
Bauweise auszufuhren.

Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

1 Fahrrecht zugunsten der Anlieger und Leitungsrechte zugunsten der Leitungstrager

Fahrrecht zugunsten der Anlieger

Leitungsrechte zugunsten der Leitungstrager

Die Flachen sind von tiefwurzelnden Gehdlzen freizuhalten. Die Geholze innerhalb der Flachen sind
durch geeigneten Wuchsbegrenzungsschnitt auf eine Héhe von maximal 3,00 m zu begrenzen.

Grunflachen (§ 9 Abs. 1 Nr.15BauGB)
Private Grunflachen mit der Zweckbestimmung
- Geholze

- Wildgehege

- Obstwiese

- Spielplatz

- Ausgleichsflache.

Innerhalb der privaten Griinfliche mit der Zweckbestimmung Wildgehege sind Nebenanlagen wie
Unterstande, Futterstellen und Futterlager fiir das Wild auch ohne eine zeichnerische Festsetzung
allgemein zulassig. Sie haben sich optisch-rdumlich unterzuordnen und dirfen der Eigenart des
Wildgeheges nicht widersprechen.

Flachen fiir Wald (§ 9 Abs. 1 Nr.18 b BauGB)
Wald

Flachen und MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Vermeidung von Eingriffen

Der Wald innerhalb der Flachen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft ist zu erhalten und zu pflegen.

Pflegemalnahmen dirfen zum Schutz der Tierwelt nur im Winterhalbjahr zwischen dem 30. September
und dem 1. Marz durchgefuhrt werden. Die Erhaltungspflege hat Einzelstammweise zu erfolgen.

Der sonstige Baumbestand innerhalb des Plangebietes ist gemal § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB fach-
gerecht zu pflegen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. Nicht standortgerechte Gehdlze
(z. B. Koniferen aulRer der Eibe) sind durch standortgerechte Laubgehdlze zu ersetzen.

Die Teiche innerhalb der Flachen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft sind zu erhalten und zu pflegen.
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Die Obstbaume und das Gebusch auf der privaten Grinflache mit der Zweckbestimmung Obstwiese
sind zu erhalten, zu pflegen und bei Abgang unaufgefordert zu ersetzen durch heimische standort-
gerechte Obstbdume bzw. Straucher der Arten und Qualitadten wie bei der KompensationsmafRnahme
K1 aufgefihrt.

Die Gehdlze innerhalb der privaten Grinflachen mit der Zweckbestimmung Geholze sind zu erhalten

H und zu pflegen. Abgénge sind unaufgefordert zu ersetzen durch Bdume und Straucher der Arten und

Qualitaten wie bei KompensationsmafRnahme K1 aufgefihrt.

Strauchhecken und Baume innerhalb der Flachen mit Bindung fiir Bepflanzungen und fir die Erhaltung
von Strauchern und sonstigen Bepflanzungen gemaf § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB sind zu erhalten und zu
pflegen. Abgange sind unaufgefordert zu ersetzen durch Straucher der Arten und Qualitaten wie bei
Kompensationsmaflnahme K1 aufgefihrt.

Die Strauchhecke innerhalb der Flache mit Bindungen fiir Bepflanzungen und fir die Erhaltung von
Strauchern und sonstigen Bepflanzungen gemafl § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB ist zu erhalten und zu
pflegen. Abgange sind unaufgefordert zu ersetzen durch Straucher der Arten und Qualitaten wie bei
Kompensationsmafinahme K1 aufgefihrt.

zu erhaltende Baume
Verminderung von Eingriffen

Gemal § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB sind die privaten Verkehrsflachen mit den Zweckbestimmungen Ful-
weg und Wirtschaftsweg sowie Stellplatze und ihre Zufahrten in den Baugebieten mit versickerungs-
fahigen Oberflachenbefestigungen herzustellen, z.B. als breitfugiges Pflaster, Okopflaster, Schotter-
rasen, Rasenkammerstein oder Kies.

Die privaten Verkehrsflachen mit der Zweckbestimmung Parkplatz sind als Rasen oder Schotterrasen
herzustellen oder mit Rasenkammersteinen oder mit versickerungsfahigem Pflaster zu befestigen.

Mindestens 60 % der Grundstiicke beziehungsweise Aufstellplatze fir Wochenendhauser sind als
Vegetationsflache anzulegen.

Auf den Flachen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr.
25 a BauGB) mit der Kennziffer V sind dichte Strauchhecken zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu

erhalten unter Verwendung der nachstehenden Arten und Qualitaten
Weilldorn (Crataegus monogyna) Schneeball (Viburnum opulus)
Holunder (Sambucus nigra) Salweide (Salix caprea)

Hundsrose (Rosa canina) Hainbuche (Carpinus betulus)

Liguster (Ligustrum spec.) Stechpalme (llex aquifolium)

Hartriegel (Cornus alba) Pfaffenhltchen (Euonymus europaeus)
Faulbaum (Rhamnus frangula) Roter Hartriegel (Cornus sanguinea)

Pflanzqualitét: Str., 2-3 x v, 60-100 cm h Pflanzabstand: 0,80-1,20 m, 0,80-1,20 m, 0,50-0,80 m fiir Schnitthecken
Abgange sind unaufgefordert zu ersetzen.

Kompensation von Eingriffen
KompensationsmaBnahme K1

Innerhalb der Flachen fir das Anpflanzen von Badumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen gemaf
§ 9Abs. 1 Nr. 25 a BauGB mit der Kennziffer K1 sind gemaf der Vorgaben des Landschaftspflegerischen
Fachbeitrages Baumhecken zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten unter Verwendung der
nachstehenden Arten und Qualitaten.

Baume

Vogelkirsche (Prunus avium)

Stieleiche (Quercus robur)

Eberesche (Sorbus aucuparia)
Pflanzqualitat: Heister, 2 x v., 200 -300 cm

Straucher

Schlehe (Prunus spinosa)

Weildorn (Crataegus monogyna)

Schwarzer Holunder (Sambucus nigra)

Hundsrose (Rosa canina)

Hasel (Corylus avellana)

Pflanzqualitat: 2.3 j.v.S., 80 -120 cm

Im Pflanzraum vorhandene Koniferen sind zu entfernen.

Als Pflege wird festgesetzt: Anwuchskontrolle, 2 Pflegegange im ersten Jahr mit Ersatz abgangiger
Pflanzen, Freischneiden im 1. und 2. Standjahr, Pflegeschnitt nach Bedarf. Abgange sind unaufgefordert
zu ersetzen.

KompensationsmaRnahme K2

Auf der Grinflache mit der Zweckbestimmung Wildgehege sind geman § 9 Abs. 1 Nr 25 a funf Einzel-
bdume der Art Stieleiche (Quercus robur) als Heister, 2 x v., 200 -250 cm gemal der Festschreibungen
des Landschaftspflegerischen Fachbeitrages anzupflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Eine
Abweichung von den festgesetzten Pflanzstandorten ist zuldssig, soweit die Anzahl der zu pflanzenden
Baume unberthrtbleibt.

Als Pflege wird festgesetzt: Anwuchskontrolle, 2 Pflegegange im ersten Jahr mit Ersatz abgangiger
Pflanzen, Entwicklungspflege / Entwicklungsschnitt jahrlich in den ersten 5 Jahren, Pflegeschnitt nach
Bedarf. Abgange sind unaufgefordert zu ersetzen.

KompensationsmaBnahme K3

Auf der Grunflache mit der Zweckbestimmung Flachen und MaRnahmen zum Ausgleich von Eingriffen in
Natur und Landschaft sind gemaR § 9 Abs. 1 Nr. 25 a zehn Einzelbdume der Art Bergahorn (Acer pseudo-
platanus) als Heister, 2 x v., 200 -250 cm gemal} der Festschreibungen des Landschaftspflegerischen
Fachbeitrages anzupflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Eine Abweichung von den fest-
gesetzten Pflanzstandorten ist zulassig, soweit die Anzahl der zu pflanzenden Baume unberthrt bleibt.

Ortsfremde Gehdlze (Fichten und andere Koniferen) sowie Bestande des Japan-Knéterichs (Reynoutria
japonica) sind zu entfernen.

Als Pflege wird festgesetzt: Anwuchskontrolle, 2 Pflegegange im ersten Jahr mit Ersatz abgangiger
Pflanzen, Entwicklungspflege / Entwicklungsschnitt jahrlich in den ersten 5 Jahren, Pflegeschnitt nach
Bedarf. Abgange sind unaufgefordertzu ersetzen.

KompensationsmaBnahme K4

Innerhalb der Flache fiir das Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen geman
§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB mit der Kennziffer K4 ist gemaR der Vorgaben des Landschaftspflegerischen
Fachbeitrages ein Geholzstreifen zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten unter Verwendung
der Arten und Qualitédten wie bei Kompensationsmafinahme K1 aufgefiihrt.

Als Pflege wird festgesetzt: Anwuchskontrolle, 2 Pflegegange im ersten Jahr mit Ersatz abgangiger
Pflanzen, Freischneiden im 1. und 2. Standjahr, Pflegeschnitt nach Bedarf. Abgange sind unaufgefordert
zu ersetzen.

Umgang mit Boden (§ 1aBauGB, § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Der Oberboden (Mutterboden) ist gemanl § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB zu sichern, ordnungsgemaf zwischen-
zulagern und innerhalb des Geltungsbereiches dieses Bebauungsplanes wiederzuverwenden.

Wasserflachen und Flachen fiir die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung
des Wasserabflusses (§9Abs.1Nr.16 BauGB)

Wasserflachen
Gewasserrandstreifen (§90aLWGi.V.m. § 9Abs. 6 BauGB)
Das unverschmutzte Niederschlagswasser istinnerhalb der Sondergebiete zu versickern.

Baurecht auf Zeit (§ 9 Abs.2 BauGB)

Bis zum 31.12.2035 wird die Zulassigkeit von Vorhaben gemalf Ziffer 1.1 Nr. 1 (Wochenendhauser) auch
durch die Baugrenzen und Bestimmungslinien der Ziffer 12.1 (Baugrenzen auf Zeit) bestimmt.
Baugrenzen auf Zeit

Zum 31.12.2035 werden die farblich gesondert dargestellten Baugrenzen und die zugehorigen
Bestimmungslinien aufgehoben.

An ihre Stelle treten ab dem 01.01.2036 die in unterbrochener Linienfihrung festgesetzten neuen
Baugrenzen und Bestimmungslinien.

Folgenutzung

Als Folgenutzung im Sinne von § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB wird fiir die besonders gekennzeichneten Bereiche
der Sondergebiete eine private Grunflache mit der Zweckbestimmung ,Freizeit- und Erholungsgrin®
festgesetzt. Sieistabdem 01.01.2036 zulassig.

Bauordnungsrechtliche Festsetzungen gemaR § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 BauO NW

Gestaltungsfestsetzungen (§ 86 BauO NW)

Dachgestaltung

Die Dacheindeckungsmaterialien sind ausschlief3lich in braunen, schwarzen, grauen oder anthrazit-
farbenen Farbabstufungen zu gestalten: zuldssige Dachfarben sind RAL-Farbténe wie unter Punkt C
aufgefiihrt. Ausnahmsweise konnen der RAL-Festsetzung entsprechende Farben zugelassen werden.
Die Verwendung von besandeter Bitumenpappe in derv. g. Farbgebung ist ausdricklich zulassig.
Begriinte Dacher sind unter Beachtung der Ziffer 13.2 allgemein zulassig.

Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie auf den Dachflédchen sind zul&ssig.

Dachformen

In den Sondergebieten SOwocH sind als Dachformen geman Planeinschrift / Festsetzungsschablone nur
Satteldacher und Pultdacher mit einer Dachneigung von 10° bis 35° Grad und im Sondergebiet SOGAST
Satteldacher mit einer Dachneigung von 30° bis 48° zulassig.

Fir intensiv begriinte Dacher sind allgemein, fir Pultdacher ausnahmsweise geringere Dachneigungen
zulassig.

Fir Garagen und Carports (nur zulassig in den Sondergebieten SOGAST und SOBETRIEB a und b sowie
sonstige untergeordnete bauliche Anlagen sind auch Flachdacher zulassig.

Grundstiicksgestaltung

Sofern Miullbehalterstandorte und dgl. nicht innerhalb der Gebaude untergebracht werden, sind sie zu
begriinen.

Einfriedungen von Wochenendhauspléatzen

Zaune und Mauern zu Verkehrsflachen als Platzeinfriedungen sind nicht zuldssig. Naturliche
Bbéschungen (auch Natursteine, Wallsteine und dgl.) missen einen Abstand von 50 cm von der
Stralkenbegrenzungslinie haben und sind zu begriinen. Einfriedungen zur Verkehrsflache sind aus
heimischen Heckenpflanzen vorzunehmen. Drahtzdune und Stabgitterzdune in Verbindung mit Hecken
bis zu einer maximalen Hohe von 1,20 m sind zugelassen. Die Freiflachen der Wochenendhausplatze
sind gartnerisch zu nutzen, Lagerplatze fur Baumaterialien, KFZ u. a. sind nicht zulassig.

Abgrabungen und Auffillungen

In den Sondergebieten sind Abgrabungen und Auftrdge von Boden flir neu anzulegende Bdschungen
jeweils maximal bis zu 1,00 m vom natirlichen Gelande allgemein zulassig. Stiitzmauern aus Naturstein/
Wallstein und dgl. sind in den seitlichen Gebaudeabstandsflachen bis zu einer Hohe von 1,00 m zulassig
und zu begriinen.

Oberflachenbefestigung / Vegetationsflachenanteil

Wie unter Ziffer 9.2 aufgefiihrt sind Zufahrten und Stellplatze auf den Baugrundstiicken der Wochenend-
hausgebiete mit versickerungsfahigen Oberflachenbefestigungen herzustellen.

Mindestens 60 % der 0.g. Grundstulicke sind auf3erdem als Vegetationsflachen anzulegen.

Geltungsbereich (§ 9 Abs. 7 BauGB)
Grenze des raumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

Hinweise (§ 1 Abs. 2 PlanzV)

Zulassige Dachfarben sind z.B. RAL-Farbténe 3005, 3007, 3009, 3022, 6015, 6022, 7021, 8002, 8011,
8014,8015,8017,8019, 8022, 8028, 9004, 9005 und 9017.

Gemal §§ 15 und 16 DSchG NW ist sicherzustellen, dass die Gemeinde als Untere Denkmalbehérde
oder der LVR - Rheinisches Amt fir Bodendenkmalpflege bei archdologischen Funden unverziglich
informiert wird. Bodendenkmal und Fundstelle sind zunachst unveréndert zu erhalten. Die Weisung der
zustandigen Behorde ist fir den Fortgang der Arbeiten abzuwarten.

Im Bereich 35 m zu festgesetzten Uberbaubaren Flachen (Baugrenze) ist auf Waldflachen der
Windwurfgefahr durch einen artenbedingten héhengestuften Waldrandaufwuchs Rechnung zu tragen (s.
Planbegriindung). Regelungen hierzu enthalt der Stadtebauliche Vertrag mit dem Betreiber der
Wochenendhausanlage.

Festsetzungsschablone

Sondergebiet (Nr.)
Bezeichnung

Zahl der Vollgeschosse
max. Grundflache

Bauweise Hohe baulicher Anlagen

Dachform Dachneigung

VERFAHRENSVERMERKE

1 Der Einleitungsbeschluss wurde vom Stadtrat gefasstam 19.12.1989.

Wipperfurth, den 27.10.2016  gez. M. v. Rekowski

(Burgermeister)

2 Die von der Planung betroffenen Trager 6ffentlicher Belange sind mit Schreiben vom 15.01.2007
an der Planung beteiligt worden.

Wipperfurth, den 27.10.2016  gez. M. v. Rekowski

(Burgermeister)

3 Die offentliche Unterrichtung gemal § 3 Abs. 1 des Baugesetzbuches hat vom 15.01.2007 bis
16.02.2007 stattgefunden. Die zugehdrige Bekanntmachung erfolgte am 18.01.2007.

Wipperfurth, den 27.10.2016  gez. M. v. Rekowski

(Burgermeister)

4 Die o6ffentliche Auslegung ist ortstblich bekannt gemacht worden am 29.09.2010.

Wipperfirth, den 27.10.2016  gez. M. v. Rekowski

(Burgermeister)

5 Die offentliche Auslegung gemafy § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches hat vom 07.10.2010 bis
08.11.2010 stattgefunden.

Wipperfirth, den 27.10.2016  gez. M. v. Rekowski

(Burgermeister)

6 Dieerneute Auslegungistortsiiblich bekannt gemachtwordenam 11.01.2016.

Wipperfirth, den 27.10.2016  gez. M. v. Rekowski

(Burgermeister)

7 Die erneute Auslegung gemal} § 4a Abs. 3 des Baugesetzbuches hat vom 19.01. bis 15.02.2016
stattgefunden.

Wipperfirth, den 27.10.2016  gez. M. v. Rekowski

(Burgermeister)

8 Der Stadtrat hat die vorgebrachten Anregungen sowie die Stellungnahmen der Trager 6ffentlicher
Belange am 26.04.2016 gepruft und entschieden.

Wipperfirth, den 27.10.2016  gez. M. v. Rekowski

(Burgermeister)

9 Der Bebauungsplan bestehend aus Planzeichnung und Textteil ist gemaf § 10 des Baugesetz-
buches vom Stadtrat in seiner Sitzung am 26.04.2016 als Satzung beschlossen worden. Die
Begrindung ist mit Beschluss vom 26.04.2016 vom Stadtrat gebilligt.

Wipperfirth, den 27.10.2016  gez. M. v. Rekowski

(Burgermeister)

10 Die o6ffentliche Bekanntmachung gemaR § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches ist am 31.10.2016
ortsublich erfolgt.

Die Satzungistam 31.10.2016 in Kraft getreten.

Wipperfurth, den 03.11.2016  gez. M. v. Rekowski

(Burgermeister)

11 Geometrische Festlegung

Es wird bescheinigt, dass die Festsetzungen der stadtebaulichen Planung geometrisch eindeutig
sind.

Dormagen, den 22.03.2016 gez. Dipl.-Geogr. Birgit-Sabine Bernardi

(PLANWerk)

12 Planunterlagen/Katasternachweis
Bestand angefertigt nach amtlichen Unterlagen und oértlicher Aufmessung durch

Es wird bescheinigt, dass die Darstellung des gegenwartigen Zustandes richtig ist und mit dem
Nachweis des Liegenschaftskatasters tibereinstimmt.

Wipperfirth, den ) )
Offentlich bestellter Vermessungsingenieur (ObVi)

RECHTSGRUNDLAGEN

Dieser Bebauungsplan ist aufgestellt nach folgenden Vorschriften:

- § 1 ff des Baugesetzbuches (BauGB) vom 27.08.1997 (BGBI. | S. 2141) in der zur Zeit des Satzungs-
beschlusses glltigen Fassung

- Verordnung Uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) vom
23.01.1990 (BGBI. 1 S. 132) in der zur Zeit des Satzungsbeschlusses giiltigen Fassung

- Verordnung uber die Ausarbeitung der Bauleitplane und die Darstellung des Planinhaltes (Planzeichen-
verordnung 1990 - PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBI. 19911 S. 58)

- §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.07.1994 (GV. NW. S. 666) in der zur Zeit des Satzungsbeschlusses giiltigen Fassung
Verordnung uber die Offentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV NRW S.516)

Zu diesem Bebauungsplan gehort eine Begriindung mit Umweltbericht sowie ein Landschaftspflegerischer
Fachbeitrag.
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Textliche Festsetzungen
und Erlauterung der verwendeten Planzeichen

Planungsrechtliche Festsetzungen gemaR § 9 BauGB

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 BauGB, Abschnitt 1 BauNVO)
Sondergebiete Wochenendhausgebiet (§ 10 BauNVO)

Die Wochenendhausgebiete SOwocH 1 - SOwocH 17 dienen Zwecken der Erholung, ausschlief3lich dem
Freizeitwohnen als zeitweiliger Aufenthalt in Wochenendhausern und den Freizeitaktivitaten, die das
Freizeitwohnen nicht stéren. Ganzjahriges Dauerwohnen ist ausgeschlossen. Das Ab- und Aufstellen von
Wohnwagen und Wohnmobilen in den Wochenendhausgebieten ist nicht zulassig.

In den Wochenendhausgebieten SOwoCH 1 - SOwoCH 17 sind zulassig:

1. Wochenendhauser
2. Anlagen und Einrichtungen fiir nicht storende Freizeitzwecke.

Sondergebiete Betrieb (§ 10 BauNVO)

Im Sondergebiet SOBETRIEB a sind eine den Wochenendhausgebieten zugeordnete Betriebswohnung
mit max. 130 m* Wohnflache sowie Betriebsraume bis 50 m’ GréRe zuléssig.

Im Sondergebiet SOBETRIEB b sind ausschlieRlich Nebenanlagen gemaf 1.5 zulassig

Sondergebiet Gaststitte (§ 10 BauNVO)

Im Sondergebiet SOGAST sind eine Schank- und Speisewirtschaft mit max. 220 m’ Betriebsflache zzgl.
200 m® AuRengastronomie einschlieBlich Bewirtungsterrasse, Betriebsgebaude und -rdume wie Lager,
ein Kleinnahversorgungsmarkt mit max. 50 m’ Verkaufs- und 50 m” Lagerflache und eine Betriebs-
wohnung mit max. 130 m” Wohnflache zuldssig sowie Anlagen und Einrichtungen fiir Freizeitzwecke, die
das Freizeitwohnen nicht stéren.

Abgrenzung unterschiedlicher Baugebiete (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB)
Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen

Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr.12 BauGB und § 14 BauNVO)

Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO auf den nicht (berbauten Grundstiicksflachen der Wochen-
endhausgebiete haben ausschlielilich einen dem Freizeitwohnen dienenden Charakter aufzuweisen. Sie
haben sich optisch-raumlich unterzuordnen und dirfen der Eigenart des Baugebietes nicht wider-
sprechen. Zulassig sind Gebaude bis 15 cbom Rauminhalt und 2,30 m Firsthohe ohne Aufenthaltsrdume,
Aborte und Feuerstatten.

Die der Versorgung der Baugebiete mit Elektrizitat, Gas, Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser-und
Niederschlagswasser dienenden Nebenanlagen des § 14 Abs. 2 BauNVO sowie deren Zufahrten und
Zugange sind im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauNVO unabhéngig einer zeichnerischen Festsetzung auch
aufderhalb der Baugebiete allgemein zulassig, soweit sie der ausgewiesenen Nutzung nicht grundsatzlich
entgegen stehen. Dies gilt auch fur die der fernmeldetechnischen ErschlieBung dienenden Neben-
anlagen.

Je Wochenendhaus ist 1 (iberdachte Terrasse bis zu einer GroRe von max. 15 m”> auf dem Wochenend-
hausplatz zulassig.

Innerhalb der gekennzeichneten Flache im Sondergebiet SOBETRIEB b ist eine Nebenanlage fir die
Versorgung der Wochenendhausgebiete mit einer Grundflache von bis zu 35 m* sowie Ab- und Unterstell-
platze fur Wirtschaftsfahrzeuge zulassig.

Innerhalb der gekennzeichneten Flache im Sondergebiet SOGast sind Nebenanlagen (Offenstall) fir die
Unterbringung von Kleinvieh mit den maximalen AusmafenvonB5mxT3 mx H 2,5 m sowie eine Bewir-
tungsterrasse mit einer Grundflache von max. 100 m*zul3ssig.

Aufstellplatz fur Mdlltonnen

Stellplédtze, Carports und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Je Wochenendhaus ist max. 1 Stellplatz (Pkw) bis 7 m ab Stralenbegrenzungslinie auf dem Wochen-
endhausplatz zuldssig.

Garagen und Carports (Uberdachte Stellplatze) fir Pkw sind nurin den Sondergebieten SOBETRIEB a und
im SOGAST in Verbindung mit der Betriebswohnung ausnahmsweise zulassig.
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MaR der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 und 2 BauGB, Abschnitt 2 BauNVO)
Als MalRe der baulichen Nutzung gelten gemaR § 16 Abs. 2 BauNVO:
Hoéhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO)

Die zulassige maximale Hohe baulicher Anlagen ist gemaf Planeinschrieb / Festsetzungsschablone als
Trauthdhe TH in Metern (m) Gber dem Niveau des FertigfulRbodens des Erdgeschosses (FFEG) fest-
gesetzt.

Als Traufe gilt der Schnittpunkt der WandauRenseite mit der Oberkante der Dachhaut.
Zahl der Vollgeschosse (§ 20 BauNVO)

Die zulassige Zahl der Vollgeschosse ist gemaf Planeinschrieb / Festsetzungsschablone festgesetzt.

In den Sondergebieten SOWOCH 1 - SOWOCH 17 ist nur jeweils ein Geschoss Uber der Gelandeoberflache
im Sinne des § 2 Abs. 6 BauO NW zulassig.

Zulassige Grundflache (§19 BauNVO)

Die zuléssige max. Grundflache (m?) der Wochenendh&user ist geméaR Planeinschrieb / Festsetzungs-
schablone festgesetzt. Zulassig ist zusatzlich je Wochenendhaus ein lberdachter Freisitz mit einer
Grundflache von max. 10 m”,

Bauweise und iiberbaubare Grundstiicksflache (§ 9 Abs. 1 BauGB, Abschnitt 3 BauNVO)
Bauweise (§ 22 BauNVO)

Die Bauweise wird gemaf § 22 Abs. 2 und 4 BauNVO als offene Bauweise festgesetzt. Zulassig sind
gemalf Planzeichnung/Festsetzungsschablone

- Einzelhduser und/oder Hausgruppen bis zu einer Lange von 35 m (nur SOGAST)
- Einzelhduser.

Uberbaubare Grundstiicksfliche (§ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB)

Baugrenzen (§ 23 Abs. 3 BauNVO)

Ein geringfiigiges Uberschreiten der Baugrenze kann ausnahmsweise zugelassen werden.
Die Anwendung der Abstandsflachenregelung des § 6 Abs. 13 BauO NRW ist nicht zulassig.

Uberschreitungen der festgesetzten Baugrenzen durch Vorbauten wie Erker und Balkone um bis zu
1,50 m kénnen ausnahmsweise zugelassen werden. Terrassen und vergleichbare befestigte Flachen, die
sich ganz oder teilweise oberhalb der Gelandeoberflache befinden, sind Vorbauten im Sinne des
§ 6 Abs. 7 Nr. 3 BauO NRW und innerhalb der Abstandsflachen zulassig.

Terrassen, die mit der Gelandeoberflache identisch sind, sind keine Vorbauten im Sinne des
§ 6 Abs. 7 Nr. 3 BauO NRW. Sie sind in Abstandsflachen zulassig und kénnen geman § 23 Abs. 5 BauNVO
auch aullerhalb der Baugrenzen zugelassen werden.

Verkehrsflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

- Strallenbegrenzungslinie, auch als Trennlinie gegeniber Verkehrsflachen besonderer Zweck-
bestimmung

- Offentliche StralRenverkehrsflache

- private StraRenverkehrsflachen mit der Zweckbestimmung verkehrsberuhigter Bereich

- private Verkehrsflache mit der Zweckbestimmung FuBweg

- private Verkehrsflache mit der Zweckbestimmung Wirtschaftsweg

- private Verkehrsflache mit der Zweckbestimmung Parkplatz

Versorgungsanlagen und -leitungen (§ 9 Abs.1 Nrn. 12 und 13 BauGB)
Flache fiir Versorgungsanlagen und die Abwasserentsorgung (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)
Flache fur Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung Abwasserbeseitigung (Pumpstation)

Flache fiir die Léschwasserversorgung (Hydrant/Aufstellflache Feuerwehr)



Hauptversorgungsleitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

Oberirdische Elektrizitatsleitung (10 kv)

Unterirdische Elektrizitatsleitung (10 kv)

Ortsanschlusskabellinien (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

Hauszuflihrungen und andere Kabellinien auf 6ffentlichen und privaten Flachen sind in unterirdischer
Bauweise auszufihren.

Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Fahrrechtzugunsten der Anlieger und Leitungsrechte zugunsten der Leitungstrager

Fahrrechtzugunsten der Anlieger

Leitungsrechte zugunsten der Leitungstrager

Die Flachen sind von tiefwurzelnden Gehodlzen freizuhalten. Die Geholze innerhalb der Flachen sind
durch geeigneten Wuchsbegrenzungsschnitt auf eine Héhe von maximal 3,00 m zu begrenzen.

Griinflaichen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15BauGB)
Private Grunflachen mit der Zweckbestimmung
- Geholze

- Wildgehege

- Obstwiese

- Spielplatz

- Ausgleichsflache.

Innerhalb der privaten Grinflache mit der Zweckbestimmung Wildgehege sind Nebenanlagen wie
Untersténde, Futterstellen und Futterlager fir das Wild auch ohne eine zeichnerische Festsetzung
allgemein zuldssig. Sie haben sich optisch-rdumlich unterzuordnen und dirfen der Eigenart des
Wildgeheges nicht widersprechen.

Flachen fiir Wald (§ 9 Abs. 1 Nr.18 b BauGB)
Wald

Flachen und MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Vermeidung von Eingriffen

Der Wald innerhalb der Flachen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft ist zu erhalten und zu pflegen.

Pflegemafinahmen dirfen zum Schutz der Tierwelt nur im Winterhalbjahr zwischen dem 30. September
und dem 1. Méarz durchgefiihrt werden. Die Erhaltungspflege hat Einzelstammweise zu erfolgen.

Der sonstige Baumbestand innerhalb des Plangebietes ist gemalt § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB fach-
gerecht zu pflegen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. Nicht standortgerechte Gehdlze
(z. B. Koniferen auller der Eibe) sind durch standortgerechte Laubgehdlze zu ersetzen.

Die Teiche innerhalb der Flachen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft sind zu erhalten und zu pflegen.
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Die Obstbdume und das Gebusch auf der privaten Grinflache mit der Zweckbestimmung Obstwiese
sind zu erhalten, zu pflegen und bei Abgang unaufgefordert zu ersetzen durch heimische standort-
gerechte Obstbaume bzw. Straucher der Arten und Qualitaten wie bei der KompensationsmaflRnahme
K1 aufgefihrt.

Die Gehdlze innerhalb der privaten Grinflachen mit der Zweckbestimmung Gehdlze sind zu erhalten
und zu pflegen. Abgange sind unaufgefordert zu ersetzen durch Baume und Straucher der Arten und
Qualitaten wie bei KompensationsmaRnahme K1 aufgefihrt.

Strauchhecken und Baume innerhalb der Flachen mit Bindung fur Bepflanzungen und fir die Erhaltung
von Strauchern und sonstigen Bepflanzungen gemaf § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB sind zu erhalten und zu
pflegen. Abgange sind unaufgefordert zu ersetzen durch Straucher der Arten und Qualitaten wie bei
KompensationsmafRnahme K1 aufgefuhrt.

Die Strauchhecke innerhalb der Flache mit Bindungen fiir Bepflanzungen und fiir die Erhaltung von
Strauchern und sonstigen Bepflanzungen gemaR § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB ist zu erhalten und zu
pflegen. Abgange sind unaufgefordert zu ersetzen durch Straucher der Arten und Qualitaten wie bei
Kompensationsmafnahme K1 aufgefiihrt.

zu erhaltende Bdume
Verminderung von Eingriffen

Gemal § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB sind die privaten Verkehrsflachen mit den Zweckbestimmungen Ful3-
weg und Wirtschaftsweg sowie Stellplatze und ihre Zufahrten in den Baugebieten mit versickerungs-
fahigen Oberflachenbefestigungen herzustellen, z.B. als breitfugiges Pflaster, Okopflaster, Schotter-
rasen, Rasenkammerstein oder Kies.

Die privaten Verkehrsflachen mit der Zweckbestimmung Parkplatz sind als Rasen oder Schotterrasen
herzustellen oder mit Rasenkammersteinen oder mit versickerungsfahigem Pflaster zu befestigen.

Mindestens 60 % der Grundsticke beziehungsweise Aufstellplatze fir Wochenendhduser sind als
Vegetationsflache anzulegen.

Auf den Flachen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr.
25 a BauGB) mit der Kennziffer V sind dichte Strauchhecken zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu

erhalten unter Verwendung der nachstehenden Arten und Qualitaten
Weidorn (Crataegus monogyna) Schneeball (Viburnum opulus)
Holunder (Sambucus nigra) Salweide (Salix caprea)

Hundsrose (Rosa canina) Hainbuche (Carpinus betulus)

Liguster (Ligustrum spec.) Stechpalme (llex aquifolium)

Hartriegel (Cornus alba) Pfaffenhlitchen (Euonymus europaeus)
Faulbaum (Rhamnus frangula) Roter Hartriegel (Cornus sanguinea)

Pflanzqualitét: Str., 2-3 x v, 60-100 cm h Pflanzabstand: 0,80-1,20 m, 0,80-1,20 m, 0,50-0,80 m firr Schnitthecken
Abgange sind unaufgefordert zu ersetzen.

Kompensation von Eingriffen
KompensationsmaBnahme K1

Innerhalb der Flachen fir das Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen gemaf
§ 9Abs. 1 Nr. 25 a BauGB mit der Kennziffer K1 sind gemaR der Vorgaben des Landschaftspflegerischen
Fachbeitrages Baumhecken zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten unter Verwendung der
nachstehenden Arten und Qualitaten.

Badume

Vogelkirsche (Prunus avium)

Stieleiche (Quercus robur)

Eberesche (Sorbus aucuparia)
Pflanzqualitat: Heister, 2 x v., 200 -300 cm

Straucher

Schlehe (Prunus spinosa)

Weifdorn (Crataegus monogyna)

Schwarzer Holunder (Sambucus nigra)

Hundsrose (Rosa canina)

Hasel (Corylus avellana)

Pflanzqualitat: 2.3 j.v.S., 80 -120 cm

Im Pflanzraum vorhandene Koniferen sind zu entfernen.

Als Pflege wird festgesetzt: Anwuchskontrolle, 2 Pflegegange im ersten Jahr mit Ersatz abgangiger
Pflanzen, Freischneiden im 1. und 2. Standjahr, Pflegeschnitt nach Bedarf. Abgange sind unaufgefordert
zu ersetzen.

KompensationsmaBnahme K2

Auf der Griinflache mit der Zweckbestimmung Wildgehege sind geman § 9 Abs. 1 Nr 25 a funf Einzel-
baume der Art Stieleiche (Quercus robur) als Heister, 2 x v., 200 -250 cm gemal der Festschreibungen
des Landschaftspflegerischen Fachbeitrages anzupflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Eine
Abweichung von den festgesetzten Pflanzstandorten ist zulassig, soweit die Anzahl der zu pflanzenden
Baume unberihrt bleibt.

Als Pflege wird festgesetzt: Anwuchskontrolle, 2 Pflegegange im ersten Jahr mit Ersatz abgangiger

Pflanzen, Entwicklungspflege / Entwicklungsschnitt jahrlich in den ersten 5 Jahren, Pflegeschnitt nach
Bedarf. Abgange sind unaufgefordert zu ersetzen.
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KompensationsmaBnahme K3

Auf der Griinflache mit der Zweckbestimmung Flachen und Malinahmen zum Ausgleich von Eingriffen in
Natur und Landschaft sind geman § 9 Abs. 1 Nr. 25 a zehn Einzelbdume der Art Bergahorn (Acer pseudo-
platanus) als Heister, 2 x v., 200 -250 cm gemal der Festschreibungen des Landschaftspflegerischen
Fachbeitrages anzupflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Eine Abweichung von den fest-
gesetzten Pflanzstandorten ist zulassig, soweit die Anzahl der zu pflanzenden Baume unberthrt bleibt.

Ortsfremde Gehdlze (Fichten und andere Koniferen) sowie Bestande des Japan-Knéterichs (Reynoutria
japonica) sind zu entfernen.

Als Pflege wird festgesetzt: Anwuchskontrolle, 2 Pflegegange im ersten Jahr mit Ersatz abgangiger
Pflanzen, Entwicklungspflege / Entwicklungsschnitt jahrlich in den ersten 5 Jahren, Pflegeschnitt nach
Bedarf. Abgange sind unaufgefordert zu ersetzen.

KompensationsmaRnahme K4

Innerhalb der Flache fiir das Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen geman
§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB mit der Kennziffer K4 ist gemal} der Vorgaben des Landschaftspflegerischen
Fachbeitrages ein Gehdlzstreifen zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten unter Verwendung
der Arten und Qualitaten wie bei Kompensationsmalinahme K1 aufgefihrt.

Als Pflege wird festgesetzt: Anwuchskontrolle, 2 Pflegegange im ersten Jahr mit Ersatz abgangiger
Pflanzen, Freischneiden im 1. und 2. Standjahr, Pflegeschnitt nach Bedarf. Abgange sind unaufgefordert
Zu ersetzen.

Umgang mit Boden (§ 1a BauGB, § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Der Oberboden (Mutterboden) ist geman § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB zu sichern, ordnungsgemaf zwischen-
zulagern und innerhalb des Geltungsbereiches dieses Bebauungsplanes wiederzuverwenden.

Wasserflachen und Flachen fiir die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung
des Wasserabflusses (§ 9 Abs.1Nr. 16 BauGB)

Wasserflachen
Gewasserrandstreifen (§ 90 aLWGi.V.m. § 9Abs. 6 BauGB)
Das unverschmutzte Niederschlagswasser istinnerhalb der Sondergebiete zu versickern.

Baurecht aufZeit (§ 9 Abs. 2 BauGB)

Bis zum 31.12.2035 wird die Zulassigkeit von Vorhaben gemaf Ziffer 1.1 Nr. 1 (Wochenendhauser) auch
durch die Baugrenzen und Bestimmungslinien der Ziffer 12.1 (Baugrenzen auf Zeit) bestimmt.
Baugrenzen auf Zeit

Zum 31.12.2035 werden die farblich gesondert dargestellten Baugrenzen und die zugehoérigen
Bestimmungslinien aufgehoben.

An ihre Stelle treten ab dem 01.01.2036 die in unterbrochener Linienflihrung festgesetzten neuen
Baugrenzen und Bestimmungslinien.

Folgenutzung

Als Folgenutzung im Sinne von § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB wird fur die besonders gekennzeichneten Bereiche
der Sondergebiete eine private Griinflache mit der Zweckbestimmung ,Freizeit- und Erholungsgrin®
festgesetzt. Sieistab dem 01.01.2036 zulassig.

Bauordnungsrechtliche Festsetzungen gemaR § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 BauO NW

Gestaltungsfestsetzungen (§ 86 BauO NW)
Dachgestaltung

Die Dacheindeckungsmaterialien sind ausschlie3lich in braunen, schwarzen, grauen oder anthrazit-
farbenen Farbabstufungen zu gestalten: zulassige Dachfarben sind RAL-Farbtone wie unter Punkt C
aufgefiihrt. Ausnahmsweise kénnen der RAL-Festsetzung entsprechende Farben zugelassen werden.

Die Verwendung von besandeter Bitumenpappe in der v. g. Farbgebung ist ausdricklich zulassig.
Begriinte Dacher sind unter Beachtung der Ziffer 13.2 allgemein zulassig.
Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie auf den Dachflachen sind zulassig.
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Dachformen

In den Sondergebieten SOwoCH sind als Dachformen geman Planeinschrift / Festsetzungsschablone nur
Satteldacher und Pultdacher mit einer Dachneigung von 10° bis 35° Grad und im Sondergebiet SOGAST
Satteldacher mit einer Dachneigung von 30° bis 48° zulassig.

Fir intensiv begriinte Dacher sind allgemein, fir Pultdacher ausnahmsweise geringere Dachneigungen
zulassig.

Fur Garagen und Carports (nur zulassig in den Sondergebieten SOGAST und SOBETRIEB a und b sowie
sonstige untergeordnete bauliche Anlagen sind auch Flachdacher zulassig.

Grundsticksgestaltung

Sofern Mullbehalterstandorte und dgl. nicht innerhalb der Gebaude untergebracht werden, sind sie zu
begrinen.

Einfriedungen von Wochenendhausplitzen

Zaune und Mauern zu Verkehrsflichen als Platzeinfriedungen sind nicht zuldssig. Natrliche
Boéschungen (auch Natursteine, Wallsteine und dgl.) missen einen Abstand von 50 cm von der
Strallenbegrenzungslinie haben und sind zu begriinen. Einfriedungen zur Verkehrsflache sind aus
heimischen Heckenpflanzen vorzunehmen. Drahtzaune und Stabgitterzaune in Verbindung mit Hecken
bis zu einer maximalen Hohe von 1,20 m sind zugelassen. Die Freiflachen der Wochenendhausplatze
sind gartnerisch zu nutzen, Lagerplatze fur Baumaterialien, KFZ u. a. sind nicht zulassig.

Abgrabungen und Auffiillungen

In den Sondergebieten sind Abgrabungen und Auftrdge von Boden fiir neu anzulegende Béschungen
jeweils maximal bis zu 1,00 m vom natirlichen Gelande allgemein zulassig. Stitzmauern aus Naturstein /
Wallstein und dgl. sind in den seitlichen Gebaudeabstandsflachen bis zu einer Hohe von 1,00 m zulassig
und zu begriinen.

Oberflachenbefestigung / Vegetationsflachenanteil

Wie unter Ziffer 9.2 aufgefiihrt sind Zufahrten und Stellplatze auf den Baugrundstiicken der Wochenend-
hausgebiete mit versickerungsfahigen Oberflachenbefestigungen herzustellen.

Mindestens 60 % der 0.g. Grundstuicke sind aulRerdem als Vegetationsflachen anzulegen.

Geltungsbereich (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Grenze des raumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

Hinweise (§ 1 Abs. 2 PlanzV)

Zulassige Dachfarben sind z.B. RAL-Farbténe 3005, 3007, 3009, 3022, 6015, 6022, 7021, 8002, 8011,
8014,8015,8017,8019, 8022, 8028, 9004, 9005 und 9017.

Gemal §§ 15 und 16 DSchG NW ist sicherzustellen, dass die Gemeinde als Untere Denkmalbehérde
oder der LVR - Rheinisches Amt fiir Bodendenkmalpflege bei archaologischen Funden unverziiglich
informiert wird. Bodendenkmal und Fundstelle sind zun&chst unverandert zu erhalten. Die Weisung der
zustandigen Behorde ist fiir den Fortgang der Arbeiten abzuwarten.

Im Bereich 35 m zu festgesetzten Uberbaubaren Flachen (Baugrenze) ist auf Waldflachen der
Windwurfgefahr durch einen artenbedingten héhengestuften Waldrandaufwuchs Rechnung zu tragen (s.
Planbegriindung). Regelungen hierzu enthalt der Stadtebauliche Vertrag mit dem Betreiber der
Wochenendhausanlage.

Festsetzungsschablone

Sondergebiet (Nr.)| Zahl der Vollgeschosse
Bezeichnung max. Grundflache

Bauweise Hohe baulicher Anlagen

Dachform Dachneigung




VERFAHRENSVERMERKE

1 Der Einleitungsbeschluss wurde vom Stadtrat gefasstam 19.12.1989.

Wipperfurth, den 27.10.2016  gez. M. v. Rekowski
(Burgermeister)

2 Die von der Planung betroffenen Trager 6ffentlicher Belange sind mit Schreiben vom 15.01.2007
an der Planung beteiligt worden.

Wipperfurth, den 27.10.2016  gez. M. v. Rekowski
(Burgermeister)

3 Die offentliche Unterrichtung geman § 3 Abs. 1 des Baugesetzbuches hat vom 15.01.2007 bis
16.02.2007 stattgefunden. Die zugehdrige Bekanntmachung erfolgte am 18.01.2007.

Wipperfurth, den 27.10.2016  gez. M. v. Rekowski
(Burgermeister)

4 Die 6ffentliche Auslegung ist ortstblich bekannt gemacht worden am 29.09.2010.

Wipperflrth, den 27.10.2016  gez. M. v. Rekowski
(Burgermeister)

5 Die offentliche Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches hat vom 07.10.2010 bis
08.11.2010 stattgefunden.

Wipperfirth, den 27.10.2016  gez. M. v. Rekowski
(Burgermeister)

6 Dieerneute Auslegungistortsiiblich bekannt gemacht wordenam 11.01.2016.

Wipperfirth, den 27.10.2016  gez. M. v. Rekowski
(Burgermeister)

7 Die erneute Auslegung gemal § 4a Abs. 3 des Baugesetzbuches hat vom 19.01. bis 15.02.2016
stattgefunden.

Wipperfirth, den 27.10.2016  gez. M. v. Rekowski
(Burgermeister)

8 Der Stadtrat hat die vorgebrachten Anregungen sowie die Stellungnahmen der Trager offentlicher
Belange am 26.04.2016 geprift und entschieden.

Wipperflrth, den 27.10.2016  gez. M. v. Rekowski
(Burgermeister)



9 Der Bebauungsplan bestehend aus Planzeichnung und Textteil ist gemal’ § 10 des Baugesetz-
buches vom Stadtrat in seiner Sitzung am 26.04.2016 als Satzung beschlossen worden. Die
Begrindung ist mit Beschluss vom 26.04.2016 vom Stadtrat gebilligt.

Wipperfirth, den 27.10.2016  gez. M. v. Rekowski
(Burgermeister)

10 Die o6ffentliche Bekanntmachung gemal § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches ist am 31.10.2016
ortsuiblich erfolgt.

Die Satzungistam 31.10.2016 in Kraft getreten.

Wipperfirth, den 03.11.2016  gez. M. v. Rekowski
(Burgermeister)

11 Geometrische Festlegung

Es wird bescheinigt, dass die Festsetzungen der stadtebaulichen Planung geometrisch eindeutig
sind.

Dormagen, den 22.03.2016 gez. Dipl.-Geogr. Birgit-Sabine Bernardi
(PLANWerk)

12 Planunterlagen/Katasternachweis
Bestand angefertigt nach amtlichen Unterlagen und oértlicher Aufmessung durch

Es wird bescheinigt, dass die Darstellung des gegenwartigen Zustandes richtig ist und mit dem
Nachweis des Liegenschaftskatasters tibereinstimmt.

Wipperflrth, den ) )
Offentlich bestellter Vermessungsingenieur (ObVi)

RECHTSGRUNDLAGEN

Dieser Bebauungsplan ist aufgestellt nach folgenden Vorschriften:

- § 1 ff des Baugesetzbuches (BauGB) vom 27.08.1997 (BGBI. | S. 2141) in der zur Zeit des Satzungs-
beschlusses glltigen Fassung

- Verordnung Uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) vom
23.01.1990 (BGBI.1S.132) in der zur Zeit des Satzungsbeschlusses gultigen Fassung

- Verordnung Uber die Ausarbeitung der Bauleitplane und die Darstellung des Planinhaltes (Planzeichen-
verordnung 1990 - PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBI. 19911 S. 58)

- §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.07.1994 (GV. NW. S. 666) in der zur Zeit des Satzungsbeschlusses gtiltigen Fassung

- Verordnung Uber die offentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV NRW S.516)

Zu diesem Bebauungsplan gehort eine Begriindung mit Umweltbericht sowie ein Landschaftspflegerischer
Fachbeitrag.
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29.05.2019 Hansestadt Wipperfiirth 1. vereinfachte Anderung
Begriindung gem. § 9 (8) BauGB - Bebauungsplan Nr. 57 Schnipperinger Mihle

ANLAGE 4

Bebauungsplan Nr. 57
Schnipperinger Mihle
der Hansestadt Wipperflrth
1. vereinfachte Anderung

(ENTWURF)

Begrindung gemaf 8 9 (8) BauGB

1. Anlass und Verfahren

Der Bebauungsplan Nr. 57 Schnipperinger Muhle ist seit dem 31.10.2016
rechtskraftig. Der Ausschuss fir Stadtentwicklung und Umwelt der Hansestadt Wip-
perfirth hat am 23.01.2019 das Verfahren zur 1. vereinfachten Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 57 Schnipperinger Mihle gem. 813 BauGB eingeleitet. Die
Beteiligung der Offentlichkeit erfolgte mit dem Schreiben vom 11.04.2019 bis zum
17.05.2019. Die Beteiligung Trager offentlicher Belange erfolgte vom 15.04.2019 —
17.-05.2019.

Im rechtskraftigen Bebauungsplan Nr. 57 Schnipperinger Miuhle sind
Sondergebietsflachen  gem. § 10 BauNVO  (Baunutzungsverordnung)
unterschiedlicher Arten festgesetzt. Neben Betriebswohnungen und einer Gaststatte
sind zahlreiche Wochenendhausgebiete festgesetzt, um die vorhandenen
Wochenendhauser planungsrechtlich zu. Neben der Sicherung des Bestands sind
auch Neubauvorhaben innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans
realisierbar.

Nach der Rechtskraft des Bebauungsplans im Jahre 2016 gingen zahlreiche
Bauantrage seitens der Pachter und des Platzbetreibers bei der Unteren
Bauaufsichtsbehérde der Hansestadt Wipperfurth ein. Bei der Prifung der
eingereichten Unterlagen wurde festgestellt, dass eine Vielzahl der Bestandsobjekte
die festgesetzte maximale Grundflache Ubersteigt. Um die Bestandsobjekte
nachhaltig zu sichern und um Befreiungen oder gar Rickbauverfigungen oder
ahnliches zu verhindern, wird die maximale Grundflache von 40m2 auf 50m?2 in
einigen Sondergebietsflachen angehoben.

Die Grundziige der stadtebaulichen Planung sind durch die 1. vereinfachte Anderung
nicht betroffen. Durch die Anderungen werden auch keine Vorhaben ermdglicht, die
der Pflicht zur Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung unterliegen oder
Auswirkungen auf die Erhaltungsziele und Schutzzwecke eines FFH-Gebiets oder
europaischen Vogelschutzgebietes im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes haben.
Die 1. vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes Nr. 57 Schnipperinger Muhle
wird gem. § 13 BauGB durchgefuhrt.

Ein Umweltbericht nach § 2a BauGB auf der Grundlage einer Umweltprifung nach
8§ 2 (4) BauGB ist gemal3 8§ 13 BauGB nicht erforderlich.



29.05.2019 Hansestadt Wipperfiirth 1. vereinfachte Anderung
Begriindung gem. § 9 (8) BauGB - Bebauungsplan Nr. 57 Schnipperinger Mihle

Die Anderungen liegen unterhalb des Darstellungshorizontes des Flachennutzungs-
plans. Damit steht der Flachennutzungsplan der Hansestadt Wipperfurth der 1.
vereinfachten Anderung des Bebauungsplans Nr. 57 Schnipperinger Mihle nicht
entgegen.

2. Lage des Plangebietes

Das Plangebiet befindet sich am Sidostrand des Wipperfurther Stadtgebietes un-
mittelbar an das Gemeindegebiet von Marienheide angrenzend im Sulz-Tal.
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Lage im Stadtgeblet

Das Gebiet ist von Nadel- und Laubwald umgeben, im Nordwesten schlief3t sich eine
Wiese an. Im Osten wird das Plangebiet durch den Bachlauf der Silz begrenzt.
Topographisch erstreckt sich das Gelande vom Talgrund der Silz mit 300 m Gber NN
nach Norden und Westen hangaufwarts bis in eine Hohe von etwa 360 m tber NN.
Die nachstgelegenen Siedlungen befinden sich in ca. 1 bis 4 km Entfernung. Sicht-
verbindungen zum Plangebiet bestehen von diesen nicht.

Die Verkehrsanbindung des Plangebietes erfolgt von der Kreisstral3e K 18 Uber eine
1 km lange Gemeindestrafl3e und schlief3lich fur etwa 500 m Uber eine Privatstralie
bis zur Plangebietsgrenze.

Die Grol3e des Plangebietes betragt etwa 9 ha.
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Ubersichtskarte, ohne MafRstab

3. Anderungsinhalte

Der Bebauungsplan Nr. 57 Schnipperinger Mihle wurde einst aufgestellt, um den
groltmoglichen Bestand der Wochenendhauser zu sichern und neue Bauvorhaben
im geringen Mal3e vertraglich zu ermdglichen.

Im Zuge der eingereichten Bauantrdge wurde seitens der Unteren
Bauaufsichtsbehdrde der Hansestadt Wipperfiurth festgestellt, dass eine Vielzahl von
Bestandsobjekten den Festsetzungen des Bebauungsplans widersprachen. Durch
die Bebauungsplananderung und Anpassung der maximalen Grundflache der
Wochenendhauser der Bereiche SO 2, SO 3, SO 4 und SO 9 von 40m? auf 50m?2
werden die Bestandobjekte nachhaltig planungsrechtlich gesichert.
Wochenendh&user unter 50m? Grundflache unterliegen dem 8§ 2 Abs. 4 der Camping
und Wochenendplatzverordnung (CW VO) und sind genehmigungsfrei.
Baugenehmigungen sind daher fir die Anpassung auf 50m2 der Grundflache nicht



29.05.2019 Hansestadt Wipperfiirth 1. vereinfachte Anderung
Begriindung gem. § 9 (8) BauGB - Bebauungsplan Nr. 57 Schnipperinger Mihle

mehr notig.

Imax 50 m So 5

- WOCH

/N |TH35
SD/PD [10°-35° ~gp/pp T10°- 35°

Bebauungsplananderung: Anderung der maximal zulassigen Grundflache (Nutzungs-
schablone) fur die Sondergebiete SO 2, SO 3, SO 4 und das Sondergebiet SO 9 von 40 m2
auf 50m2 gemall § 2 Abs. 4 der Verordnung Uber Camping- und Wochenendplatze
(Camping- und Wochenendplatzverordnung — CW VO).

4. Natur und Landschaft

Im Rahmen der 1. vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes Nr. 57
Schnipperinger Muhle werden lediglich kleinere Planbereiche mit einer hoheren
Grundflache versehen. Diese minimale Anhebung und der damit resultierende
Versiegelungsgrad fur die Grundstiicke bleiben nahezu identisch, so dass von
keinem Eingriff in Boden, Natur und Landschaft ausgegangen werden kann.

Wipperfurth, den 29.05.2019



0 152

Hansestadt Wipperfirth V/2019/086
Der Burgermeister

Il - Stadt- und Raumplanung

Bebauungsplan Nr. 64 Thier-Ost, 6. vereinfachte Anderung

1. Abwagung der eingegangenen Stellungnahmen aus der offentlichen
Entwurfsauslegung

2. Satzungsbeschluss

Gremium Status Datum Beschlussqualitat
Ausschuss fur Stadtentwicklung und Umwelt o 12.06.2019 | Vorberatung
Stadtrat O |25.06.2019 | Entscheidung

Beschlussentwurf:

1. Abwagung der in der offentlichen Auslegung gem. 8 3 Abs. 2 BauGB
(Beteiligung der Offentlichkeit) i.v.m. § 13 BauGB sowie der Beteiligung der
Behorden und sonstiger Trager offentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB
und der Beteiligung der Nachbargemeinden gemall § 2 Abs. 2 BauGB
eingegangenen Stellungnahmen

Die offentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB (Beteiligung der Offentlichkeit)
fand vom 15.04. bis zum 17.05.2019 statt und die Beteiligung der Behérden und
sonstiger Trager offentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB sowie die Beteiligung
der Nachbargemeinden gemall 8 2 Abs. 2 BauGB fand mit Schreiben vom
11.04.2019 bis zum 17.05.2019 statt.

1.1Abwagung der gem. 8 3 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen
(Beteiligung der Offentlichkeit)

Es sind keine Stellungnahmen oder Anregungen eingegangen.
1.2Abwégung der in der Beteiligung gem. 8 4 Abs. 2 BauGB (Behdrden, Trager
offentlicher Belange) und der Beteiligung der Nachbargemeinden gemaf § 2

Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen

Schreiben Nr. 1 des Oberbergischen Kreises vom 08.05.2019

Es bestehen gegen die oben genannte Anderung des Bebauungsplanes keine
Bedenken.




Aus bodenschutzrechtlicher Sicht wird auf Folgendes hingewiesen:

Nach Auswertung der Digitalen Bodenbelastungskarte ist davon auszugehen, dass
fur bestimmte Schadstoffe die Vorsorgewerte nach BBodSchV im Oberboden
uberschritten werden.

Eine Uberschreitung der Pruf- und MalRnahmenwerte nach BBodSchV, wodurch
eine Gefahrensituation zu erwarten ware, liegt nicht vor.

Um Flachen, auf denen die Vorsorgewerte bislang nicht tberschritten werden, vor
Schadstoffeintragen zu schuitzen, sollte der im Plangebiet im Rahmen von
BaumalRnahmen abgeschobene und ausgehobene Oberboden auf den
Grundstlcken verbleiben.

Im Bereich des Plangebietes liegen gem. der Kartierung des Geologischen
Landesamtes von 1998 als besonders schutzwiirdige Boden sogenannte Boden mit
regional hoher Bodenfruchtbarkeit vor. Diese Bdden entsprechen gemald der
Vorschlage der Unteren Bodenschutzbehoérde zur Einrichtung von Okokonten im
Rahmen der Bauleitplanung den Béden der Kategorie |. Daher wir als Ausgleich fir
die Inanspruchnahme dieser Flachen die Beachtung der obigen Vorschlage zu den
dort aufgefuhrten AusgleichsmalBhahmen empfohlen.

kkkkkkkkkkkkkk

Die 6. Anderung des Bebauungsplans Nr. 64 zielt auf die Anpassung der

planerischen Festsetzungen auf den bereits vorhandenen Ist-Zustand. Eine weitere

Inanspruchnahme des Bodens wird nicht erfolgen. Der im Schreiben angegebene

Hinweis zielt auf die Baugenehmigung ab, nicht aber auf das

Bebauungsplanverfahren.

=>» Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Auswirkungen auf die Festsetzungen
des Bebauungsplans hat diese Anregung nicht.

Schreiben Nr. 2 bis Nr. 7
e Schreiben Nr. 2 — Hansestadt Wipperflrth, Fachbereich | vom 15.04.2019
e Schreiben Nr. 3 — PLEdoc GmbH vom 15.04.2019
e Schreiben Nr. 4 — Amprion GmbH vom 24.04.2019
e Schreiben Nr. 5 — Aggerverband vom 06.05.2019
e Schreiben Nr. 6 — Hansestadt Wipperfirth, Fachbereich 1l vom 10.05.2019
e Schreiben Nr. 7 — Bergische Energie- und Wasser-GmbH vom 14.05.2019

Die vorgenannten Schreiben stimmen der Planung zu, bringen Kkeine
Anregungen zur Planung vor oder bestatigen, dass die zu vertretenden Belange
nicht berihrt werden. Sie sind daher nicht beigefigt und bedurfen keiner
Abwagung.

kkkkkkkkkkkkkk

Weitere Anregungen aus der Beteiligung der Offentlichkeit sowie der Behérden
und Trager Offentlicher Belange, die abwéagungsrelevant sind oder Hinweise
enthalten, sind nicht eingegangen.



2. Satzungsbeschluss

Die 6. vereinfachte Anderung des Bebauungsplans Nr. 64 Thier-Ost, bestehend aus der
Planzeichnung, wird gemafld § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung mit der dazugehorigen
Begrindung beschlossen. Die Satzung tritt gemaf § 10 Absatz 3 BauGB erst nach der
Bekanntmachung in Kraft.

Finanzielle Auswirkungen:

Der Hansestadt Wipperfurth entstehen Kosten in Form von Personalaufwand.
Anfallende Sach- und Planungskosten fir die Begleitung und Betreuung des Verfahrens
werden vom Antragsteller tbernommen.

Demographische Auswirkungen und Auswirkungen auf die Inklusion:

Durch die Aufstockung der bislang festgesetzten zwei auf sechs Wohneinheiten in der
Gebietsbezeichnung WA 1 Dbericksichtigt die Hansestadt Wipperfurth die
demographische Entwicklung und den Mehrbedarf an kleinteiligem Wohnraum ohne
jedoch die demographische Entwicklung in eine bestimmte Richtung zu steuern.
Konkrete Auswirkungen auf den demographischen Wandel sind auf der Planungsebene
nicht zu benennen.

Begrundung:

Zu 1.: Es sind 7 Stellungnahmen von Behdrden und Tragern offentlicher Belange
eingegangen, wovon 6 Stellungnahmen keiner Abwégung bedirfen. Die eine
abwagungsrelevante Stellungnahme beinhaltet Hinweise, die jedoch zu keinen
Anderungen der Festsetzungen des Bebauungsplanes fiihren.

Zu 2.. Gegenilber dem ausgelegten Entwurf werden keine Anderungen aus der
Offenlage tbernommen.

Anlagen

Anlage 1: Abwagungsrelevante Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behorden
und Trager offentlicher Belange (Schreiben des Oberbergischen Kreises
vom 08.05.2019)

Anlage 2: Planzeichnung der 6. Anderung Bebauungsplan Nr. 64 Thier-Ost
(verkleinert)

Anlage 3: Begrundung 6. Anderung Bebauungsplan Nr. 64 Thier-Ost
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UND REGIONALE-PROJEKTE
OBERBERGISCHER KREIS | DER LANDRAT | 51641 Gummersbach

MoltkestraBe 34

51643 Gummersbach

Kontakt: Herr Kitemann

Hansestadt Wipperfirth Zimmer-Nr.;
Mein Zeichen: 61.1

Tel.: 02261 88-6172
Fax: 02261 88-6104

dieter.kuetemann@obk.de
www.obk.de

Steuer-Nr, 212/5804/0178
USt.-Id.Nr. DE 122539628

Datum: 08.05.2019

Bauleitplanung Hansestadt Wipperfiirth
Bebauungsplan Nr. 64 Thier-Ost, 6. vereinf. And.
Behdrdenbeteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB

Ihr Schreiben vom 11.04.2019, Az.:1161 Pi-Lei

Der Oberbergische Kreis nimmt wie folgt Stellung:

Es bestehen gegen die oben genannte Anderung des Bebauungsplanes keine
Bedenken.

Aus bodenschutzrechtlicher Sicht wird auf Folgendes hingewiesen:

Nach Auswertung der Digitalen Bodenbelastungskarte ist davon auszugehen, dass filr
bestimmte Schadstoffe die Vorsorgewerte nach BBodSchV im Oberboden Uberschritten
werden.

Eine Uberschreitung der Priif-und MaBnahmenwerte nach BBodSchV, wodurch eine Ge-
fahrensituation zu erwarten ware, liegt nicht vor.

Um Flachen, auf denen die Vorsorgewerte bislang nicht tGberschritten werden, vor Schad-
stoffeintragen zu schiitzen, sollte der im Plangebiet im Rahmen von BaumaBnahmen ab-
geschobene und ausgehobene Oberboden auf den Grundstiicken verbleiben.

Im Bereich des Plangebietes liegen gem. der Kartierung des Geologischen Landesamtes
von 1998 als besonders schutzwiirdige Béden sogenannte Béden mit regional hoher Bo-
denfruchtbarkeit vor. Diese Bbdden entsprechen gemdB der Vorschlage der Unteren Bo-
denschutzbehérde zur Einrichtung von Okokonten im Rahmen der Bauleitplanung den
Bdden der Kategorie 1. Daher wird als Ausgleich fiir die Inanspruchnahme dieser Flachen
die Beachtung der obigen Vorschldage zu den dort aufgefiihrten AusgleichsmaBnahmen

empfohlen.

Mit freundlichen GriBen

Im Auftrag
s 4
A/ =
(Kitemann)
Kreissparkasse K&in Postbank Kéin Sparkasse Gummersbach
IBAN DE82 3705 0299 0341 0001 09 IBAN DE97 3701 0050 0000 4565 04 IBAN DE15 3845 0000 0000 1904 13
BIC COKSDE33 BIC PBNKDEFF BIC WELADED1GMB
Hinweise zur elektronischen Kommunikation: www.obk.de/emails | Weitere Hinweise unter: www.obk.de Seite 1 von 4
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Bebauungsplan Nr. 64 Thier-Ost, 6. vereinfachte Anderung

Inhalt der 6. vereinfachten Planédnderung

Ziffer |Kurzinhalit der Anderung

Zeichnerische Festsetzungen:

Planzeichen der Planunterlage (Ergéanzung)

1 : Umgrenzung von Flachen fur Garagen und Stellplatze (§9 (1) Nr. 4 BauGB)
Il = — — = Zweckbestimmung: St Stellplatze

/ \
i ) / >
o // 1765 4 offentlicheGrunflache

( d: U ER;{AL TENBE;F/} ‘ zu erhaltende Baume

.
i d_,,v\‘.'@
& AbgrenzungderVerkehrsflache besonderer Zweckbestimmung

X X entfallende Festsetzung

Planzeichnung

Anderungenim WA 1:

» Anpassungder Festsetzung von Stellplatzen (St) an die Ist-Situation durch Wegfall der in
der 5. Anderung festgesetzten Stellplatze und Zurticknahme der 6ffentlichen Grunflache
um ca. 37 % zugunsten der neu festgestzten Stellplatzflachen (St).
» Die Festsetzung von Flachen fur Garagen und Stellplatze (Ga/St) an der nord-6stlichen
Grundstlcksgrenze entfallt.

Andieser Stelle wird die Baugrenze um den zweiten bestehenden Schuppen herum erweitert.
» Die festgesetzten zu erhaltenden Baume in der 6ffentlichen Grinflache bleiben erhalten.

DerRat der Hansestadt Wipperfurth hatin seiner Sitzung am 25.06.2019 die 6. vereinfachte Plananderung
(bestehend aus derPlanzeichnung) beschlossen. Die Begrindungwurde am 25.06.2019 vom Rat gebilligt.

Wipperfurth, den (Der Burgermeister)
Die 6ffentliche BekanntmachungdesSatzungsbeschlusseserfolgteam...............

Die Satzungistam ................... in Kraft getreten.

Wipperfurth, den (Der Burgermeister)

0 10 20 0m
Malfstab 1: 500 im Original
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Hansestadt Wipperfirth
Bebauungsplan Nr. 64 Thier-Ost
6. vereinfachte Anderung

Begrindung geméal 8 9 Abs. 8 BauGB

Stand: Juni 2019

© Land NRW (2006-2007) / Katasteramt OBK



1. Anlass und Verfahren

Der Bebauungsplan Nr. 64 Thier-Ost ist seit dem 10.08.1996 rechtskréftig. Der Ausschuss fur
Stadtentwicklung und Umwelt der Hansestadt Wipperfirth hat in seiner Sitzung am 05.12.2018
das Verfahren zur 6. vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes Nr. 64 Thier-Ost
eingeleitet.

Inhalt der 6. Anderung des Bebauungsplans Nr. 64 Thier-Ost ist die Anderung der Festsetzung
,Offentliche Griinflaiche* in ,Umgrenzung von Flachen fiir Stellplatze* sidlich des
Wohngebaudes der Gebietsbezeichnung WA 1. Die in der 5. Anderung des Bebauungsplans
Nr. 64 festgesetzten Flachen fur Stellplatze und Garagen im WA 1 entsprechen nicht mehr der
zukunftigen Planung und sollen im gleichen Zuge geandert werden.

Das denkmalgeschitzte Gebaude in der Gebietsbezeichnung WA 1, welches im Erdgeschoss
in den letzten Jahren eine Gaststatte beherbergte und zukiinftig als Mehrfamilienhaus genutzt
wird, wurde bereits 1875 errichtet. Auch die beiden Anbauten im riickwartigen Bereich wurden
in den Jahren 1948 und 1978 genehmigt, sind demnach schon vor Rechtskraft des
Bebauungsplans errichtet worden und genief3en den Bestandsschutz. In die Denkmalliste der
Hansestadt Wipperfirth wurde das Objekt samt Anbauten 2001 als Baudenkmal gem. 8§ 9
DSchG NRW eingetragen.

Die Grundziige der stadtebaulichen Planung sind durch die Bebauungsplananderung nicht
betroffen. Durch die Anderung werden auch keine Vorhaben erméglicht, die der Pflicht zur
Durchfiihrung einer Umweltvertréaglichkeitsprifung unterliegen oder Auswirkungen auf die
Erhaltungsziele und Schutzzwecke eines FFH- oder européischen Vogelschutzgebietes im
Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes haben. Die 6. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 64
Thier-Ost wird im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB durchgefihrt.

Ein Umweltbericht nach § 2a BauBG auf der Grundlage einer Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4
BauGB ist gemaR § 13 Abs. 3 BauGB nicht erforderlich.

Die Anderungen liegen unterhalb des Darstellungshorizontes des Flachennutzungsplanes. Im
Flachennutzungsplan ist der Anderungsbereich als Wohnbauflache dargestellt. Damit steht
der Flachennutzungsplan der Hansestadt Wipperfurth der 6. Anderung des Bebauungsplanes
Nr. 64 Thier-Ost nicht entgegen.

2. Lage des Plangebietes

Das Plangebiet liegt im ostlichen Rand des Kirchdorfes Thier der Hansestadt Wipperfurth. Im
Osten grenzt das Plangebiet an den vorhandenen Sportplatz und der StraRe Heidchen. Im
Westen grenzt das Gebiet an die Johann-Wilhelm-Roth-Stralle und in Richtung Stden
grenzen landwirtschaftliche Flachen an das Plangebiet an.

Plangebietsgrenzen sind der Ubersichtskarte und Planzeichnung zu entnehmen.

Die Anderung umfasst den westlichsten Bereich des Bebauungsplanes Nr. 64 Thier-Ost und
bezieht sich ausschlie3lich auf die Gebietshezeichnung WA 1.
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3. Anderungsinhalte

Sudlich zum Wohngebaude aus der Gebietsbezeichnung WA 1 ist eine 6ffentliche Grinflache
festgesetzt. In der Ortlichkeit existiert diese 6ffentliche Grunflache nicht im vollem Umfang.
Stattdessen wird der nérdliche Teilbereich der Grinflache als Stellplatzflache genutzt.

Durch das Anderungsverfahren soll die Festsetzung des Bebauungsplans auf die Ist-Situation
angepasst werden. Die derzeit festgesetzte 6ffentliche Grinflache soll zuriickgenommen
werden und anstelle dessen wird eine Umgrenzung von Flachen fur Stellplatze festgesetzt. Es
kommt zu keiner weiteren Inanspruchnahme der Griinflache. Bei erfolgreich durchgefiihrtem
Anderungsverfahren des Bebauungsplans Nr. 64 beabsichtigt der Antragsteller diesen
Teilbereich von der Hansestadt Wipperfurth zu erwerben. Aufgrund dessen wird sich
voraussichtlich die Grundsticksflache vom Wohngebaude aus der Gebietsbezeichnung WA1
vergrofRern. Dadurch ergibt sich eine neue Stellplatzanordnung auf dem Grundstuck. In der
Folge entsprechen die in der 5. Anderung des Bebauungsplans Nr. 64 festgesetzten Flachen
fur Stellplatze und Garagen nicht mehr der zukinftigen Planung und sollen deshalb geéndert

3



werden. Die Stellplatze sind im Rahmen des Umbaus zu einem Mehrfamilienhaus
nachzuweisen.

Damit sich Stellplatze in die Umgebung einfigen und nicht zu Einschréankungen des
Erscheinungsbildes des denkmalgeschiitzten Gebaudes fuhren, wird eine Flache gesonderter
Zweckbestimmung festgesetzt. Die im Rahmen der 5. Anderung festgesetzten Flache fir
Stellplatze am sudlichen Grundstucksrand wird gestrichen. Stattdessen wird eine neue
Stellplatzflache (St) entlang des beabsichtigten Grundstickerwerbs des Teilbereichs der
offentlichen Grinflache festgesetzt. Die festgesetzten zu erhaltenden B&aume in der
offentlichen Griinflache bleiben weiterhin erhalten.

Als ein weiterer Inhalt der 6. Plananderung ist die Erweiterung des 6stlichen Baufensters im
WA 1 zu nennen. Im Rahmen des vergangenen 5. Anderungsverfahrens wurde an der
Ostlichen Grundstiicksgrenze ein zweites Baufenster mit der Zweckbestimmung Schuppen
festgesetzt. Dieses dient der Bestandssicherung des bereits zur Bebauungsplanaufstellung
errichteten Gerateschuppens. Diese Baugrenze wird in stidliche Richtung um den zweiten
bestehenden Schuppen erweitert. Bei Abbruch der vorhandenen Schuppen hat sich eine neu
zu errichtende bauliche Anlage innerhalb des Baufensters an die Festsetzung Nr. 2 zu
Nebenanlagen (BauNVO 814) zu halten sowie an die jeweils aktuell giiltige Fassung der
Bauordnung NRW (8§ 65 Abs. 1 BauO NRW). An der Stelle der erweiterten Baugrenze entfallt
die bisherige Festsetzung von Flachen fir Garagen und Stellplatze (Ga/St) an der nord-
Ostlichen Grundstlicksgrenze.

Die in der Nutzungsschablone von der Gebietsbezeichnung WA 1 festgesetzte
Grundflachenzahl von 0,4, Geschossflachenzahl von 0,8 sowie hdchstzugelassene zwei
Vollgeschosse werden weiterhin eingehalten.

Ein Vergleich der Anderungsinhalte von der 5. zur 6. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 64
Thier-Ost kann der folgenden Ubersicht entnommen werden:




Inhalt der 6. vereinfachten Planéinderung

Ziffer |Kurzinhalt der Anderung

Zeichnerische Festsetzungen:

Planzeichen der Planunterlage (Erganzung)
I I Umgrenzung von Flachen fur Garagen und Stellplatze (§9 (1) Nr. 4 BauGB)
Il - — — = Zweckbestimmung: St Stellplatze

affentlicheGrinflache

. Zu erhaltende Baume

= Abgrenzungder\erkehrsflache besonderer Zweckbestimmung

X X entfallende Festsetzung

Planzeichnung

Anderungenim WA 1:

» Anpassungder Festsetzung von Stellplétzen (St) an die Ist-Situation durch Wegfall der in
der 5. Anderung festgesetzten Stellplatze und Zuricknahme der éffentlichen Grunflache
um ca. 37 % zugunsten der neu festgestzten Stellplatzflachen (St).
» Die Festsetzung von Flachen fOr Garagen und Stellplatze (Ga/St) an der nord-dstlichen
GrundstUcksgrenze entfallt.

Andieser Stelle wird die Baugrenze um den zweiten bestehanden Schuppen herum enweaitert.
» Die festgesetzten zu erhaltenden Baume in der &ffentlichen Grinflache bleiben erhalten

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung und Umwelt hat in seiner Sitzung am 05.12.2018 das
Verfahren zur 6. vereinfachten Plan&nderung vom Bebauungsplan Nr. 64 Thier-Ost eingeleitet.

4. Natur und Landschaft

Die 6. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 64 Thier-Ost erfolgt im vereinfachten Verfahren
gem. 8§ 13 BauGB. Im vereinfachten Verfahren wird unter anderem von der Umweltpriifung
nach § 2 Abs. 4, von dem Umweltbericht nach § 2a, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2
sowie welche Arten umweltbezogener Informationen verflgbar sind, abgesehen.

Auf eine artenschutzrechtliche Prifung wird verzichtet. Belange des Artenschutzes sind von
der 6. vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes Nr. 64 Thier-Ost nicht betroffen. Durch
die Anderungsinhalte sind keine Auswirkungen auf die in § 1 (6) Nr. 7 BauGB und § 1a BauGB
aufgelisteten Umweltbelange, keine Auswirkungen fir artenschutzrechtliche Belange sowie
keine Beeintrachtigungen auf die Belange von Natur und Landschaft erkennbar.

Im Rahmen des 6. Anderungsverfahrens erfolgt kein Eingriff in Natur und Landschaft, sodass
die Eingriffsregelung keine Anwendung findet.

5. Verfahrensablauf

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung und Umwelt der Hansestadt Wipperfirth hat das
Verfahren zur 6. Anderung des Bebauungsplans Nr. 64 Thier-Ost in seiner Sitzung am
05.12.2018 eingeleitet. Das Verfahren wird als vereinfachtes Verfahren nach § 13 BauGB

5



durchgefihrt.
Die offentliche Entwurfsauslegung findet statt vom 15.04. bis zum 17.05.2019.
Aus der Beteiligung der Offentlichkeit sind keine Anregungen oder Bedenken eingegangen.

Die Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange und Behdrden gem. § 4 Abs. 2 BauGB und die
Beteiligung der Nachbargemeinden gemal3 § 2 Abs. 2 BauGB wurde mit Schreiben vom
11.04.2019 und Frist bis zum 17.05.2019 durchgefihrt.

Es sind 7 Stellungnahmen von Behdrden und Tragern offentlicher Belange eingegangen,
wovon 6 Stellungnahmen keiner Abwagung bedurfen. Die eine abwéagungsrelevante
Stellungnahme beinhaltet Hinweise, die jedoch zu keinen Anderungen der Festsetzungen des
Bebauungsplanes fuhren.

Die Vorberatung zum Satzungsbeschluss erfolgt in der Sitzung des Ausschusses fir
Stadtentwicklung und Umwelt am 12.06.2019; der Satzungsbeschluss wird in der Ratssitzung
am 25.06.2019 gefasst.

Wipperfirth, Juni 2019
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Hansestadt Wipperfirth V/2019/091
Der Burgermeister

| - Jugendamt / Jugendzentrum

BM - Fachbereich BM (Buro des Birgermeisters)
[l - Fachbereich Il (Finanzen)

Einrichtung einer Stelle "Eingliederungshilfe"

Gremium Status Datum Beschlussqualitéat
Jugendhilfeausschuss o 18.06.2019 | Vorberatung
Stadtrat O |25.06.2019 | Entscheidung

Beschlussentwurf:

Im Jugendamt der Hansestadt Wipperfirth wird im Allgemeinen Sozialen Dienst zum
01.08.2019 die Stelle ,Eingliederungshilfe” eingerichtet.

Sie wird im Stellenverzeichnis unter der Kostenstelle 511001 Jugendhilfe als Nr.
1.51.45 gefihrt, mit 0,5 Vollzeitaquivalenten bemessen und entsprechend dem
Tarifvertrag fur den offentlichen Dienst, Anlage XXIV Beschéftigte im Sozial- und
Erziehungsdienst bewertet.

Finanzielle Auswirkungen:

Die Stelle wird in den Stellenplan und das Stellenverzeichnis fur das Haushaltsjahr
2020 aufgenommen. Die jahrlichen Kosten fir diese Stelle belaufen sich gem.
Arbeitsplatzkosten nach KGSt inklusive Verwaltungs- und Gemeinkostenanteile auf ca.
50.000 € pro Jahr. Unterjahrig werden ab 01.08.2019 Aufwendungen in Héhe von ca.
20.835 € entstehen. Diese stehen im Personalhaushalt zur Verfugung.

Demogqrafische Auswirkungen sowie Auswirkungen auf Inklusion:

Die Einrichtung einer Stelle ,Eingliederungshilfe“ im Allgemeinen Sozialen Dienst wirkt
sich unmittelbar auf die Inklusion aus.

Beqgrindung:

Stelle Eingliederungshilfe im ASD

Die Novellierungen, die durch das Inkrafttreten des Bundesteilhabegesetzes zum 1.1.
2020 anstehen, bedingen eine zusatzliche Profession und einen Mehraufwand im
Allgemeinen Sozialen Dienst. Der Mehraufwand umfasst nach Einschatzung des Leiters
des Allgemeinen Sozialen Dienstes, Herrn Robert Mantsch, in Abstimmung mit der



Organisationsabteilung des Buro des Burgermeisters eine halbe Vollzeitstelle. Zur
Vorbereitung und Verankerung der neuen Inhalte bedarf es eines zeitlichen Vorlaufes.

Die Lebenslagen und ,Falle“ der Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII werden
zurzeit im Allgemeinen Sozialen Dienst bearbeitet. Die Zuordnung neuer Antrédge und
Fallbearbeitungen erfolgt im ASD nach Bezirkseinteilung. Das bedeutet, dass jede/r
Kollegin alle Hilfearten ber&t und bearbeitet. Im Bereich Sachverhalte nach § 35a SGB
VIII ist eine kontinuierliche Fall- und Bearbeitungszunahme zu beobachten. Gleichzeitig
werden die Sachverhalte und Problemstellungen der anderen Hilfearten des SGB VIl
nicht weniger oder ersetzt. Diese Dynamik lasst sich anhand der Fallzahlen darstellen.
Das Gutachten zur Aufgabenkritik und Personalentwicklung stellt 2012 fest, dass fur
die Bearbeitung der Sachlagen zur Eingliederungshilfe nach § 35 a SGB VIII 11.400
JAM aufgewendet wurden. 2012 lagen 9 Falle dieser Bemessung zugrunde.

Aktuell werden 27 Félle im ASD nach § 35 a SGB VIl begleitet. Das bedeutet eine
Verdreifachung der zeitlichen Inanspruchnahme.

2012 war 1/7 Stelle im Jugendamt (ASD) — aufgeteilt auf alle Sozialarbeiterinnen - mit
der Bearbeitung von Eingliederungshilfen beschaftigt. Aktuell wird das Team von der
Bearbeitung der Eingliederungshilfen jetzt schon mit fast einer halben Stelle zeitlich in
Anspruch genommen, was die Mehrbelastung nachvollziehbar macht und die
schnellstmdgliche Besetzung, hier vorgeschlagen ab 01.08.2019, begrundet.

Die neue Stelle wird wie folgt durch den Leiter des Allgemeinen Sozialen Dienstes
beschrieben:

Auch die Kinder- und Jugendhilfe (Jugendamt) ist als zustandiger Rehabilitationstrager
nunmehr gesetzlich verpflichtet, die veranderten Zustandigkeitszuweisungen und die
Anforderungen des neuen Teilhabeplanverfahrens nach dem BTHG umzusetzen. Die
jugendamtliche Eingliederungshilfe ist seit dem 1. Januar 2018, und endgultig zum
01.01.2020, den fur alle Rehabilitationstrager geltenden allgemeinen Regeln
unterworfen, und zwar unabhéangig davon, ob sie aus dem SGB XIll oder dem SGB VIl
zu leisten ist.

Das Jugendamt befindet sich somit in einer Doppelrolle. Ob das Jugendamt als
Rehabilitationstrager nach SGB IX aktiv werden muss, entscheidet sich bei der Klarung
der Tatbestandsvoraussetzungen. Die Fachkrafte muissen prifen, ob der
Teilhabebedarf aus ihrem Leistungsgesetz (vollstdndig) gedeckt werden kann. Sie
haben dabei zusatzlich die Einleitung der Rehabilitation von Amtswegen zu beachten.

Wird dabei klar, dass der Bedarf nicht oder nicht teilweise durch das Jugendamt
gedeckt werden kann, leitet die Fachkraft den Antrag fristgerecht an den ihrer Meinung
nach zustandigen Rehabilitationstrager weiter. Seit 1. Januar 2018 ist der Antragsteller
von dieser Weiterleitung zu unterrichten. Andernfalls wird der Trager der Kinder- und
Jugendhilfe leistender Rehabilitationstrager. Weiterhin fihrt er die personenzentrierte
Bedarfsfeststellung als Teil des Hilfeplanverfahrens durch und nutzt dabei
systematische Arbeitsprozesse und standardisierte Arbeitsmittel (Instrumente nach 8§ 13
SGB IX, die noch erstellt werden mussen). Dabei ist wichtig zu erkennen, dass 8§ 36
SGB VIII den ,Gesamtplan® fir die Eingliederungshilfe des SGB VIII regelt und den
Anforderungen des § 13 SGB IX genligen muss.

Falls neben einem Bedarf nach 8§ 35 a SGB VIII auch Teilhabebedarfe aus anderen
Leistungsgruppen oder bei anderen Rehabilitationstrdgern bestehen, ist das
Teilhabeplanverfahren gem. 8 19 ff SGB IX einzuleiten.



Die Fachkraft im ASD muss also die Frage beantworten kénnen, aus welchen
Leistungsgruppen und welchen Leistungsgesetzen diese Bedarfe gedeckt werden
konnen. Falls dafir ein Antrag erforderlich ist, muss auf eine Antragstellung bei diesem
Trager oder diesen Tragern hingewirkt werden. Allerdings tritt nicht etwa das
Gesamtplanverfahren an die Stelle des Hilfeplanverfahrens nach § 36 SGB VIIl.
Vielmehr ist das Hilfeplanverfahren die speziellere Ausgestaltung des
Gesamtplanverfahrens, mit der MalRgabe, dass das Bedarfsermittlungsinstrument den
Vorgaben entsprechen muss.

Ab dem 1.Januar 2020 wird abschlieRend § 35a SGB VIl an die Eingliederungshilfe
des SGB IX angepasst. Das bedeutet, dass die Eingliederungshilfe fur seelisch
behinderte Kinder und Jugendliche nach wie vor nicht als véllig ,eigenstandige“ Form
der Eingliederungshilfe aufgefasst werden kann, sondern wie bisher Aufgabe und Ziele
der Hilfe, sowie Art und Form der Leistung sich aus den Vorschriften ergeben, die fur
alle anderen Leistungsberechtigten der Eingliederungshilfe gelten.

Aktuell leistet das Jugendamt in ca. 27 Fallen (stationar wie auch ambulant)
Eingliederungshilfe gem. § 35a SGB VIII. Das Arbeitsvolumen (siehe oben) und die fur
Bedarfsdeckung aufgebrachten Mittel nehmen jahrlich zu. Von einer weiteren
Steigerung durch das BTHG ist auszugehen.

Hinzukommend missen die jeweiligen Standards der Bearbeitung angepasst werden.
Die Fachkraft muss zuktinftig in der Lage sein

- eine entsprechende Zustandigkeit zu klaren,

- tragerubergreifenden Reha-Bedarfe im gesamten Behindertenrecht festzustellen,
- gutachterliche Stellungnahmen vorzunehmen und diese bewerten zu lernen,

- alle Leistungserbringer einzubeziehen,

- Leistungsziele festzulegen und diese fortzuschreiben,

- Teilhabeplane anzufertigen und bei Bedarf Teilhabekonferenzen durchzufihren.

Die ,neuen® Eingliederungshilfeanforderungen setzen somit ein umfassendes Wissen
im gesamten Behinderungsbereich voraus.

Um die fachgerechte, qualifizierte und effiziente Ausgestaltung der Eingliederungshilfe
(gem. BTHG) heute und zuklnftig zu gewdahrleisten und im Sinne der Betroffenen zu
handeln, erscheint es aus hiesiger Sicht unabdingbar, dafiir speziell ausgebildetes,
zusatzliches Personal vorzuhalten.

Schon Mitte Juni 2019 werden die Ansprechstellen fir Rehabilitation und Teilhabe (8§ 12
SGB IX) eingerichtet. Damit ist die Anforderung, vernetzter zu denken und zu handeln,
schon ab Mitte diesen Jahres koordiniert durch die Bundesarbeitsgemeinschaft fur
Rehabilitation im Jugendamt angekommen (Anlage). Auch dies spricht fur eine zugige
Besetzung zum 01.08.2019.

Eingruppierung Stelle Eingliederungshilfe ASD
Voraussetzung fir die Wahrnehmung der Stelle ist die die Ausbildung zum
Sozialarbeiter/zur Sozialarbeiterin mit staatlicher Anerkennung.

Auswirkungen auf die ,,Wirtschaftliche Jugendhilfe*

Die weitere Bearbeitung der Eingliederungshilfefalle in den Wirtschaftlichen Hilfen ist
mit zu betrachten. Auf der Grundlage der Daten von 2012 steigt der Stellenbedarf in der
Wirtschaftlichen  Jugendhilfe  aktuell durch die Zunahme der Fallzahlen
Eingliederungshilfen von damals 0,68 VZA-Stellenanteile allein schon auf 0,75 VZA-



Stellenanteile.

Bis zur Aufstellung des Stellenplanes/Stellenverzeichnisses 2020 ist die Stelle
Wirtschaftliche Hilfen im Jugendamt ebenfalls neu zu bemessen. Die allgemeine
Fallzahlensteigerung und -entwicklung im Allgemeinen Sozialen Dienst wirkt sich
unmittelbar auf die Stelle Wirtschaftliche Hilfen aus. Bei der Einrichtung des
Jugendamtes 1999 wurden zur weiteren Bearbeitung der Hilfefalle in der
Wirtschaftlichen Hilfe 0,5 Stellenanteile bei 2,5 VZA Sozialarbeiterinnen bemessen. Das
Verhéltnis entsprach damals 1:5.

20 Jahre spater sind zur Bearbeitung der Falle im ASD aktuell und perspektivisch 5,5
bzw. 6 VZA (5 Stellen ASD, 0,5 Stellen AFH und 0,5 Stellen Eingliederungshilfe)
erforderlich. Fur die Wirtschaftlichen Hilfen sind aktuell 0,948 VZA im Stellenverzeichnis
auf den Stellen Nr. 1.51.05 und 1.51.29 bemessen. Die Stelle 1.51.05 ist zu 100% der
Wirtschaftlichen Hilfen zuzurechnen. Die Stelle 1.51.29 ist anteilig (Bemessung April
2017) mit einem Anteil von 0,284 VZA der Wirtschaftlichen Hilfe (hier
Rechnungswesen) hinzuzurechnen. Insbesondere die Stelle 1.51.05 bedarf einer
Neubemessung. Der Bearbeitungsmehraufwand, der im Zuge der Novellierung des
BTHG auch in der Wirtschaftlichen Hilfe erwartet wird, wird in die neue Bemessung mit
einfliel3en.

Die Auswirkungen der Bemessung werden im Stellenplanverzeichnis/Stellenplan 2020
dargestellt.

Anlage:
Erlauterungen zu Ansprechstellen fir Rehabilitation und Teilhabe



° **Bundesarbeitsgemeinschaft
tur Rehabilitation BAR

Bundesarbeitsgemeinschaft
fir Rehabilitation

Bundesarbeitsgemeinschaft
fiir Rehabilitafion e.V.
Solmsstrafle 18

Gebtiude E

60486 Fronkfurt am Main

Telefon 069.605018-0

Telefox 069.605018-29

info@bar-frankfurt.de

www.bar-frankfurt.de
Jugendamter in Nordrhein-Westfalen

Frankfurt am Main, 24. Mai 2019

Ansprechpartner/in: Markus Twehues
Christoph Gerullis

Tel.: 069/605018-25/-15

E-Mail: — markus.twehues(@bar-frankfurt.de
christoph.gerullis@bar-frankfurt.de

Az 30-20-01-00

Ansprechstellen flir Rehabilitation und Teilhabe
Bundesweites Online-Verzeichnis der nach § 12 SGB IX zu benennenden Ansprechstellen

Sehr geehrte Damen und Herren,

auf der Ebene der Bundesarbeitsgemeinschaft flir Rehabilitation (BAR) wurden Ende letzten Jah-
res die konzeptionellen Umsetzungsarbeiten zur Erstellung eines bundesweiten Online-
Verzeichnisses der Ansprechstellen nach § 12 SGB IX aufgenommen. Die Arbeiten sind weit
fortgeschritten und umfassen auch die technischen Méglichkeiten flr die Online-Erfassung der
jeweiligen Kontaktdaten der Ansprechstellen. Derzeit liegen bereits ca. 450 Eintragungen mit

Kontaktdaten der Ansprechstellen aus den verschiedenen Tragerbereichen vor.

Die insgesamt in § 12 SGB IX genannten Sozialleistungstrager, und damit auch Sie als Trager
der Jugendhilfe, sind jetzt aufgerufen und eingeladen sich unter

http://staging2.ansprechstellen.de zu registrieren und ihre jeweilige Erreichbarkeit als Ansprech-

stelle einzustellen. Eine Hilfestellung gebende Anleitung flir die Registrierung und Erfassung der
Ansprechstelle(n) kann direkt auf dieser Webseite innerhalb der Kopfzeile unter ,Service* abge-

rufen werden.



Wesentliche Hintergriinde und Informationen zu den Ansprechstellen zur Rehabilitation und Teil-

habe kénnen Sie der Anlage entnehmen.

Das Online-Verzeichnis der Ansprechstellen flir Rehabilitation und Teilhabe wird unter
www.ansprechstellen.de am 19. Juni 2019 online verd&ffentlicht. Um sicherzustellen, dass bereits
mit diesem Tag auch lhre Ansprechstelle nach § 12 SGB IX online abrufbar ist, nehmen Sie doch
bitte nach Moglichkeit die Registrierung und Eintragung ihrer Kontakidaten bis zum 14. Juni 2019

var,

Wir danken den beiden Landschafisverbdnden Rheinland und Westfalen fiir ihre Unterstitzung

und fir die Weitergabe dieser Informationen.

Fir Anregungen oder Fragen stehen wir lhnen gerne zur Verfigung.

Freundliche Grifte

cared

i.V. Bernd Giraud

Fachbereichsleiter Programme und Produkte

Anlage



. . I . A . BAR
Informationen zum Online-Verzeichnis der Ansprechstellen fiir Rehabilitation und Teilhabe Bundesarbeitsgemeinschaft

fiir Rehabilitation

Ansprechstellen fiir Rehabilitation und Teilhabe (§ 12 SGB IX)

Das Bundesteilhabegesetz (BTHG) stellt den Menschen mit seinem individuellen Bedarf in den
Mittelpunkt. Die notwendigen Unterstitzungen sind hierzu an dem Ziel der vollen, wirksamen und
gleichberechtigten Teilhabe auszurichten. Um mogliche Nachteile des weiterhin bestehenden
gegliederten Sozialleistungssystems auszugleichen, hat der Gesetzgeber mit dem BTHG die
Regelungen zur Zusammenarbeit der Trager gescharft. Leistungen und Services sollen , wie aus einer
Hand“ erbracht werden. Die Neuregelungen beziehen sich hierzu u.a. auf

e die Erkennung von Hilfebedarfen auch auBerhalb eigener Zustandigkeiten,

e eine schnelle Klarung von Zustandigkeiten,

e Entscheidungen innerhalb enger Fristen sowie

e die Koordinierung der Hilfen zwischen mehreren Leistungstragern.

Hiernach ist es mehr denn je erforderlich, dass die Reha-Trager untereinander und auch mit allen
weiteren am Reha-Prozess Beteiligten enger kooperieren als dies bisher der Fall war. Kiinftig heilst es
vernetzter zu denken und auch zu handeln. Eine solche Zusammenarbeit basiert letztlich immer auf
Kommunikation und diese benétigt wiederum eine gemeinsame Struktur der gegenseitigen
Erreichbarkeit.

Nach § 12 SGB IX sind die Rehabilitationstrager sowie weitere Sozialleistungstrager, wie die
Integrationsamter, die Jobcenter und Pflegekassen insgesamt und unmittelbar aufgefordert
innerhalb ihrer Organisation Ansprechstellen fiir Rehabilitation und Teilhabe zu benennen. Damit
nimmt der Gesetzgeber jeden einzelnen dieser Trager in die (Informations-) Pflicht. Es geht hierbei
um die Vermittlung von Informationsangeboten, vor allem lber
e Inhalt und Ziele von Leistungen zur Teilhabe,
o die Moglichkeit der Leistungsausfiihrung auch als personliches Budget,
e das Verfahren zur Inanspruchnahme von Leistungen zur Teilhabe und
e Angebote der Beratung, einschlielllich der ergdnzenden unabhangigen Teilhabeberatung

nach § 32 SGB.

Das webbasierte Verzeichnis der Ansprechstellen fiir Rehabilitation und Teilhabe ist ein Online-
Serviceangebot der Bundesarbeitsgemeinschaft flr Rehabilitation (BAR e.V.).

Unter www.ansprechstellen.de werden ab dem 19. Juni 2019 die jeweiligen Kontaktdaten online

veroffentlicht. Von der Zusammenfassung und Systematisierung der jeweiligen Kontaktdatenprofile

an einem Ort werden letztlich die genannten Zielgruppen des § 12 SGB IX insgesamt profitieren,

e Ratsuchenden wird der Zugang zu einem umfanglichen Informationsservice, einschlieflich
Informationen zu weitergehenden Beratungsangeboten erleichtert,

e Arbeitgeber werden dabei unterstiitzt den richtigen Ansprechpartner zu finden, der z.B. bei
Fragen zu MaBnahmen der (Wieder-)Eingliederung am Arbeitsplatz Auskiinfte erteilt

e den Leistungstragern selbst bietet es den Service einen Ansprechpartner bei anderen Tragern fir
die Losung konkreter Einzelfalle zu finden und andererseits auch selbst auffindbar zu sein.

Die Ansprechstellen fiir Rehabilitation und Teilhabe kdnnen somit einen wesentlichen Beitrag dazu
leisten, die Leistungsfahigkeit des gegliederten Sozialleistungssystems zu erhéhen.


https://www.bar-frankfurt.de/
http://www.ansprechstellen.de/
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Hansestadt Wipperfirth V/2019/093
Der Burgermeister

| - Jugendamt / Jugendzentrum

Il - Finanzservice

VI. Anderungssatzung zur Satzung der Stadt Wipperfurth tber die Erhebung von
Elternbeitrdgen fur die Inanspruchnahme von Angeboten der Forderung von
Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflege im Stadtgebiet Wipperfirth vom
... 2019

Gremium Status Datum Beschlussqualitat
Jugendhilfeausschuss o 18.06.2019 | Vorberatung
Stadtrat O |25.06.2019 | Entscheidung

Beschlussentwurf:

Die ,VI. Anderungssatzung zur Satzung der Stadt Wipperfiirth tiber die Erhebung von
Elternbeitragen fur die Inanspruchnahme von Angeboten der Forderung von Kindern in
Tageseinrichtungen und Tagespflege im Stadtgebiet Wipperflirth“ wird in der beiliegen-
den Fassung (Anlage 1) mit Wirkung vom 01.08.2019 beschlossen.

Finanzielle Auswirkungen:

Wesentliche finanzielle Auswirkungen werden nicht erwartet, da schon alle, deren Jah-
reseinkommen unter 19.000 Euro liegt, von der Beitragspflicht befreit sind.

Demogqrafische Auswirkungen sowie Auswirkungen auf Inklusion:

Der Beschluss hat keine unmittelbar feststellbaren Auswirkungen auf die demografische
Entwicklung. Die Anderung der Satzung bezieht sich auf eine Vereinfachung des Zu-
gangs zur Kindertagesbetreuung und Kindertagespflege, in dem ganze Zielgruppen un-
ter bestimmten Voraussetzungen von der Beitragspflicht befreit werden. Damit kann die
Anderungssatzung ein wichtiger Beitrag zu mehr Gerechtigkeit und Chancengleichheit
fur alle Kinder sein und unterstreicht die Familienfreundlichkeit Wipperfurths.

Beqgrindung:

Das Gesetz zur Weiterentwicklung der Qualitat und zur Teilhabe in der Kindertagesbe-
treuung (Gute-KiTa-Gesetz) ist am 1.1.2019 in Kraft getreten. Das BMFSFJ definiert
selbst zehn Handlungsfelder des Gesetzes, die in Vereinbarungen mit den Landern zu
konkretisieren sind. Die Handlungsfelder des Gesetzes werden im Anschluss an die
Begrindung zur Beschlussempfehlung dem Ausschuss zur Kenntnis gegeben (siehe



unten).

Das Handlungsfeld, auf das sich die vorgeschlagene Anderung der Beitragssatzung
stltzt, ist das Handlungsfeld ,,Gut ist KiTa, wenn der Eintritt frei ist. Unter dem Schlag-
wort ,Weniger Gebuhren® eroffnet dieses Handlungsfeld MaRnahmen, um gleiche
Chancen fur alle Kinder herzustellen. Hohe Gebihren dirfen Kinder nicht von Tages-
pflege oder Kita ausschlie3en, in der der Grundstein flr den weiteren Bildungsweg ge-
legt wird. Darum werden Familien mit dem Gute-KiTa-Gesetz bei den Geblhren entlas-
tet.

Von diesem Grundsatz ausgehend andert das Gute-KiTa-Gesetz in Artikel 2 die Rege-
lungen des § 90 Achten Buches Sozialgesetzbuches.

Das Baukindergeld des Bundes bleibt bei der Berechnung des Einkommens aul3er Be-
tracht.

Weiterhin werden im zugeflgten § 90 Abs. 4 SGB VIII Befreiungstatbestdnde bei der
Bemessung von Kostenbeitrdgen fir die Inanspruchnahme von Angeboten der Forde-
rung in Tageseinrichtungen oder Kindertagespflege vorgesehen. Nicht zuzumuten sind
Elternbeitrage kinftig allen Empfangern von

- Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem Sozialgesetzbuch
Zweites Buch (SGB Il),

- Leistungen nach dem dritten und vierten Kapitel Sozialgesetzbuch Zwdélftes Buch
(SGB XII) oder

- Leistungen nach den 88 2 und 3 des Asylbewerberleistungsgesetzes,

- Kinderzuschlag geméanR § 6a des Bundeskindergeldgesetzes oder

- Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz.

Der Elternbeitrag ist in diesen Fallen auf Antrag zwingend zu erlassen oder vom Trager
der offentlichen Jugendhilfe zu Gbernehmen. Die Elternbeitragsstelle im Jugendamt ist
verpflichtet, die Eltern dahingehend zu beraten.

Vor diesem Hintergrund schlagt die Verwaltung vor, die oben aufgefihrten Befrei-
ungstatbestande in die Elternbeitragssatzung der Hansestadt Wipperfurth aufzunehmen
und diese Falle von der Beitragsveranlagung auszunehmen.

Die Elternbeitragsstelle im Jugendamt wird dadurch in die Lage versetzt, in diesen Fal-
len unmittelbar von der Beitragsbemessung abzusehen und gar keine Beitragsveranla-
gung vorzunehmen. Es erlbrigt sich damit das verwaltungsaufwandige Erlassverfahren,
das sich sonst an die Beitragsveranlagung anschliel3t. Die Auswirkungen auf die Stel-
lenbemessung in der Elternbeitragsstelle im Jugendamt sind (noch) nicht quantifizier-
bar. Ebenfalls lasst sich der erwartete Beitragsausfall zu diesem Zeitpunkt nicht prog-
nostizieren. Es wird allerdings kein hoher Beitragsausfall erwartet, da schon alle, deren
Jahreseinkommen unter 19.000 € liegt, von der Beitragspflicht befreit sind.

Das Jugendamt der Stadt Wipperfirth schlie3t sich damit auch der vorgeschlagenen
Praxis des Jugendamtes des Oberbergischen Kreises an.

Damit wird die nachstehende Anpassung der 88 3 und 4 und die Neufassung des 8§ 4a
der Elternbeitragssatzung erforderlich.



Der Entwurf der 6. Anderungssatzung ist als Anlage beigefuigt.

Allgemeine Erlauterungen der weiteren Handlungsfelder des Gute-KiTa-Gesetzes

,Gut ist KiTa, wenn sie zum Familienalltag passt®

Damit ist ein ,bedarfsgerechtes Angebot* anzustreben. Die Kinderbetreuung soll zum
Alltag der Familien passen, auch wenn Eltern beispielsweise in Schichtdiensten arbei-
ten. Uber dieses Handlungsfeld konnte die Betreuung besser auf die Bedurfnisse und
Winsche von Familien abgestimmt werden, indem Kitas erweiterte Offnungszeiten an-
bieten.

,Gut ist KiTa, wenn fur jedes Kind mehr Zeit da ist”

Damit ist ein guter Betreuungsschliissel gemeint, um mehr Zeit fur jedes Kind zu haben,
zum Zuhoren, zum Spielen, zum Fordern. An dieser Stellschraube konnte tGber das Ge-
setz gedreht werden.

,Gut ist KiTa, wenn sie groRartige Fachkrafte hat"

Kitas sollen zuklnftige Fachkréafte erhalten, die professionell begleitet werden und
Wertschatzung erfahren. Kompetenz und Engagement unter den Fachkraften werden
gebraucht fur die Arbeitsplatze in den Kitas.

,Gut ist KiTa, wenn sie eine starke Leitung hat*

Die SchlUsselperson in der Kita ist die starke Leitung. Die Aus- und Fortbildung soll in
diesem Handlungsfeld ausgebaut und gentigend Zeit im Arbeitsalltag fur die Leitungs-
arbeit festgelegt werden.

,Gut ist KiTa, wenn sie kreative Raume hat"

In diesem Handlungsfeld werden Mdglichkeiten zur Gestaltung von Raumen und Au-
Renflachen erdffnet, die zur Kreativitdt, Bewegung und Ruckzug fir die Entdeckungs-
reisen der Kleinsten eroffnen.

,Gut ist KiTa, wenn Gesundes auf den Tisch kommt*

Damit soll ausgewogene Ernahrung, Bewegungsférderung und Gesundheitsbildung in
Kitas unterstitzt werden. (Obst- und Gemiseprogramm - Verweis auf Ratsbeschluss
vom 18.12.2018 TOP 1.4.8, VV/2018/954)

,Gut ist KiTa, wenn Sprache alle verbindet"
Damit sollen Mal3nahmen zur sprachlichen Bildung als Schlissel zur Bildung und zum
Beginn von Freundschaften unterstitzt werden.

,Gut ist KiTa, wenn Bildung bei den Kleinsten beginnt*

Meint eine starke Kindertagespflege. Die Kindertagespflege bietet gerade fiir die Kleins-
ten einen Ort der Geborgenheit und fir die Eltern einen verlasslichen Rahmen im Alltag.
Damit Tagesmutter oder —vater ihre Arbeit gut austiben kénnen, zielt dieses Handlungs-
feld auf eine professionelle Qualifizierung und bessere Arbeitsbedingungen fur die Ta-
gesmitter und —véater ab.

,Gut ist KiTa, wenn alle Hand in Hand arbeiten®
Damit ist der qualitatsvolle Netzwerkerhalt und —ausbau gemeint. In diesem Handlungs-



feld kbnnen Kooperationen zur frihkindlichen Bildung, Betreuung und Erziehung ge-
starkt werden. Schlagworte dabei sind effiziente Steuerung des Betreuungsangebotes
und Weiterentwicklung der Qualitat.

,Gut ist KiTa, wenn jedes Kind dazugehort®

In den Bereichen Inklusion, Beteiligung und Schutz von Kindern ist hier die Forderung
der vielfaltigen padagogischen Arbeit gemeint, die passgenau auf die Bedurfnisse aller
Kinder zugeschnitten ist.

,Gut ist KiTa, wenn der Eintritt frei ist"

Unter dem Schlagwort ,Weniger Gebuhren® eroffnet dieses Handlungsfeld MalRnahmen,
um gleiche Chancen fur alle Kinder herzustellen. Hohe Gebuhren dirfen Kinder nicht
von Tagespflege oder Kita ausschlie3en, in der der Grundstein fur den weiteren Bil-
dungsweg gelegt wird. Darum werden Familien mit dem Gute-KiTa-Gesetz bei den Ge-
buhren entlastet.

Anlagen:
Anlage 1: Entwurf der 6. Anderungssatzung der Elternbeitragssatzung

Anlage 2: Gute-KiTa-Gesetz
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VI. Anderungssatzung zur ,Satzung der Stadt Wipperfirth iber die Erhebung
von Elternbeitragen fur die Inanspruchnahme von Angeboten
der Forderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflege

im Stadtgebiet Wipperfurth vom . . 2019

Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung fUr das Land Nordrhein-
Westfalen und des § 6 des Kommunalabgabengesetzes fur das Land Nord-
rhein-Westfalen (KAG) in den bei Erlass dieser Satzung gultigen Fassungen
sowie § 23 des Gesetzes zur fruhen Bildung und Forderung von Kindern (KiBiz)-
Viertes Gesetz zur AusfUhrung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes — SGB VIII -
vom 30.10.2007 hat der Rat der Hansestadt Wipperfurth in seiner Sitzung am
25.06.2019 die nachstehende VI. Anderungssatzung beschlossen:

»Artikel |

§ 3 Absatz 3 Satz 6 erhdlt folgende Fassung:

§3

Mitwirkungspflichten - Einkommen

(3) [...] Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und entsprechen-
der Vorschriften und das Baukindergeld des Bundes nach entsprechenden
Vorschriften ist nicht hinzuzurechnen. [...]

Artikel Il

§ 4 Absatz 5 entfdllt.

Artikel 1lI

§ 4 a wird neu eingefigt und wie folgt gefasst:

§ 4 a Beitragsbefreiung

(1) Auf Antrag werden die Elternbeitrdge vom &rtlichen Jugendamt ganz o-
der teilweise erlassen, wenn die Belastung den Eltern und dem Kind nicht
zuzumuten ist (§ 20 Absatz IV SGB VII).

(2) Empfdanger von Leistungen

a.

p.

C.

zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem zwdlften Sozial-
gesetzbuch,

nach dem dritten und vierten Kapitel des zwdlften Sozialgesetz-
buches,

nach den §§ 2 und 3 des Asylbewerberleistungsgesetzes,

des Kinderzuschlages gemdB § éa des Bundeskindergeldgesetzes
oder

des Wohngeldes nach dem Wohngeldgesetz



werden fur die Monate des Bezuges dieser Leistungen der ersten Einkom-
mensgruppe zugeordnet und damit beitragsfrei gestellt.

Bereits zu viel gezahlte Betrdge fur die Monate des Leistungsbezuges nach
Absatz 2 werden zurUckerstattet.

Artikel IV
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt zum 1.8.2019 in Kraft.”

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung der Hansestadt Wipperfurth Uber die die Erhebung
von Elternbeitrdgen fUr die Inanspruchnahme von Angeboten der Forderung
von Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflege im Stadtgebiet Wipper-
fOrth wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen,
dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht
geltend gemacht werden kann, es sei denn

a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchgefihrt,

b. diese Satzung ist nicht ordnungsgemas o&ffentlich bekannt gemacht wor-
den,

c. der BUrgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d.der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenUber der Hansestadt Wipper-
fOrth vorher gerigt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-
che bezeichnet worden, die den Mangel ergibf.

Wipperfurth, den

(Michael von Rekowski)
BUrgermeister
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Gesetz
zur Weiterentwicklung der Qualitat
und zur Teilhabe in der Kindertagesbetreuung

Vom 19. Dezember 2018

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz
zur Weiterentwicklung der
Qualitat und zur Verbesserung der Teilhabe in
Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege
(KiTa-Qualitats- und
-Teilhabeverbesserungsgesetz — KiQuTG)

§1
Weiterentwicklung der
Qualitat und Verbesserung
der Teilhabe in der Kindertagesbetreuung

(1) Ziel des Gesetzes ist es, die Qualitat frihkind-
licher Bildung, Erziehung und Betreuung in der Kinder-
tagesbetreuung bundesweit weiterzuentwickeln und
die Teilhabe in der Kindertagesbetreuung zu verbes-
sern. Hierdurch soll ein Beitrag zur Herstellung gleich-
wertiger Lebensverhdltnisse fir das Aufwachsen von
Kindern im Bundesgebiet und zur besseren Vereinbar-
keit von Familie und Beruf geleistet werden.

(2) Kindertagesbetreuung im Sinne dieses Gesetzes
umfasst die Férderung von Kindern in Tageseinrichtun-
gen und in der Kindertagespflege im Sinne des § 22
Absatz 1 Satz 1 und 2 des Achten Buches Sozialge-
setzbuch bis zum Schuleintritt. MaBnahmen nach § 2
dieses Gesetzes sind MaBnahmen, die frihestens ab
dem 1. Januar 2019 begonnen werden und

1. MaBnahmen im Sinne von § 22 Absatz 4 des Achten
Buches Sozialgesetzbuch sind oder

2. MaBnahmen sind, die tGber die in § 90 Absatz 3 und 4
des Achten Buches Sozialgesetzbuch in der ab dem
1. August 2019 geltenden Fassung hinausgehen.
(8) Durch die Weiterentwicklung der Qualitat friih-

kindlicher Bildung, Erziehung und Betreuung in der Kin-

dertagesbetreuung nach den Entwicklungsbedarfen der
Lander werden bundesweit gleichwertige qualitative
Standards angestrebt.

§2
MaBnahmen
zur Weiterentwicklung
der Qualitdt und zur Verbesserung
der Teilhabe in der Kindertagesbetreuung

MaBnahmen zur Weiterentwicklung der Qualitat in
der Kindertagesbetreuung werden auf folgenden Hand-
lungsfeldern ergriffen:

1. ein bedarfsgerechtes Bildungs-, Erziehungs- und
Betreuungsangebot in der Kindertagesbetreuung
schaffen, welches insbesondere die Ermdéglichung
einer inklusiven Forderung aller Kinder sowie die
bedarfsgerechte Ausweitung der Offnungszeiten
umfasst,

2. einen guten Fachkraft-Kind-Schlissel in Tagesein-
richtungen sicherstellen,

3. zur Gewinnung und Sicherung qualifizierter Fach-
krafte in der Kindertagesbetreuung beitragen,

4. die Leitungen der Tageseinrichtungen starken,

5. die Gestaltung der in der Kindertagesbetreuung
genutzten Raumlichkeiten verbessern,

6. MaBnahmen und ganzheitliche Bildung in den Be-
reichen kindliche Entwicklung, Gesundheit, Ernah-
rung und Bewegung fordern,

7. die sprachliche Bildung férdern,

8. die Kindertagespflege (§ 22 Absatz 1 Satz 2 des
Achten Buches Sozialgesetzbuch) stérken,

9. die Steuerung des Systems der Kindertagesbetreu-
ung im Sinne eines miteinander abgestimmten, ko-
harenten und zielorientierten Zusammenwirkens
des Landes sowie der Trager der 6ffentlichen und
freien Jugendhilfe verbessern oder

Lq eurrildesanzeiger
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10. inhaltliche Herausforderungen in der Kindertages-
betreuung bewaltigen, insbesondere die Umset-
zung geeigneter Verfahren zur Beteiligung von Kin-
dern sowie zur Sicherstellung des Schutzes der
Kinder vor sexualisierter Gewalt, Misshandlung
und Vernachlassigung, die Integration von Kindern
mit besonderen Bedarfen, die Zusammenarbeit mit
Eltern und Familien, die Nutzung der Potentiale des
Sozialraums und den Abbau geschlechterspezifi-
scher Stereotype.

Forderfahig sind zusatzlich auch MaBnahmen zur Ent-
lastung der Eltern bei den Gebuhren, die Uber die in
§ 90 Absatz 3 und 4 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch in der ab dem 1. August 2019 geltenden Fassung
geregelten MaBnahmen hinausgehen, um die Teilhabe
an Kinderbetreuungsangeboten zu verbessern. MaB-
nahmen gemaB § 2 Satz 1 Nummern 1 bis 4 sind von
vorrangiger Bedeutung.

§3

Handlungskonzepte und
Finanzierungskonzepte der Lander

(1) Die L&nder analysieren anhand méglichst ver-
gleichbarer Kriterien und Verfahren ihre jeweilige Aus-
gangslage in Handlungsfeldern nach § 2 Satz 1 und
MaBnahmen nach § 2 Satz 2.

() Auf der Grundlage der Analyse nach Absatz 1
ermitteln die Lander in ihrem Zustandigkeitsbereich
jeweils

1. die Handlungsfelder nach § 2 Satz 1, die MaBnah-
men nach § 2 Satz 2 und konkreten Handlungsziele,
die sie zur Weiterentwicklung der Qualitat und zur
Verbesserung der Teilhabe in der Kindertagesbe-
treuung zuséatzlich als erforderlich ansehen sowie

2. Kriterien, anhand derer eine Weiterentwicklung der
Qualitat und Verbesserung der Teilhabe in der Kin-
dertagesbetreuung fachlich und finanziell nachvoll-
zogen werden kann.

(3) Bei der Analyse der Ausgangslage nach Absatz 1
sowie bei der Ermittlung der Handlungsfelder, MaBnah-
men und Handlungsziele nach Absatz 2 sollen insbe-
sondere die Ortlichen Trager der offentlichen Jugend-
hilfe, die kommunalen Spitzenverbdnde auf Landes-
ebene, die freien Trager, Sozialpartner sowie Vertre-
terinnen und Vertreter der Elternschaft in geeigneter
Weise beteiligt und wissenschaftliche Standards be-
rucksichtigt werden.

(4) Auf der Grundlage der Analyse der Ausgangs-
situation nach Absatz 1 und der Ermittlungen nach
Absatz 2 stellen die Lander Handlungs- und Finanzie-
rungskonzepte auf, in denen sie anhand der nach Ab-
satz 2 Nummer 2 ermittelten Kriterien darstellen,

1. welche Fortschritte sie bei der Weiterentwicklung
der Qualitdt und Verbesserung der Teilhabe in der
Kindertagesbetreuung erzielen wollen, um ihre
Handlungsziele zu erreichen,

2. mit welchen fachlichen und finanziellen MaBnahmen
sie die in Absatz 4 Nummer 1 genannten Fortschritte
erzielen wollen und

3. in welcher zeitlichen Abfolge sie diese Fortschritte
erzielen wollen.
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§4
Vertrage zwischen Bund und Léandern

Jedes Land schlieBt mit der Bundesrepublik
Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium
fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend, einen Vertrag
Uber die Weiterentwicklung der Qualitat in der Kinder-
tagesbetreuung, der als Grundlage fiir das Monitoring
und die Evaluation nach § 6 dient. Dieser Vertrag ent-
halt:

1. das Handlungskonzept des Landes gemaB § 3 Ab-
satz 4,

2. das Finanzierungskonzept des Landes gemaB § 3
Absatz 4,

3. die Verpflichtung des Landes, dem Bundesministe-
rium flr Familie, Senioren, Frauen und Jugend
jeweils bis zum Ablauf von sechs Monaten nach
Abschluss des Haushaltsjahres einen Bericht zu
Ubermitteln, in dem das Land den Fortschritt bei
der Weiterentwicklung der Qualitdt und Verbesse-
rung der Teilhabe in der Kindertagesbetreuung
gemaB seinem nach § 3 Absatz 4 aufgestellten
Handlungs- und Finanzierungskonzept darlegt (Fort-
schrittsbericht),

4. die Verpflichtung des Landes, geeignete MaBnah-
men zur Qualitatsentwicklung zu treffen, insbeson-
dere Qualitdtsmanagementsysteme zu unterstitzen,

5. die Verpflichtung des jeweiligen Landes, an dem
landerspezifischen sowie landerlbergreifenden qua-
lifizierten Monitoring gemaB § 6 Absatz 1 und 2
teilzunehmen, dem Bundesministerium flr Familie,
Senioren, Frauen und Jugend die flur die bundes-
weite Beobachtung nach § 6 Absatz 2 Satz 2 erfor-
derlichen Daten jahrlich bis zum 15. Juli zu Uber-
mitteln und die Teilnahme am Monitoring insbeson-
dere flUr eine prozessorientierte Weiterentwicklung
der Qualitat der Kindertagesbetreuung zu nutzen,

6. das Nahere zu der Unterstlitzung durch die Ge-
schéaftsstelle gemaB § 5.

§5
Geschiftsstelle des Bundes

Der Bund richtet eine Geschéftsstelle beim Bundes-
ministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend
ein, die
1. die Lander unterstitzt

a) bei der Analyse der Ausgangslage nach § 3 Ab-
satz 1, insbesondere im Hinblick auf mdglichst
vergleichbare Kriterien und Verfahren,

b) bei der Aufstellung von Handlungskonzepten
nach § 3 Absatz 4, einschlieBlich der hierfir erfor-
derlichen Ermittlungen der Handlungsfelder und
Handlungsziele nach § 3 Absatz 2,

c) bei der Erstellung der Fortschrittsberichte nach
§ 4 Satz 2 Nummer 3, insbesondere als geeigne-
tes Instrument des Monitorings nach § 6 sowie

d) bei der Durchflihrung offentlichkeitswirksamer
MaBnahmen,

2. den landertbergreifenden Austausch Uber eine pro-
zessorientierte Weiterentwicklung der Qualitdt und
Verbesserung der Teilhabe in der Kindertagesbe-
treuung koordiniert, sowie
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3. das Monitoring und die Evaluation nach § 6 beglei-
tet.

§6
Monitoring und Evaluation

(1) Das Bundesministerium flr Familie, Senioren,
Frauen und Jugend fihrt jahrlich, erstmals im Jahr 2020
und letztmals im Jahr 2023, ein l&dnderspezifisches so-
wie lénderiibergreifendes qualifiziertes Monitoring
durch. Das Monitoring ist nach den zehn Handlungs-
feldern gemaB § 2 Satz 1 und MaBnahmen gemaB § 2
Satz 2 aufzuschlusseln.

(2) Das Bundesministerium fir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend verdéffentlicht jahrlich einen Monito-
ringbericht. Dieser Monitoringbericht umfasst

1. einen allgemeinen Teil zur bundesweiten Beobach-
tung der quantitativen und qualitativen Entwicklung
des Angebotes friher Bildung, Erziehung und Be-
treuung fir Kinder bis zum Schuleintritt in Tagesein-
richtungen und in der Kindertagespflege und

2. die von den Léndern gemaB § 4 Satz 2 Nummer 3
Ubermittelten Fortschrittsberichte.

(3) Die Bundesregierung evaluiert die Wirksamkeit
dieses Gesetzes und berichtet erstmals zwei Jahre
nach dem Inkrafttreten dem Deutschen Bundestag Uber
die Ergebnisse der Evaluation. In den Evaluationsbe-
richt flieBen die Ergebnisse des Monitorings nach den
Absatzen 1 und 2 ein.

Artikel 2

Anderung des
Achten Buches Sozialgesetzbuch

Das Achte Buch Sozialgesetzbuch — Kinder- und Ju-
gendhilfe — in der Fassung der Bekanntmachung vom
11. September 2012 (BGBI. | S. 2022), das zuletzt
durch Artikel 10 Absatz 10 des Gesetzes vom 30. Ok-
tober 2017 (BGBI. | S. 3618) gedndert worden ist, wird
wie folgt geandert:

1. Dem § 22 wird folgender Absatz 4 angefligt:

»(4) FUr die Erflllung des Forderungsauftrags
nach Absatz 3 sollen geeignete MaBnahmen zur Ge-
wahrleistung der Qualitét der Férderung von Kindern
in Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege
weiterentwickelt werden. Das Nahere regelt das
Landesrecht.”

2. § 90 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Satz 2 bis 4 wird aufgehoben.

b) Dem Absatz 2 werden die folgenden Satze ange-
fagt:

,Fur die Feststellung der zumutbaren Belastung
gelten die §§ 82 bis 85, 87, 88 und 92a des
Zwdlften Buches entsprechend, soweit nicht Lan-
desrecht eine andere Regelung trifft. Bei der Ein-
kommensberechnung bleiben das Baukindergeld
des Bundes sowie die Eigenheimzulage nach
dem Eigenheimzulagengesetz auBer Betracht.”

c) Die Abséatze 3 und 4 werden wie folgt gefasst:

»(3) Im Fall des Absatzes 1 Nummer 3 sind
Kostenbeitrage zu staffeln. Als Kriterien fir die
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Staffelung kdnnen insbesondere das Einkommen
der Eltern, die Anzahl der kindergeldberechtigten
Kinder in der Familie und die tagliche Betreu-
ungszeit des Kindes beriicksichtigt werden. Wer-
den die Kostenbeitrdge nach dem Einkommen
berechnet, bleibt das Baukindergeld des Bundes
auBer Betracht. Darliber hinaus kdénnen weitere
Kriterien berlicksichtigt werden.

(4) Im Fall des Absatzes 1 Nummer 3 wird der
Kostenbeitrag auf Antrag erlassen oder auf An-
trag ein Teilnahmebeitrag vom Trager der offent-
lichen Jugendhilfe Glbernommen, wenn die Belas-
tung durch Kostenbeitrdge den Eltern und dem
Kind nicht zuzumuten ist. Nicht zuzumuten sind
Kostenbeitrdge immer dann, wenn Eltern oder
Kinder Leistungen zur Sicherung des Lebensun-
terhalts nach dem Zweiten Buch, Leistungen
nach dem dritten und vierten Kapitel des Zwélften
Buches oder Leistungen nach den §§ 2 und 3 des
Asylbewerberleistungsgesetzes beziehen oder
wenn die Eltern des Kindes Kinderzuschlag ge-
maB § 6a des Bundeskindergeldgesetzes oder
Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz erhalten.
Der Trager der offentlichen Jugendhilfe hat die
Eltern Gber die Moglichkeit einer Antragstellung
nach Satz 1 bei unzumutbarer Belastung durch
Kostenbeitrdge zu beraten. Absatz 2 Satz 2 gilt
entsprechend.”

Artikel 3

Anderung des
Finanzausgleichsgesetzes

Nach § 1 Satz 20 des Finanzausgleichsgesetzes vom
20. Dezember 2001 (BGBI. | S. 3955, 3956), das zuletzt
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Dezember 2018
(BGBI. I S. 2522) geandert worden ist, wird der folgende
Satz eingeflgt:

»~Zum Ausgleich fur Belastungen der Lénder aus dem
KiTa-Qualitats- und -Teilhabeverbesserungsgesetz vom
19. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2696) und aus der An-
derung des Achten Buches Sozialgesetzbuch durch die
Artikel 1 und 2 des Gesetzes vom 19. Dezember 2018
(BGBI. I S. 2696) verringert sich der in Satz 5 genannte
Betrag flr das Jahr 2019 um 493 Millionen Euro.“

Artikel 4

Weitere Anderung des
Finanzausgleichsgesetzes

In § 1 des Finanzausgleichsgesetzes, das zuletzt
durch Artikel 3 dieses Gesetzes gedndert worden ist,
wird nach Absatz 4 folgender Absatz 5 eingefligt:

»(5) Zum Ausgleich fiir Belastungen der Lander aus
dem KiTa-Qualitdts- und -Teilhabeverbesserungsge-
setz vom 19. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2696) und
aus der Anderung des Achten Buches Sozialgesetz-
buch durch die Artikel 1 und 2 des Gesetzes vom
19. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2696) verringern sich
die in Absatz 2 genannten Betrdge fir den Bund im
Jahr 2020 um 993 Millionen Euro und in den Jahren
2021 und 2022 um jeweils 1 993 Millionen Euro; die in
Absatz 2 genannten Betrage flr die Lander erhdhen
sich entsprechend im Jahr 2020 um 993 Millionen Euro
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und in den Jahren 2021 und 2022 um jeweils 1 993 Mil-
lionen Euro.”

Artikel 5
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absatze 2
bis 4 am Tag nach der Verkiindung in Kraft.

(2) Artikel 2 Nummer 2 tritt am 1. August 2019 in
Kraft.

2699

(3) Artikel 3 tritt in Kraft, sobald in allen L&ndern
Vertrage nach Artikel 1 § 4 abgeschlossen wurden.
Der Bundesminister der Finanzen gibt den Tag des
Inkrafttretens im Bundesgesetzblatt bekannt.

(4) Artikel 4 tritt in Kraft, sobald in allen Landern Ver-
trage nach Artikel 1 § 4 abgeschlossen wurden, nicht
jedoch vor dem 1. Januar 2020. Der Bundesminister
der Finanzen gibt den Tag des Inkrafttretens im Bun-
desgesetzblatt bekannt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es
ist im Bundesgesetzblatt zu verkinden.

Berlin, den 19. Dezember 2018

Der Bundespréasident
Steinmeier

Die Bundeskanzlerin
Dr.Angela Merkel

Die Bundesministerin
far Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Dr.Franziska Giffey

Der Bundesminister der Finanzen
Olaf Scholz
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Hansestadt Wipperfirth V/2019/073/1
Der Burgermeister

BM - Ratsbiiro

Anderung der Zustandigkeitsordnung

Gremium Status Datum Beschlussqualitat
Haupt- und Finanzausschuss O 04.06.2019| Vorberatung
Stadtrat O |25.06.2019 | Entscheidung

Beschlussentwurf:

Die Zustandigkeitsordnung der Hansestadt Wipperfurth vom 07.11.2006,
zuletzt geandert durch Ratsbeschluss vom 11.12.2012, wird wie folgt gedndert:

1) 8§ 3 Ziffer 1.2.3 erhélt folgende Fassung:
1.2 Der (Haupt- und Finanz)Ausschuss entscheidet Uber

,1.2.3 die Vergabe stadtischer Auftrage bei Betragen tber 75.000€, soweit
nicht nach § 4 der Blrgermeister hierzu ermachtigt ist.”

2) 8§ 3 Ziffer 1.2.4 bis Ziffer 1.2.6 werden gestrichen.

3) § 3 ziffer 1.2.7 bis Ziffer 1.2.12 werden zu Ziffer 1.2.4 bis Ziffer 1.2.9.
4) 8§ 4 Absatz 2 Ziffer 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

(2) Im Rahmen der im Haushalt bereitgestellten Mittel ist der
Burgermeister unbeschadet der ihm durch Gesetz und Ortsrecht
Ubertragenen Aufgaben erméchtigt:

»3. Uber Stundung, Niederschlagung und Erlass von Geldforderungen zu
entscheiden.

4. Auftrage nach der Vergabe- und Vertragsordnung fir Bauleistungen (VOB),
Vergabeverordnung (VgV) oder Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) bis
zu einer Hohe von 75.000 € zu erteilen. In unbegrenzter Hohe, wenn es sich
um eine vom Rat bzw. Fachausschuss beschlossene Maflinahme handelt
und nach offenem Verfahren, 6ffentlicher Ausschreibung oder offentlichem
Teilnahme-wettbewerb an den wirtschaftlichsten Bieter vergeben werden soll.
Soll die Vergabe nicht an den wirtschaftlichsten Bieter erfolgen,



entscheidet der Haupt- und Finanzausschuss.

Der Burgermeister informiert halbjahrlich den Haupt- und Finanzausschuss
Uber die Auftragsvergaben im Wert von Gber 75.000 €.

Der Birgermeister legt je nach sachlicher Zustandigkeit dem
Stadtentwicklungs-ausschuss bzw. dem Bauausschuss jeweils in der nachsten
Sitzung eine Mitteilung Uber die Auftragsvergaben im Wert von 25.000 bis
75.000 € € vor, aus der sich der jeweilige Zeitpunkt, die Vergabeart, der
Auftragsinhalt, der Auftragnehmer sowie die Auftragssumme ergeben.”

5) 8 4 Absatz 2 Ziffer 5 wird gestrichen.

6) 8§ 4 Ziffer 6 bis Ziffer 18 werden zu Ziffer 5 bis Ziffer 17.

Finanzielle Auswirkungen:

keine

Demogqrafische Auswirkungen sowie Auswirkungen auf Inklusion:

keine

Begriindung:

I. Anderung der Zustandigkeit fiir die Vergabe stadtischer Auftrage

Bei der Evaluation des RGM wurde durch das Biro BSL Managementberatung
vorgeschlagen, dass die Entscheidung tber Vergaben im Regelfall nicht durch den
Rat/Ausschuss getroffen werden soll, sondern auf den Buirgermeister Ubertragen
werden sollte. Hintergrund hierfir ist das starre Vergaberecht, das nach Abschluss
der Vergabe im Regelfall nur eine Vergabe an den wirtschaftlichsten Bieter
vorsieht. Ausnahmen hiervon sind nur in &uf3erst begrenztem Rahmen moglich. Dies
fuhrt dazu, dass die zustandigen Ausschisse bisher praktisch keinen
Entscheidungsspielraum hatten und nur das Ergebnis der Ausschreibung ,abnicken®
mussten.

Durch die festen Fristen im Vergabeverfahren hat dies in den letzten Jahren dazu
gefuhrt, dass die Ausschisse das Ergebnis der Ausschreibungen oftmals nur per
Nachtrag oder gar als Tischvorlage erhalten haben. Auch wurden viele
Vergabeentscheidungen als Dringlichkeitsbeschluss gefasst. Die Verwaltung hat hier
einen sehr geringen Spielraum um die Zuschlags- und Bindungsfristen im
Vergabeverfahren einzuhalten. Die Vergaben genau zeitlich abpassen, damit sie mit
den Sitzungsterminen zusammenpassen, ist kaum maoglich.



Aus diesem Grund empfiehlt das Buro BSL Managementberatung grundsatzlich, die
Entscheidung Uber Vergaben nicht durch die Ausschisse treffen zu lassen, da
hier ohnehin kein Entscheidungsspielraum mehr besteht. Vielmehr sollen die
Ausschisse bzw. der Rat die Durchfihrung der MalRRnhahme und die
Rahmenbedingungen vor Beginn der Ausschreibung festlegen. Das anschliel3ende
Ausschreibungsverfahren kann dann im Rahmen der rechtlichen Vorgaben durch die
Verwaltung durchgefiihrt werden und bedarf keines Beschlusses durch ein Gremium
mehr.

Dieses Verfahren wurde auch mit der Schloss-Stadt Hiuckeswagen abgestimmit.
Insbesondere rat das Gutachten auch dazu, einheitliche Regelungen in beiden
Stadten herzustellen, um gerade fur das RGM die Arbeit zu erleichtern.

Die zustdndigen Ausschisse werden bei Vergaben, die durch die Verwaltung
durchgefuhrt wurden, Gber das Ergebnis informiert.

Diese Regelungen wurden auch im Lenkungskreis RGM angesprochen und sollen
mit gleichem

Regelungsgehalt in Wipperfurth und Hickeswagen umgesetzt

werden.

II. Anderung der Zustandigkeit fur Stundung, Niederschlagung und Erlass

In der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 04.06.2019 (TOP 1.9.2) wurde
zur Anderung des bisherigen Verfahrens bei Stundung, Niederschlagung oder Erlass
stadtischer  Forderungen  berichtet und empfohlen, hier kinftig aus
Datenschutzgriinden die Entscheidung abseits der bisherigen Wertgrenzen
ausschlief3lich dem Burgermeister zu tbertragen.

Insofern sind im Entwurf der beigefiigten Anderung zur Zustandigkeitsordnung der
Hansestadt Wipperfurth die entsprechenden Regelungen angepasst.

Im Ubrigen ist eine zwischenzeitlich eingeholte  Stellungnahme des
Datenschutzbeauftragten beim Oberbergischen Kreis zur Problematik beigefigt.

Anlagen:
Anlage 1 - Synopse

Anlage 2 - Stellungnahme Kreis
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Anlage 1

Bisherige Fassung

Entwurf der Neufassung

§3
Zustandigkeiten der Ausschisse

1. Haupt- und Finanzausschuss

1.1. Der Ausschuss bereitet die Haushaltssatzung der Stadt
vor und trifft die fur die Ausfihrung des Haushaltsplanes
erforderlichen Entscheidungen (8§ 59 Abs. 2 GO).

1.2. Der Ausschuss entscheidet tber

1.2.3. die Vergabe stadtischer Auftrage bei Betragen
Uber 75.000 €,

1.2.4. die Stundungen von Geldforderungen bei Betra-
gen Uber 25.000 €, soweit der Stundungszeitraum
Uber 6 Monate hinausgeht; Stundungen sind nur
befristet auszusprechen. Im Ubrigen sind die
Bestimmungen der Abgabenordnung Uber Stun-
dung (8 222) und Verzinsung (88 234, 238-239)
entsprechend anzuwenden,

1.2.5. die Niederschlagung von Geldforderungen bei
Betragen uber 10.000 €,

1.2.6. den Erlass von Geldforderungen der Stadt bei Be-
tragen Gber 5.000 €,

§4
Burgermeister

(1) Der Burgermeister unterrichtet die Offentlichkeit Giber alle
Angelegenheiten von allgemeinem Interesse.

§3
Zustandigkeiten der Ausschiisse

1. Haupt- und Finanzausschuss

1.1. Der Ausschuss bereitet die Haushaltssatzung der Stadt
vor und trifft die fur die Ausfuhrung des Haushaltsplanes
erforderlichen Entscheidungen (8 59 Abs. 2 GO).

1.2. Der Ausschuss entscheidet Uiber

1.2.3. die Vergabe stadtischer Auftrage bei Betragen
Uber 75.000 €, soweit nicht nach § 4 der Birger-

meister hierzu erméchtigt ist

1.2.4 gestrichen

1.2.5 gestrichen

1.2.6 gestrichen

8 3 Ziffer 1.2.7 bis Ziffer 1.2.12 werden zu Ziffer 1.2.4 bis
Ziffer 1.2.9

§4
Burgermeister

(1) Der Burgermeister unterrichtet die Offentlichkeit tber alle
Angelegenheiten von allgemeinem Interesse.




(2) Im Rahmen der im Haushaltsplan bereitgestellten Mittel ist
der Burgermeister unbeschadet der ihm durch Gesetz und
Ortsrecht Ubertragenen Aufgaben ermachtigt:

3.

Uber Stundung, Niederschlagung und Erlass von Geld-
forderungen zu entscheiden, soweit nicht der Haupt-
und Finanzausschuss zustandig ist,

Auftrage nach der VOB bis zur Hohe von 75.000 € zu
erteilen und bei notwendiger Anderung oder Erhohung
eines Auftrages -soweit keine Mehrleistungen er-
bracht werden- die Uberschreitung der Auftrags-
summe um hoéchstens 10 % zu genehmigen.
Ubersteigt im Rahmen der Durchfiihrung eines Ob-
jekts die Summe der durch den Blrgermeister erteil-
ten Auftrage fur verschiedene Einzelleistungen den
Betrag von 75.000, so hat der Birgermeister den
Haupt- und Finanzausschuss in seiner nachsten Sit-
zung Uber diese Auftragsvergaben schriftlich zu unter-
richten.

Der Bilrgermeister legt je nach sachlicher Zustandig-
keit dem Stadtentwicklungsausschuss bzw. dem Bau-
ausschuss jeweils in der ndchsten Sitzung eine Mittei-
lung Uber die Auftragsvergaben im Wert von 25.000
bis 75.000 € vor, aus der sich der jeweilige Zeitpunkt,
die Vergabeart, der Auftragsinhalt, der Auftragnehmer
sowie die Auftragssumme ergeben.

Auftrage nach der VOL bis zu einer Auftragssumme
von 75.000 € zu erteilen,

(2) Im Rahmen der im Haushaltsplan bereitgestellten Mittel ist
der Burgermeister unbeschadet der ihm durch Gesetz und
Ortsrecht tUbertragenen Aufgaben ermachtigt:

3. Uber Stundung, Niederschlagung und Erlass von Geldfor-
derungen zu entscheiden.

4. Auftrage nach der Vergabe- und Vertragsordnung fir Bau-
leistungen (VOB), Vergabeverordnung (VgV) oder Unter-
schwellenvergabeordnung (UVgO) bis zu einer Hohe von
75.000 € zu erteilen. In unbegrenzter Hohe, wenn es sich
um eine vom Rat bzw. Fachausschuss beschlossene
MaRnahme handelt und nach offenem Verfahren, 6ffent-
licher Ausschreibung oder 6ffentlichem Teilnahme-wettbe-
werb an den wirtschaftlichsten Bieter vergeben werden soll.
Soll die Vergabe nicht an den wirtschaftlichsten Bieter
erfolgen, entscheidet der Haupt- und Finanzausschuss.

Der Burgermeister informiert halbjahrlich den Haupt- und Fi-
nanzausschuss Uber die Auftragsvergaben im Wert von
Uber 75.000 €.

Der Birgermeister legt je nach sachlicher Zustandigkeit
dem Stadtentwicklungs-ausschuss bzw. dem Bauausschuss
jeweils in der n&chsten Sitzung eine Mitteilung tUber die Auf-
tragsvergaben im Wert von 25.000 bis 75.000 € vor, aus
der sich der jeweilige Zeitpunkt, die Vergabeart, der Auf-
tragsinhalt, der Auftragnehmer sowie die Auftragssumme er-
geben.”

5. gestrichen

§ 4 Ziffer 6 bis Ziffer 18 werden zu Ziffer 5 bis Ziffer 17
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Willms, Herbert

#

Von: Kaldeich, Uwe <Uwe.Kaldeich@obk.de>

Gesendet: Donnerstag, 13. Juni 2019 16:03

An: Willms, Herbert

Betreff: Datenschutz, hier: Entscheidungen tber Stundungen und

Niederschlagungen und Kontrollrechte des Rates nach §§ 41,55 GO, 30 AO

Guten Tag Herr Willms,

im meiner Funktion als Datenschutzbeauftragter fiir die Stadt Wipperfiirth kann ich mitteilen, dass die Offenlegung -
durch Ubermittlung eine Verarbeitung im Sinne von Artikel 4 der EU- Datenschutzgrundverordnung (DS-GVO)
darstellt, die einer Rechtsgrundlage bedarf.

Das OVG- Miinster hat durch Urteil vom 06.11.2018 als Rechtsgrundlage fiir die Dateniibermittlung, bzw. fiir die
Akteneinsicht in die Gewerbesteuerakten die Vorschrift des § 55 Gemeindeordnung (GO) verneint. Das

* Steuergeheimnis nach § 30 Abgabenordnung (AO) steht dem Recht auf Akteneinsicht entgegen, da ein zwingendes
Offentliches Interesse des Rates als Kontrollgremium fiir die Kontrolle des BM und der Verwaltung nicht besteht.

Die Leitsidtze des OVG- Miinster kénnen nach meiner Auffassung auch entsprechend auf den Sachverhalt der
Stundungs-, Niederschlagungs- und Erlassangelegenheiten der stddtischen Forderungen libertragen werden, da
diese Sachverhalte die Beitrags-, Gebiihren- und Steuerangelegenheiten betreffen.

Dies bedeutet im Ergebnis, dass der Rat der Stadt Wipperfiirth zur Vermeidung der Offenlegung der
personenbezogenen Schuldnerdaten die Entscheidung liber Stundung, Niederschlagung und Erlass auf den
Biirgermeister tibertragen kann. (§ 41 Absatz 2 GO)

Nach meiner Auffassung werden hierdurch weder die Vorschriften des § 23 GemHVO noch die Kontrollrechte des
Rates nach § 55 GO verletzt.

Mit freundlichem GruB
Im Auftrag

gez.
Uwe Kaldeich

SR

ik

S OBERBERGISCHER KREIS
DER LANDRAT

Datenschutzbeauftragter
Augustastr. 12

51643 Gummersbach
Tel: 02261/88-1287
Fax: 02261/88-972 1288
uwe.kaldeich@obk.de
http://www.obk.de
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Hansestadt Wipperfirth V/2019/094
Der Burgermeister

| - Schule

BM - Organisation
Il - Finanzservice

Tragerschaft der schulischen Betreuungsmalinahmen

Gremium Status Datum Beschlussqualitat
Ausschuss fur Schule und Soziales O 19.06.2019 | Vorberatung
Stadtrat O |25.06.2019 | Entscheidung

Beschlussentwurf:

Die Verwaltung wird beauftragt, die Vergabe der Betreuungsmaflinahme offene Ganz-
tagsschule sowie der verlasslichen Grundschule (Schule von 8-1) am Stadt. Kath.
Grundschulverbund St. Antonius als auch an der Nikolausschule — Stadt. Verbundschu-
le unter Berucksichtigung der Richtlinien der Hansestadt Wipperfirth tber Malinahmen
der Schulkindbetreuung im Primarbereich (OGS) ab dem Schuljahr 2020/2021 EU-weit
auszuschreiben. Das Verfahren ist zeithah zu starten, so dass ein neuer Trager der
MalRnahmen bis zum Ende des Jahres 2019 feststeht. Die finanziellen Mittel sind ab
dem Haushaltsjahr 2020 bereitzustellen.

Finanzielle Auswirkungen:

Die Kosten, die bei einer EU-weiten Ausschreibung entstehen werden, kdnnen derzeit
noch nicht genau beziffert werden. Es ist allerdings davon auszugehen, dass sich die
Kosten im Vergleich zu den derzeitigen Kosten u. a. auf Grund von tariflichen Anpas-
sungen erhéhen werden.

Zur Refinanzierung werden Landesmittel und Elternbeitrage in Héhe von derzeit ca.
500.000 € eingesetzt.

Demografische Auswirkungen sowie Auswirkungen auf Inklusion:

-keine-

Begrindung:

Wie bekannt, hat die Stiftung St. Josef die Tragerschaft der OGS Betreuung und ver-
lasslichen Grundschule (Schule von 8-1) sowohl am Stadt. Kath. Grundschulverbund



St. Antonius als auch an der Nikolausschule — Stadt. Verbundschule zum Ende des
Schuljahres 2019/2020 gekundigt.

Im Ausschuss fiir Schule und Soziales am 27.03.2019 wurde beschlossen, kurzfristig zu
prufen, ob die Betreuungsmaflinahmen Offene Ganztagsschule sowie der verlasslichen
Grundschule (Schule von 8-1) am Stadt. Kath. Grundschulverbund St. Antonius als
auch an der Nikolausschule — Stadt. Verbundschule unter Bertcksichtigung der Richtli-
nien der Hansestadt Wipperftirth tber MaBhahmen der Schulkindbetreuung im Primar-
bereich (OGS) ab dem Schuljahr 2020/2021 in stadtischer Tragerschaft zu fihren mog-
lich ist bzw. ob eine EU-weite Ausschreibung erfolgen soll.

Um den o. g. Sachverhalt zu klaren, hat sich die Verwaltung hierzu anwaltliche Unter-
stitzung geholt. Aus der Stellungnahme der Rechtsanwalte Lenz und Johlen geht her-
vor, dass eine Ubernahme der beiden BetreuungsmafRnahmen durch die Hansestadt
Wipperfurth, wenn tberhaupt, nur durch eine Anderung der Satzung der Hansestadt
Wipperflrth Uber die Erhebung von Elternbeitragen im Rahmen der ,,Offenen Ganztags-
schule® moglich ware.

Gem. 8 1 Abs. 1 der Satzung der Hansestadt Wipperfurth Gber die Erhebung von ElI-
ternbeitragen im Rahmen der ,Offenen Ganztagsschule® in Verbindung mit dem Kom-
munalen Rahmenkonzept zur Offenen Ganztagsschule im Primarbereich (OGS) ist die
Hansestadt Wipperfurth Trager der Offenen Ganztagsschule. Auf Grundlage eines ge-
meinsam mit der Schule und dem jeweiligen Kooperationspartner erstellten Konzepts
werden Angebote im Rahmen der Offenen Ganztagsschule vorgehalten. Der Koopera-
tionspartner fuhrt diese Angebote auf der Grundlage dieses Konzepts in eigener Ver-
antwortung durch. Das Konzept sieht unter 1.2 vor, dass sich die Hansestadt Wipper-
furth zur Ausgestaltung des aulRerunterrichtlichen Angebotes eines Tragers bedient.

Im Weiteren sind die Bestimmungen des 8§ 4 Il SGB VIIlI zu beachten, wonach die 6f-
fentliche Jugendhilfe von eigenen MalRnahmen absehen soll, wenn die Einrichtungen
von anerkannten Tragern der Jugendhilfe betrieben werden kénnen. Dies ist zweifelsfrei
bei der OGS Tréagerschaft der Fall. Somit ist die Hansestadt Wipperfurth nicht ohne
Weiteres berechtigt, die Aufgabe des aul3erunterrichtlichen Angebotes im Rahmen der
OGS an sich zu ziehen. Die Hansestadt Wipperfurth ist gehalten, eine Prufung vorzu-
nehmen, ob geeignete anerkannte Trager der freien Jugendbhilfe fiir die Ubernahme des
aulRerunterrichtlichen Angebotes zur Verfigung stehen. Dies lauft letztlich auf eine
,Markterkundung“ hinaus. Diese Markterkundung wird ergeben, dass freie Trager be-
reitstehen, die die Aufgabe der OGS Tragerschaft sowie der verlasslichen Grundschule
(Schule von 8-1) in einer qualifizierten Form erfullen. Als Nachweis, dass freie Trager
zur Verfiigung stehen, ist die Vergabe der OGS Tragerschaft fir den Stadt. Okumeni-
schen Grundschulverbund, Teilstandort EGS Albert Schweitzer, zu nennen. Das im
Rahmen einer freihandigen Vergabe durchgefiihrte Verfahren im Jahr 2018 hat gezeigt,
dass mehrere freie Trager zur Verfligung stehen. Zudem haben bereits bekannte Tra-
ger der freien Jugendhilfe Interesse an der Ubernahme der schulischen Betreuungs-
mafinahmen bekundet.

Unterstellt man, dass die Hansestadt Wipperfirth nachweisen kann, dass keine geeig-
neten Trager der freien Jugendhilfe zur Verfigung stehen, das aulRerunterrichtliche An-
gebot zu iibernehmen, ware eine Ubernahme der Tragerschaft durch die Hansestadt
Wipperfurth moglich. Dann wirde ein Betriebstuibergang nach 8§ 613 a BGB stattfinden
bei dem Arbeitsverhaltnisse zwischen den bisherigen Bediensteten und der Hansestadt
Wipperfurth entstehen.



Die Personalkosten fiir das Personal der 8-1 Betreuung hatten zudem erhebliche Aus-
wirkungen auf die Elternbeitrage fur diese Betreuungsmal3nahme.

Im Weiteren wiirden die Arbeitsverhaltnisse bzw. die Personaliibernahmen einen erh6h-
ten Personalbedarf innerhalb der Verwaltung auslésen, der zusatzliche Personalkosten
nach sich ziehen wirde.

Im Vertretungsfall, z. B. auf Grund von Krankheit einer OGS Mitarbeiterin, kann nicht
so schnell mit qualifiziertem Personal ausgeholfen werden, da der Hansestadt Wipper-
furth hierfur kein Personalpool zur Verfligung steht.

Aufgrund der oben aufgefihrten rechtlichen und auch wirtschaftlichen Aspekte, beab-
sichtigt die Hansestadt Wipperfurth im Rahmen einer EU-weiten Ausschreibung die
Vergabe des Auftrages an einen anerkannten Trager der freien Jugendhilfe, der auf-
grund der fachlichen und personellen Voraussetzungen erwarten lasst, imstande zu
sein, das qualitativ hochwertige Betreuungsangebot anhand der Richtlinien der Hanse-
stadt Wipperfurth Gber die Mal3Bhahmen der Schulkindbetreuung im Primarbereich fir
die Hansestadt Wipperfurth zu erbringen.

Das Verfahren soll mit einem Teilnahmewettbewerb gem. § 119 GWB (Gesetz gegen
Wettbewerbsbeschrankungen) i.V.m. den 88 14 und 17 VgV (Vergabeverordnung) ab
01.07.2019 gestartet werden. Im Rahmen des Teilnahmewettbewerbs besteht so die
Mdoglichkeit bereits im Vorfeld bestimmte Kriterien wie z. B. Referenzen, Erfahrungen in
der Betreuungsarbeit im Primarbereich vorzugeben und in der anschlie3enden Auswer-
tung zu prufen und mégliche Anbieter auszuloten. Diese werden nachfolgend um Abga-
be eines Angebotes unter Bertcksichtigung des erstellten Leistungsverzeichnisses und
der entsprechenden Wertungsmatrix aufgefordert. Nach Angebotswertung erfolgt die
Konzeptvorstellung des Tréagers.

Dabei ist folgende Zeitabfolge zu beachten:

sfertigen
sstarten A sTeilnehmer 70Tl und
us- ]
~  einstellen
sca. 4 wertung [ 2 Wertungs
Wochen Wochen matrix *ca.?2

Wochen

*mit
Konzept- Schulleitung
vor- und Schul-

stellung pflegschaft
sca. 2 Wochen

Angebots- egem. LV

an- *ca. 4
forderung Wochen

Angebots- ca. 4
wertung Wochen

Wie aus dem o. g. Zeitablauf ersichtlich, kébnnte demnach voraussichtlich eine Zu-
schlagserteilung im Haupt- und Finanzausschuss am 19. November 2019 erfolgen.

Das Leistungsverzeichnis sowie die Wertungsmatrix liegen im Entwurf vor. Im Leis-
tungsverzeichnis finden die Richtlinien der Hansestadt Wipperfirth Uber die Mafl3nah-



men der Schulkindbetreuung im Primarbereich sowie das Kommunale Rahmenkonzept
Bertcksichtigung. Das Leistungsverzeichnis und die Bewertungsmatrix wurden auf
Grund der OGS Ausschreibungserfahrungen anderer Kommunen in NRW gefertigt. Das
Leistungsverzeichnis befindet sich derzeit noch in anwaltlicher Prtfung.

Auch die Ideen der Schulleitungen und der OGS Leitungen sollen im Nachgang zu die-
ser Ausschusssitzung noch eingebracht werden.

Eine Verpflichtung zur Personaliibernahme als Betriebsiibergang nach § 613 a BGB bei
einem Ausschreibungsverfahren mit den vergaberechtlichen Bestimmungen nach Aus-
kunft des Rechtsanwalts nicht vereinbar. Das Leistungsverzeichnis beinhaltet aber den
Wunsch, das vorhandene Personal zu tUbernehmen. Auch missen fur alle OGS-
Mitarbeiterinnen sowie der Mitarbeiterinnen der verlasslichen Grundschule (Schule von
8 — 1) neue Arbeitsvertrage abgeschlossen werden.

Bereits interessierte Trager haben aber schon die Bereitschaft signalisiert, das vorhan-
dene Personal zu tbernehmen.
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Hansestadt Wipperfirth A/2019/203
Der Burgermeister

Il - Fachbereich Il (Planen, Bauen und Umwelt)

Antrag zum ,integrierten Klimaschutzkonzept der Hansestadt Wipperfirth,,
(IKSK) der Fraktion BUNDNIS 90 / Die Griinen vom 10.06.2019

Gremium Status Datum Beschlussqualitéat

Stadtrat O |25.06.2019 | Entscheidung

Stellungnahme der Verwaltung:

In Ihrem Antrag vom 10.06.2019 erklart die Fraktion BUNDNIS 90 / Die Grunen ihre
Unzufriedenheit dariber, dass das im Jahr 2013 beschlossene Klimaschutzkonzept
noch nicht umgesetzt worden ist. Die Stadtverwaltung wird aufgefordert, bis zum
Jahresende in die Umsetzungsphase zu gelangen, notfalls auch ohne
Klimaschutzmanager. Darlber hinaus sollen EinzelmalRnahmen sofort umgesetzt
werden, gegebenenfalls auch unter Beauftragung Dritter.

Der Stadtverwaltung wie auch dem Rat der Hansestadt Wipperflrth ist sehr an einem
aktiven und bestmdglichen Beitrag zum Klimaschutz gelegen. Dieser sollte primar durch
die Umsetzung des stadtischen Klimaschutzkonzeptes und der zugrundeliegenden
Inhalte geleistet werden. Zugleich muss - vor dem Hintergrund des vorliegenden
Antrags der Fraktion BUNDNIS 90 / Die Griinen - darauf hingewiesen werden, dass
eine sofortige Umsetzung des Klimaschutzkonzeptes ohne das hierfur erforderliche
Personal - aufgrund fachlicher und arbeitskapazitativer Restriktionen - nicht leistbar ist.
In den vergangenen zwei Jahren hatte die Stadtverwaltung die Stelle des
Klimaschutzmanagers bereits zweimal besetzt. Allerdings haben beide Stelleninhaber
die Hansestadt Wipperfurth nach wenigen Monaten wieder verlassen. Durch das letzte
Ausschreibungsverfahren und die durchgefiihrten Vorstellungsgesprache liel3 sich kein
geeigneter Kandidat fur die Stelle des Klimaschutzmanagers ermitteln, so dass derzeit
die Dbetreffende Stelle erneut ausgeschrieben wordenist. Die erneuten
Auswahlgesprache sind fur den 04.07.2019 angesetzt, so dass bis zur Sitzung
des Stadtrates noch keine Informationen {ber eine Besetzung der Stelle des
Klimaschutzmanagers gegeben werden kénnen. Da die Ausschreibungsunterlagen Im
Rahmen der aktuellen Bewerbungsrunde zusatzlich auf diversen fachspezifischen
Plattformen veroffentlicht worden sind, ist die Stadtverwaltung optimistisch, die Stelle
zeitnah adéaquat besetzen zu kdnnen.

Inhaltlich wurde das Integrierte Klimaschutzkonzept im Ausschuss fiir Stadtentwicklung
und Umwelt behandelt. Da wie oben beschrieben eine Besetzung der Stelle bevorsteht,
schlagt die Stadtverwaltung vor, diesen Antrag im nachsten Ausschuss fur
Stadtentwicklung und Umwelt am 25.09.2019 zu behandeln.



Beschlussentwurf:

Der Antrag wird gemall 8 16 Abs. 2 c) der Geschéftsordnung zur weiteren
Beratung an den fachlich zustandigen Ausschuss fir Stadtentwicklung und
Umwelt verwiesen.

Anlagen:

Antrag zum ,Integrierten Klimaschutzkonzept der Hansestadt Wipperfurth® (IKSK) der
Fraktion BUNDNIS 90 / Die Griinen vom 10.06.2019



BUNDNIS 90
DIE GRUNEN

BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN, WIPPERFURTH BUNDNIS _90/ DIE GRUNEN
WIPPERFURTH
Blrgermeister Sprecher der Fraktion

Christoph Goller
Michael von Rekowski

Berghof 5a

51688 Wipperfirth

Tel: 02267-1346

Mobil 0163-6141252

christoph-goller@web.de

Wipperfurth, 10. Juni 2019

Antrag zum ,,Integrierten Klimaschutzkonzept der Hansestadt Wipperfurth® (IKSK)
zur Ratssitzung am 25. Juni 2019

Sehr geehrter Herr Blirgermeister von Rekowski,
hiermit beantragt die Fraktion Buindnis 90/DIE GRUNEN:

1.) Der Rat der Stadt Wipperfirth besteht auf der Umsetzung des einstimmig beschlossenen
Klimaschutzkonzepts von 2013 und fordert die Verwaltung auf, bis zum Ende des Jahres
2019 in die Umsetzung zu gelangen. Notfalls auch ohne Klimaschutzmanager!

2.) Der Rat der Stadt Wipperfiirth beschlie3t aufgrund der Schwierigkeiten bezlglich der Be-
setzung der Stelle des Klimaschutzmanagers die sofortige Umsetzung folgender Teil-
maflnahmen aus dem bereits beschlossenen Klimaschutzkonzept:

Malnahme 1-06 Energieprojekte mit und fiir Schulen ,Wipperfurther KlimaKids*
Seite 60 und 61 im IKSK
Malnahme 2-03 Stromsparinitiativen fir offentliche Liegenschaften
Seite 65 im IKSK
MalRnahme 3-05 Solarenergie auf Wipperflirther Dachern
Seite 73 und 74 im IKSK
MafRnahme 4-03 Mobilitéatskonzept fir Wipperfirth
Seite 79 und 80 im IKSK
Begrindung:

Der Rat der Stadt hat 2013 nach intensiver Vorarbeit mit vielen Akteuren das integrierte Kli-
maschutzkonzept fir die Hansestadt Wipperfirth einstimmig beschlossen. Der Blrgermeis-
ter hat stets fur die Umsetzung von notwendigen Maf3nahmen geworben. Auf die Umsetzung
warten die Blrgerinnen und Blrger der Stadt, beinahe ergebnislos, bis heute. Der Rat der
Stadt erklart seine Unzufriedenheit mit dieser Situation. Die Besetzung der Stelle des Klima-
schutzmanagers ist in vielen Punkten wichtige Voraussetzung fur die Umsetzung der be-
schlossenen Handlungsfelder und MalRhahmen. Die davon betroffenen stadtischen Pflicht-
aufgaben muissen endlich, unabhéngig von der Besetzung einer neuen Stelle, abgearbeitet
und durchgefiihrt werden. Fehlendes Knowhow ist einzukaufen. Der Vermdgenserhalt und
der effiziente Umgang mit Energie und den Ressourcen sind laufende Verpflichtung der
Verwaltung!!



Die unter 2.) genannten Mafnahmen sind zum einen ohnehin Verpflichtung der Verwaltung
(2-03 und 4-03) und in Teilen an anderer Stelle schon in den Focus genommen (4-03) wor-
den. Die Stadt Wipperfirth hat eine besondere Verantwortung gegenuber ihren jungen Bir-
gerinnen und Birgern. Die ,Fridays for Future® Bewegung ist laut uns fordernd. Daher mus-
sen Schulen und ggfs. auch Kindergarten fir das Thema Energie sensibilisiert und mitge-
nommen werden (1-06). Die Schulen haben eine Mitverantwortung gegentber den Schile-
rinnen und Schilern und der Bevolkerung insgesamt eine zukunftsfahige Gesellschaft zu
bilden. Wirtschaftspolitisch ist die Nutzung der erneuerbaren Energien fur Wipperfurth und
die Region vorteilhaft. Kompetente Ansprechpartner sind vor Ort ansprechbar.

Mit freundlichen GriRRen

Christoph Goller
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Hansestadt Wipperfirth M/2019/449
Der Burgermeister

Il - Finanzservice

Bericht tUber die Ausfiihrung der Haushaltsbeschlisse 2013 und 2016 - 2019
aufgrund von Fraktionsantragen

Gremium Status Datum Beschlussqualitéat
Stadtrat O |25.06.2019 | Kenntnisnahme

In der Anlage wird zum Umsetzungsstand der Haushaltsbeschlisse 2013 und 2016 bis
2019 berichtet.

Anlage:

Bericht tGber die Ausfihrung der Haushaltsbeschliisse des Rates
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Anlage zu M/2019/1.8.1
Sitzung des Rates am 25.06.2019

Bericht Uber die Ausfuhrung der Haushaltsbeschlisse 2013 und 2016 - 2019

aufgrund von Fraktionsantragen

Lfd. Nr. / )
HH-Jahr Beschlusstexte Haushaltsbeschlisse
p/2013 | patenschaften fiir 6ffentliche Griinanlagen:

Fur die offentlichen Grinanlagen werden Paten gesucht (Ausschreibung),
die diese pflegen und gestalten dirfen / sollen. Den pflegenden
Unternehmen, Vereinen etc. ist eine angemessene Werbung auf den
Objekten zu erméglichen.

Stellungnahme der Verwaltung:

- verbleibt in der Beschlusskontrolle - Die Suche nach Griinflachenpaten ist
laufende Aufgabe der Verwaltung. Aktuell bestehen weiter 29 aktive Paten-
schaften. Das Thema bleibt, wie in der Ratssitzung vom 11.12.2013 (TOP
1.8.2) zugesagt, weiter in der Haushaltsbeschlusskontrolle, da es sich um
einen dauerhaften Prozess handelt. In den Sitzungen des Bauausschusses
wird bei Bedarf berichtet.

9/2016

Sanierungskonzept Gebaude

Das Regionale Gebaudemanagement wird beauftragt, bis zur
Sommerpause 2016 dem Fachausschuss ein Konzept zur Sanierung der
stadtischen Gebaude vorzustellen. Insbesondere sind in dem Konzept die
Sanierungen nach Kurz-, Mittel- und Langfristigkeit aufzulisten, sowie die
finanziellen Auswirkungen. Ebenso sollten die zukinftigen Einspar-
potenziale, wie z.B. Energiekosten, aufgefiihrt werden.

Auch ist dabei aufzuzeigen, wie MalRhahmen des gtiltigen Klimaschutz-
konzeptes in die Umsetzung einbezogen werden kdonnen.

Stellungnahme der Verwaltung:

- noch nicht erledigt - Das Thema wird im Rahmen der Umsetzung des
inzwischen vorliegenden Gutachtens zum Regionalen Gebdudemanage-
ment aufgegriffen und behandelt.

r/2016

ErschlieBung Klingsiepen

Position 5000095: Erschliefung Gewerbeflachen Klingsiepen. Dieses Pro-
jekt soll vorgezogen und beschleunigt vorangetrieben werden. Es tragt
dazu bei, die kunftigen Steuerertrage der Stadt zu verbessern und damit
den Haushalt nachhaltig zu konsolidieren.

Stellungnahme der Verwaltung:

-noch nicht erledigt- Die Verwaltung befindet sich weiter in
Sondierungsgesprachen mit den dortigen Grundstickseigentimern,
sondiert aber fortlaufend auch andere mdgliche Flachenausweisungen.




b/2017

Wohnbau- und Gewerbeflachenentwicklung

Die Verwaltung stellt dem Ausschuss fir Stadtentwicklung und Umwelt vor,
wie die derzeitige Verfugbarkeit fir Gewerbeflachen und Flachen flr
Wohnungsbau ist. Ebenfalls wird die Verwaltung beauftragt, dem
Ausschuss vorzustellen, wo Flachen fir Gewerbe und Wohnungsbau
zukunftig erschlossen und angeboten werden kdénnen.

Perspektiven der Wohnbau- und Gewerbeflachenentwicklung (mit Hilfe
privater Investoren / hierzu konnte auch die WEG zahlen) sind aufzuzeigen.
Die Verwaltung legt in einem ersten Schritt dem Ausschuss fur
Stadtentwicklung und Umwelt einen Bericht vor, der die aktuellen real
verfugbaren Bauflachen a) fur Wohnungsbau b) fir Gewerbe und Industrie
dokumentiert.

In einem weiteren Schritt sind im ASU Flachenpotentiale, die sich aus dem
gultigen FNP ergeben und die Beschlusslage zur Gewerbeflachen-
konferenz bertcksichtigt, zu identifizieren (kurz-mittel-langfristig) und mit
Lage und GroRRe (brutto und netto Baulandflache) zuné&chst in nicht-
offentlicher Sitzung zu erlautern. Stadtische Eigenflachen wie eventuell zu
erwerbende Flachen sind zu bericksichtigen.

Der beschlossene Auftrag zur Erstellung eines Konzeptes Sozialer
Wohnungsbau in und fur Wipperfirth ist in diesem Zusammenhang mit zu
erarbeiten. Die Stadt ist hier in erster Linie als Koordinator, denn als Investor
zu verstehen. Was kann mit wem, wo mdglicherweise realisiert werden?
Akteure des sozialen Wohnungsbaus (Banken, Baugenossenschaften etc.)
Die unter 1.001.03 RGM 5000048 Grundstlcksverkaufe angedachten
Verauf3erungen von Immobilien sind in dieses Konzept einzubeziehen.
(Ratsbeschluss 1 - 2016).

Die Verwaltung wird beauftragt, ein Konzept fir die systematische
Bevorratung von Grundsticken zum Zweck der Gewerbe- und
Wohnflachenentwicklung zu erarbeiten. Dabei sind auch Tausch- und
Ausgleichsflachen zu beriicksichtigen. Der Verwaltung wird aufgetragen,
regelmaRig im Fachausschuss zu berichten. Dabei sollen konkrete Objekte
vorgestellt und Finanzierungsmaoglichkeiten aufgezeigt werden.

Stellungnahme der Verwaltung:

- noch nicht erledigt - Die stadtische WEG mbH und der Fachbereich II
(Planen, Bauen, Umwelt) sind intensiv mit dem Thema befasst und
berichten in den zustandigen Gremien, Aufsichtsrat und Planungs-
ausschuss.

9/2017

Regionales Gebaudemanagement

Die Verwaltung wird beauftragt, das Auftragnehmer- und Auftraggeber-
verhaltnis zwischen Hansestadt Wipperfirth und RGM als Dienstleister fur
die Stadt zu prufen und konkretisieren.

Ab sofort soll bei Gro3projekten (Baumalinahmen) ab 0,5 Mio. Euro Kosten
eine Projektkoordination erfolgen, um die Erfullung der vereinbarten
Dienstleistungen durch das RGM fir den Eigentimer und Bauherrn (also
die Stadt) und den Nutzer des jeweiligen Objektes (z.B. Schule) zu
verbessern bzw. erstmalig zu ermoglichen.

Bei kleineren Auftragen (Reparaturen etc.) soll bis Sommer 2017 ein
Auftragsverwaltungssystem durch das RGM etabliert werden, damit




Eigentimer und Nutzer der Immobilien (Auftraggeber) zeitnah tber den
Stand der jeweiligen MalRnahme des RGM informiert sind.

Stellungnahme der Verwaltung:

- noch nicht erledigt - Das Thema wird im Rahmen der Umsetzung des
inzwischen vorliegenden Gutachtens zum Regionalen Gebaudemanage-
ment aufgegriffen und behandelt.

h/2018

Schnellbusverbindung Wipperfurth/Dellbriick/Bergisch Gladbach

Der Rat der Stadt Wipperfurth sieht in der Regionale 2025 auch fur die Stadt
eine gute Mdglichkeit die Mobilitat fur die Blrgerinnen und Bulrger unserer
Stadt zu verbessern. Als eine denkbare MobilitAtsmaRnahme wird
Wipperfurth  im ,Regionaleprozel3* eine Schnellbusverbindung von
Wipperfurth zur S-Bahnverbindung von Dellbriick oder Bergisch-Gladbach
nach Kéln in 2018 erdrtern und schriftlich einbringen.

Stellungnahme der Verwaltung:

- noch nicht erledigt - Die Verwaltung steht diesbeziglich noch in der
Abstimmung mit dem Rheinisch-Bergischen Kreis. Kosten sind ermittelt,
Kontakt mit der Regionale-Agentur in Bergisch Gladbach zwecks
Projekteinreichung fir die Regionale ist aufgenommen.

a/2019

Raumkonzept Verwaltung und Schulen

Die Verwaltung wird beauftragt, dem Haupt- / Finanzausschuss und dem
Rat bis zu seiner Sitzung am 25.06.2019 ein ganzheitliches Raumkonzept
fur die Verwaltung und die stadtischen Schulen vorzulegen. Dieses
beinhaltet folgende Aspekte:

a.) Matrixtbersicht aller stadtisch genutzter Immobilien.

b.) Darstellung der Mietobjekte inkl. Miete, Nutzung und Laufzeit bzw.
frihestmdglichem Kindigungszeitpunkt.

c.) Welchen Raumbedarf gibt es in den jeweiligen Fachbereichen?

d.) Kostenubersicht inkl. Mieten, Sanierungskosten, Unterhalt, etc.

e) Der Bedarf einer neuen RA&aumlichkeit fir die Bucherei wird im
beantragten Raumkonzept gepruft.

f.) Das Gebaude ,Alte Post in der Bahnstral3e wird in das Konzept mit
aufgenommen.

g.) Aspekte der Digitalisierung, EGovernment, Home Office etc. sind dabei
fur die einzelnen Standorte der Verwaltung ebenso zu berlcksichtigen, wie
der Aspekt der Konzentration von Verwaltungsbereichen zum Beispiel in
einem technischen Rathaus.

h.) Aspekte des kurz- und mittelfristigen Sanierungsbedarfs (mit
Kostenschatzungen) stadtischer Immobilien sind in diesem Zusammen-
hang zu aktualisieren und zu berichten.

I.) Es wird auch tUber den aktuellen Stand der Immobilie ,ehemalige Schule
in Ohl* berichtet.

Stellungnahme der Verwaltung:

- noch nicht erledigt - Im Haupt- und Finanzausschuss am 4. Juni 2019
(TOP 1.9.4) hat die Verwaltung umfangreiches Datenmaterial zu den
stadtischen Liegenschaften vorgelegt. Die assmann GmbH hat Uber die




Erstellung eines ganzheitlichen Raumkonzeptes referiert. Es steht dazu
die Beratung und Beschlussfassung in der heutigen Ratssitzung an.

b/2019

Stellenbemessung Regionales Gebaudemanagement

Die Verwaltung wird beauftragt, darauf einzuwirken, dass die Stellen “Leiter
des Regionalen Gebdudemanagements” und “stellvertretende Leitung des
Regionalen Gebaudemanagement” zukinftig jeweils als 100%ige Stellen
bemessen werden.

Stellungnahme der Verwaltung:

- noch nicht erledigt - Das Thema wird im Rahmen der Umsetzung des
inzwischen vorliegenden Gutachtens zum Regionalen Gebaudemanage-
ment aufgegriffen und behandelt.

c/2019

Breitbandausbau

Die Verwaltung wird beauftragt, bis zur Sitzung des Ausschusses
Stadtentwicklung und Umwelt am 12.06.2019 aufzuzeigen, wie die weiteren
Schritte fur den Breitbandausbau in Wipperfurth sein werden. Hierbei sind
folgende Punkte zu berucksichtigen:

a.) Wie ist die weitere kommunale Breitbandstrategie?

b.) Was passiert nun mit den Anschliissen zwischen 30 Mbit/s und 50
Mbit/s?

c.) Wann erhalt Wipperfirth ein flaichendeckendes, breitbandiges Mobil-
funknetz?

Weiterhin wird die Verwaltung die grol3tmogliche Transparenz fur die
Wipperfirther Birgerinnen und Burger schaffen, damit jedermann sehen
kann wann, was und wie angedacht und umgesetzt wird.

Stellungnahme der Verwaltung:
- noch nicht erledigt - Es wird auf den Sachstandsbericht im Ausschuss fur
Stadtentwicklung und Umwelt am 12.06.2019 (TOP 1.9.6) verwiesen.

d/2019

MalRnahmenplan Einzelhandelsgutachten

Die Verwaltung wird beauftragt, dem Fachausschuss fur Stadtentwicklung
und Umwelt bis zu seiner Sitzung am 12.06.2019 einen Maflinahmenplan
vorzustellen, wie das weitere Vorgehen mit den Ergebnissen aus dem
Einzelhandelsgutachten aussieht:

a. Was wurde, seit der Vorstellung des Gutachtens am 16.11.2018, seitens
der Verwaltung unternommen?

b. Gibt es bereits Ergebnisse oder eine konzeptionelle Zukunftsplanung?

Stellungnahme der Verwaltung:

- noch nicht erledigt -

In dem Einzelhandelskonzept von 2018 wurden einige Handlungs-
empfehlungen ausgesprochen. Aufgrund der aktuellen, personellen
Situation konnten diese erst zum Teil aufgenommen und bearbeitet werden.
. Sortimentsliste

Die aktualisierte Sortimentsliste wurde im Ausschuss fur Stadtentwicklung
und Umwelt am 05.12.2018 verabschiedet.

. Bebauungsplan Innenstadt




Der B-Plan fur die Innenstadt befindet sich in Aufstellung und wurde im
Ausschuss fur Stadtentwicklung und Umwelt am 12.06.2019 vorgestellt.

. Gestaltungsleitfaden

Der Gestaltungsleitfaden wurde ebenfalls im Ausschuss fur Stadt-
entwicklung und Umwelt am 12.06.2019 vorgestellt. Ziel ist es den
Gestaltungsleitfaden im 3. Quartal 2019 zu verabschieden. An den
Gestaltungsleitfaden ist das Haus- und Hofprogramm gekoppelt, das
Fassadenverschonerungen bzw. -erneuerungen férdert. Dies tragt zur
Attraktivitdt der Innenstadt bei. Die ersten Anfragen von Hauseigentiimern
liegen bereits vor.

. Organisierter Handel/ ESW

Der ESW hat bereits im Jahr 2018 seine Tatigkeit komplett eingestellt.
Leider ist es nicht gelungen, eine Nachfolgeregelung fiir den aktuellen
Vorstand zu finden. Seitens des ESW-Vorstandes gibt es auch keinerlei
Signale, dass diese ihre Tatigkeit wiederaufnehmen.

Aufgrund dieser unbefriedigten Situation hat die WEG / Wirtschafts-
forderung im letzten Jahr die Organisation der verkaufsoffenen Sonntage,
sowie der Weihnachtsbeleuchtung Ubernommen. Momentan zeichnet es
sich ab, dass dies auch in 2019 der Fall sein wird.

Aktuell finden Gesprache mit engagierten Handlern und Unternehmern
statt, die eine neue Organisation, als Nachfolge fur den ESW, auf den Weg
bringen mochten. Hierbei soll es sich nicht alleine um eine neue
Handlergemeinschaft handeln, sondern es sollen alle Akteure, wie Einzel-
handler, Dienstleister, Gastronomen und Unternehmer eingebunden
werden. Ziel ist es, die neue Organisationsform bis 01.01.2020 ins Leben
gerufen zu haben. Die Mitarbeiter des Stadtmarketings stehen den
Organisatoren beratend zur Seite.

Nach Einfuhrung der neuen Organisation wird die gemeinsame Umsetzung
der weiteren Handlungsempfehlungen in Angriff genommen.

e/2019

Reqgionale 2025

Die Verwaltung wird beauftragt, bis zur ndchsten Sitzung des Ausschusses
fur Stadtentwicklung und Umwelt (ASU) am 28.3.2019 aufzuzeigen wie man
mit dem Thema Regionale 2025 umgehen wird. Folgende Punkte sollten im
ersten Schritt angezeigt werden:

a) welche Themenbereiche hat die Verwaltung bereits zur Regionale 2025
angemeldet

b) welche Themenbereiche hat die Verwaltung vorgesehen und wann
werden diese Themen im Fachausschuss zur Beratung vorgelegt?

Als konkretes Projekt soll die Stadt Wipperfurth die seit langem angedachte
Weiterfuhrung der S-Bahn Koéin-Bergisch Gladbach, tber Kirten nach
Wipperfurth, aktiv unterstiitzen. Der Rheinisch-Bergische Kreis und die
Kommunen Bergisch Gladbach und Kirten sind hier bereits aktiv geworden.
Die Verwaltung wird aufgefordert, kurzfristig die entsprechenden Kontakte
aufzunehmen und hieriiber zu berichten. Der Oberbergische Kreis muss
ebenfalls eingebunden werden.

Stellungnahme der Verwaltung:
- erledigt - Siehe Mitteilung unter TOP 1.9.5 fir den Ausschuss flr
Stadtentwicklung und Umwelt zur Sitzung am 28.03.2019.




/2019

Nutzungs- / Wirtschaftskonzept Stadtblcherei, Ansatzsperre

Die Mittel Uber 57.000,- werden zugunsten des Ausschuss
Sport/Freizeit/Kultur und des Haupt- und Finanzausschuss gesperrt.
Grundlage einer Entscheidung muss ein umfassendes Nutzungs-
Wirtschaftskonzept der Biicherei an einem neuen Standort ebenso sein, wie
die Darstellung samtlicher Kosten, die mit einem Umzug (Miete /
Betriebskosten, Umzug, Herrichtung, Mobiliar etc.) einhergehen wirden.
Zudem missen die Uberlegungen der Nachbarstadt Hiickeswagen zur
Interkommunalen Zusammenarbeit in die Beratungen einflie3en.

Stellungnahme der Verwaltung:

- noch nicht erledigt - Dem Ausschuss flr Sport, Freizeit und Kultur (SFK)
wurde am 10.04.2019 der Entwurf des Bibliothekskonzeptes vorgestellt
(TOP 1.6.1). Eine Beschlussempfehlung fur den Stadtrat erfolgte nicht, da
noch weiterer Beratungsbedarf bestand. Das Thema steht in der
Sondersitzung des SFK am 03.07.2019 erneut auf der Tagesordnung.

9/2019

mobile Geschwindigkeitsiiberwachungsanlage

Produktbereich Sicherheit und Ordnung - StralRenverkehrsangelegenheiten
3.000,- €. Beschaffung einer mobilen Geschwindigkeitsiberwachungs-
anlage (smiley). Finanzierung durch entsprechende Mittelreduzierung
1.02.02 Auf-Umristung Parkscheinautomaten.

Stellungnahme der Verwaltung:
- erledigt - Am 12.06.2019 wurde fir rd. 2.500 EUR ein Gerat bestellt.

h/2019

Bestuhlung E.v.B.-Gymnasium

Regionales Gebaudemanagement - hier Bestuhlung EvB 11-38. Der Ansatz
von 160.000.- Euro wird zugunsten des Bauausschuss gesperrt. Darlegung
des Vorhabens und Erlauterung von Varianten mit dem Ziel der Prifung
eventueller kostengunstigerer Moglichkeiten.

Stellungnahme der Verwaltung:
- noch nicht erledigt - Zur Sitzung des Bauausschusses am 12.09.2019 wird
das Regionale Gebdudemanagement eine Informationsvorlage erstellen.

i/2019

Arbeitsprogramm Stadtplanung

Die Verwaltung wird in einer der nachsten Sitzungen des Ausschuss
fur Stadtentwicklung und Umwelt ihr Arbeitsprogramm ftir 2019 vorstellen.
Hierbei sind sowohl die Standardaufgaben wie auch die angedachten
(neuen) Projekte (mdglichst mit Kosten- und Zeitlicher Zuordnung) zu
bertcksichtigen. In diesem Zusammenhang wird die Verwaltung auch
darUber berichten, wie der Stand der Vorbereitungen zum Thema
~sudumgehung* nach den eindeutigen politischen Willensbekundungen
und den Beratungen 2015,2016 und 2017 ist.

Stellungnahme der Verwaltung:
- erledigt - Siehe TOP 1.9.3. der Sitzung des Ausschusses fur
Stadtentwicklung und Umwelt am 12.06.2019.




i/2019

Stadtmarketing

Der Rat der Stadt Wipperfurth will eine Intensivierung der Stadtmarketing-
aktivitaten als in und durch die Stadt Wipperfirth. Stadtmarketing ist aktive
Wirtschaftsférderung. Geschaftsfihrung und Aufsichtsrat der WEG sind
aufgefordert entsprechende Malinahmen als (erste weitere) Schritte zu
beschlieBen und Finanzmittel zu budgetieren, die auch einen Fonds fir
Leerstandsmanagement vorsieht. Insbesondere ist eine Koordination der
Beteiligten zu organisieren. Folgende Schritte werden unter anderem
empfohlen:

Die Stadt ladt alle Interessierten insbesondere Hauseigentimer und
Handler (Dazu Banken, Offentlichkeit) zu einem ,Runden Tisch® ein. Ziel
muss sein den Handel wieder als organisierten als kompetenten
Ansprechpartner dauerhaft zu haben. Die Entwicklung von
Parallelorganisationen ist nicht das Ziel. Von den ESW Verantwortlichen
werden verlassliche und verbindliche Aussagen erwartet, ob der ESW
wieder Interessenvertreter des Handels sein will.

Themen eines Runden Tischs missen sein:

Offentlichkeitsarbeit, Standortfragen, WerbemaRnahmen Strategie gegen
Leerstandsmanagement, Onlinehandel Wipperfirth, Flachenmanagement,
INHK und auch dort fixierte Themen, Gestaltungssatzung etc. Aktives
Leerstandsmanagement kann bedeuten, dass es (finanzielle) Anreize flr
neue kreative Ladenkonzepte wie auch Hauseigentimer fur Miet-
reduzierungen etc. zeitlich befristet geben konnte. Aktives Leerstands-
management kann bedeuten, dass es personelle Beratungsunterstiitzung
durch Banken, Architekten, Wirtschafts- / Steuerberatung) gibt. Die
Stadt/WEG, Citymanagement, Handler, Hauseigentimer sind zudem
aufgerufen, Erfahrungen in anderen Kommunen durch direkte Gesprache
und Recherche auf die Ubertragbarkeit fir Wipperfirth zu tberprifen.
Beispielsweise gibt es future City in Langenfeld (mit NRW Férderung) oder
Wittlich in Rheinland-Pfalz, die neue Wege gegangen sind.

Citymarketing und Management muss dauerhaft und kooperativ angelegt
sein.

Stellungnahme der Verwaltung:

- noch nicht erledigt - Die gewlnschte Intensivierung der Stadtmarketing-
aktivitaten konnte durch den kurzfristigen Ausfall einer Mitarbeiterin im
Tourismusbereich noch nicht durchgefiihrt werden.

Da diese Kollegin schwangerschaftsbedingt nicht auf den Arbeitsplatz
zuruckkehren wird, soll die Stelle kurzfristig nachbesetzt werden.
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Forderaktivitaten der Kreissparkasse Koln im Jahre 2018

Gremium Status Datum Beschlussqualitat
Stadtrat O |25.06.2019 | Kenntnisnahme

Mit dem als Anlage beigefigten Schreiben vom 29. Mai 2019 informiert die
Kreissparkasse Kdln Uber ihre Forderaktivitdten in der Hansestadt Wipperfurth.

Anlage:

Schreiben der Kreissparkasse Kdln vom 29.05.2019



O 8.2
&5 Kreissparkasse :,ﬁf’jﬁﬁ
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Koln =

Kreissparkasse Koln - Neumarkt 18-24 - 50602 K8ln Vorstand
Herrn Burgermeister
Michael von Rekowski
Marktplatz 1
51688 Wipperfiirth 06. Juni 2019

et R eyartid
Hansestadt Vyppeniam

Kreissparkasse Kdln
Neumarkt 18 - 24
50602 Kdln

Telefon 0221/227-2405
Telefax 0221/227-3760
vorstand@ksk-koeln.de

29. Mai 2019

Sehr geehrter Herr von Rekowski,
das Geschéftsjahr 2018 war fur die Kreissparkasse Koln erneut erfolgreich.

Bei allen Herausforderungen am Markt gestatteten uns ein gutes Kundengeschéft sowie ein
giinstiges konjunkturelles Umfeld, mit einem insgesamt guten Jahresergebnis abzuschlieBen.

Dies ermdglichte iiber unsere Steuerzahlungen und Gewinnausschiittungen hinaus, wieder
zahlreichen biirgerschaftlichen Einrichtungen, Projekten und Initiativen in unserer Region
finanzielle Fordermittel zur Verfiigung zu stellen. An diesem Engagement wollen wir auch in
Zukunft festhalten.

Mit den beigefiigten Ubersichten informieren wir iiber unsere Forderaktivitidten in der Stadt
Wipperfiirth im Jahr 2018.
(

Gerne kénnen Sie dariiber in einer Ihrer Ratssitzungen berichten.

Fur Fragen oder ergdnzende Informationen stehen wir selbstverstandlich zur Verfligung.

Mit fraundlichen GriiRen '
./;" '.'
. A

Anlagen

Vorstand: Bankleitzahl 370 502 99

Alexander Wierst (Vorsitzender), S.W.I.F.T./ BIC-Adresse COKS DE 33 XXX
Wolfgang Schmitz, Dr. Klaus Tiedeken, Christian Bonnen, Ust-ld DE 122786759

Udo Buschmann, Jutta Weidenfeller (stv. Mitglied) Internet www.ksk-koeln.de

Amtsgericht K§In HRA 15033
Vorsitzender des Verwaltungsrates: Michael Kreuzberg



Stadt Wipperfiirth

Gewinnausschittung aus dem Jahresiiberschuss 2017 € 106.929,00

Gewerbesteuer auf Basis Jahresabschluss (vorldufig) € 196.112,95
Mittel aus dem PS-Zweckertrag (Anlage 1) € 14.750,00
Spenden an gemeinnlitzige, mildtatige,

kirchliche und kulturelle Einrichtungen (Anlage 2) € 3.900,00
Mittel aus den Stiftungen

der Kreissparkasse KoIn (Anlage 3) € 9.590,00

Summe € 331.281,95




Anlage 1

Mittel aus dem PS-Zweckertrag

- Turnverein Wipperfiirth 1861 e.V. € 3.500,00
- SV Wipperfiirth 1970 e.V. € 2.750,00
- Eugen-Wolfrich-Kersting-Stiftung € 2.000,00
- Forderverein der GGS Kreuzberg e.V. € 1.500,00
- St. Hubertus Schiutzenbruderschaft Kreuzberg e.V. € 1.000,00
- St. Sebastianus Schiitzenbruderschaft Wipperfeld 1921 e.V. € 1.000,00
- Verein St. Georgshiitte e.V. € 1.000,00
- Blrgerverein Ohl-Klaswipper e.V. € 500,00
- Forderverein der Hermann-Voss-Realschule der Stadt Wipperfiirth e.V. € 500,00
- Kanufreunde Wipperfiirth Oberberg e.V. € 500,00
- Partnerschaftskomitee Wipperfiirth-Surgeres e.V. € 500,00

€ 14.750,00




Anlage 2

Spenden an gemeinniitzige, mildtétige, kirchliche
und kulturelle Einrichtungen ab Euro 150,00

- Forderverein der Musikschule Wipperfiirth e.V. € 600,00
- 1. BCWipperfeld 2011 e.V. € 500,00
- Ev. Kirchenkreis fiir den Weltkindertag € 500,00
- Stadtsportverband Wipperfiirth e.V. € 500,00
- VIR Wipperfiirth 1914 e.V. € 500,00
- AWO Kreisverband Rhein-Oberberg e.V. fiir da Ferienprogramm im
€ 300,00
Kunstbahnhof
- Stadt Wipperfurth fir die FerienspaBaktion in den Sommerferien € 300,00
- Burgerverein Wipperfeld 1980 e.V. € 250,00
- FuRballkreis Berg im FuRballverband Mittelrhein e.V. € 250,00
- zusatzliche Spenden unter € 150,00 in einer Summe € 200,00
€ 3.900,00




Anlage 3

Mittel aus den "Stiftungen der Kreissparkasse Koln"

- Okumenische Initiative e.V. 3 4.000,00
- Stddt. Projekt "3. Wipperfirther Kinderstadt" € 2.800,00
- Turnverein Wipperfiirth 1861 £ 1.200,00
- Konrad-Adenauer-Hauptschule € 940,00
- Kath. KiTa St. Clemens € 650,00

€ 9.590,00
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Einstellung einer/s Bundesfreiwilligendienstler/s (Bufdi) fir die Stadtbticherei

Gremium Status Datum Beschlussqualitat

Stadtrat O 25.06.2019 | Kenntnisnahme

Das Buichereikonzept, welches in der Sitzung des Ausschusses fur Sport, Freizeit und
Kultur am 10.04.2019 lediglich zur Kenntnis genommen und nicht beschlossen wurde,
befindet sich derzeit in der Uberarbeitung.

Das Konzept sient den Einsatz des Bundesfreiwilligendienstes (Bufdis) fir die
Stadtbulcherei vor.

Zum 01.09.2019 wird die Leitung der Stadtbiicherei unbesetzt sein. Dies fuhrt zu einem
Personalengpass. Um den Personalengpass entgegenzuwirken, beabsichtigt die
Verwaltung einen Bufdi fur die Stadtbicherei zum 01.09.2019 einzustellen.

Eine Stellenplan&nderung ist hierfir nicht erforderlich. Der Einsatz der Budis wird
nachrichtlich im Stellenverzeichnis gefuhrt und hier entsprechend erganzt. Die
bendtigten Mittel sind im Gesamtpersonalhaushalt vorhanden und werden bereitgestellt.
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Situation Kommunalfinanzen

Gremium Status Datum Beschlussqualitat

Stadtrat O 25.06.2019 | Kenntnisnahme

Der Stadte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen, die Verbandsvertretung der
kreisangehorigen Kommunen in NRW, hat die Ergebnisse seiner traditionellen Umfrage
zur Haushaltslage der 360 Mitgliedskommunen veréffentlicht.

,Die gute Konjunktur fUhrt dazu, dass im Jahr 2019 immerhin 129 Mitglieder des
Verbandes ihren Haushalt strukturell ausgleichen kénnen” teilt der Verband mit. Dies
stelle zwar eine Verbesserung gegenuber den Vorjahren dar, bedeute aber im
Umkehrschluss, dass den gesetzlich geforderten Normalfall nur etwa jede dritte
Mitgliedskommune erreichen kdénne. Alle anderen Kommunen schafften trotz der guten
Einnahmesituation den Haushaltsausgleich nur durch Ruckgriff auf ihr Eigenkapital.

Redaktioneller Hinweis: Zum Zeitpunkt der Abfrage am 23.01.2019 beinhaltete der
Haushaltsentwurf 2019 noch einen Hebesatz der Grundsteuer B von 590 v.H., der mit
Beschluss des Stadtrates am 26.02.2019 dann unverandert zum Vorjahr auf 550 v.H.
festgesetzt wurde.

Anlage:

Pressemitteilung StGB NRW
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Stadte- und Gemeindebund
Nordrhein-Westfalen

10/2019 Dusseldorf, 12.06.2019

Kommunalfinanzen noch
lange nicht saniert

Umfrage des Stidte- und Gemeindebundes NRW dokumentiert
anhaltend groR3e Kluft zwischen armen und reichen Kommunen

Die Haushaltssituation der Stadte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen
zeigt bei einigen Kommunen eine leichte Entspannung, ist aber insgesamt
nach wie vor kritisch. Dies belegt die aktuelle Haushaltsumfrage des Stadte-
und Gemeindebundes NRW, an der sich alle 360 kreisangehorigen
Mitgliedskommunen mit rund 9,4 Mio. Einwohnern beteiligt haben.

"Dank der erfreulichen Entwicklung der Steuereinnahmen und der hohen
Schliisselzuweisungen konnen mehr Kommunen als bisher ihren Haushalt
ausgleichen. Dennoch reicht dies noch lange nicht fiir eine Trendwende",
erklarte der Hauptgeschaftsfuhrer des Stadte- und Gemeindebundes NRW,
Dr. Bernd Jiirgen Schneider, heute in Dusseldorf bei der Vorstellung der
Umfrageergebnisse.

"Die gute Konjunktur fiihrt dazu, dass im Jahr 2019 immerhin 129 Mitglieder
des Verbandes ihren Haushalt strukturell ausgleichen konnen", machte
Schneider deutlich. Dies stelle zwar eine Verbesserung gegenuber den
Vorjahren dar, bedeute aber im Umkehrschluss, dass den gesetzlich
geforderten Normalfall nur etwa jede dritte StGB NRW-Mitgliedskommune
erreichen konne. Alle anderen Kommunen schafften trotz der guten
Einnahmesituation den Haushaltsausgleich nur durch Riickgriff auf ihr
Eigenkapital.

Den hohen Steuereinnahmen stehen weiter steigende Ausgaben insbesondere
im Sozialbereich gegenuber. Hinzu kommen Lasten durch die nach wie vor
grof’e Anzahl von Fliichtlingen und weiterer Konsolidierungsdruck durch
gestiegene Personalkosten. Daher fordern die NRW-Kommunen:

e Bessere Dotierung und aus Sicht der kreisangehdérigen Kommunen
gerechte Ausgestaltung des kommunalen Finanzausgleichs

e Weiterentwicklung des Starkungspaktes Stadtfinanzen

e Nachhaltige und kostenadaquate Unterstiitzung durch Bund und Land
bei der Bewaltigung der Fliichtlingsproblematik

e Rasche Einigung von Bund und Landern bei der Grundsteuerreform noch in
diesem Jahr, um drohende Steuerausfalle in Milliardenhdhe abzuwenden

Eigenkapital-Abbau und Uberschuldung

Wie im Vorjahr wurde mit der Haushaltsumfrage der Abbau der
Ausgleichsriicklage - der Anteil des Eigenkapitals, der im NKF zum fiktiven

v.i.S.d.P.: HGF Dr. Bernd Jiirgen Schneider Pressesprecher Martin Lehrer M.A. Stadte- und Gemeindebund NRW
presse@kommunen.nrw Telefon 0211 . 4587-230 Kaiserswerther StraRe 199-201
www.kommunen.nrw Telefax 0211 . 4587-292/211 40474 Diisseldorf
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Haushaltsausgleich eingesetzt werden kann - sowie des Eigenkapitals
allgemein abgefragt. Bis Ende 2019 werden 147 StGB NRW-Mitgliedstadte
und -gemeinden ihre Ausgleichsriicklage vollstandig aufgebraucht haben. Fir
2020 erwarten dies sechs Kommunen und fur die drei Folgejahre noch einmal
sieben Kommunen. Dies bedeutet, dass im Finanzplanungszeitraum
insgesamt 160 der 360 StGB NRW-Mitgliedskommunen - mehr als 44 Prozent -
ihre Ausgleichsrucklage vollstandig aufgebraucht haben werden.

16 Kommunen haben bereits jetzt das gesamte Eigenkapital vollstandig
aufgezehrt. "Allein diese Zahl belegt den dringenden Handlungsbedarf", sagte
Schneider. Der Ende 2011 verabschiedete Starkungspakt Stadtfinanzen sei
alternativlos. In diesem Rahmen musse nun aber mit zusatzlichen
Landesmitteln auch Hilfe fir diejenigen Kommunen bereitgestellt werden, die
aus eigener Kraft einen strukturellen Haushaltsausgleich nicht schaffen
konnen. Die kommunale Familie sei wirtschaftlich nicht in der Lage, die
finanziellen Liicken durch eigene Mittel zu schliel3en.

Haushaltssicherung und Nothaushalt

Eine Kommune muss ein Haushaltssicherungskonzept aufstellen, wenn sie
ihren Haushalt nicht einmal fiktiv ausgleichen kann und die allgemeine
Riicklage mehr als nur unwesentlich verringert werden muss. In diesem Jahr
werden immer noch 119 StGB NRW-Mitgliedskommunen in dieser Situation
sein. Die Zahl ist im Vergleich zum Vorjahr immerhin leicht gesunken.

Da - bis auf eine Ausnahme - voraussichtlich alle
Haushaltssicherungskonzepte genehmigungsfahig sind, kommt das so
genannte Nothaushaltsrecht in diesem Jahr bei den Mitgliedern des
Verbandes zumeist nicht zum Tragen. "Spitzenreiter” bei
Haushaltssicherungskonzepten sind im Jahr 2019 wiederum die
Regierungsbezirke KéIn und Arnsberg:

Haushalts- strukturell strukturell

Sicherung | unausgeglichen | ausgeglichen
Regierungsbezirk 2018 | 2019 2018 | 2019| 2018| 2019
Arnsberg 41 37 18 18 16 20
Detmold 10 8 26 27 31 32
Diisseldorf 13 12 16 19 25 23
Koln 52 50 21 28 21 16
Minster 13 12 26 20 31 38
Gesamt 129| 119 107 | 112 124| 129

Riickgang bei Liquiditdtskrediten

Nach den Zahlen des Statistischen Bundesamtes sind zum zweiten Mal die
Kredite zur Liquiditatssicherung (Kassenkredite) in NRW gesunken, und zwar
von 23,6 Mrd. Euro Ende 2017 auf 22,7 Mrd. Euro Ende 2018. Diese Zahlen sind
allerdings nur bedingt aussagekraftig. Denn dabei wird die kommunale
Wertpapierverschuldung nicht berticksichtigt, obwohl sie zumindest teilweise
dieselbe Funktion erfullt wie ein Kassenkredit.

V.i.s.d.P.: HGF Dr. Bernd Jiirgen Schneider Pressesprecher Martin Lehrer M.A. Stadte- und Gemeindebund NRW
presse@kommunen.nrw Telefon 0211 . 4587-230 Kaiserswerther StraBe 199-201
www.kommunen.nrw Telefax 0211.4587-292/211 40474 Diisseldorf
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Ertragssituation positiv

Auf der Ertragsseite profitiert die Gewerbesteuer weiterhin von der guten
wirtschaftlichen Entwicklung, wobei diese in den einzelnen Stadten und
Gemeinden unterschiedlich ausgepragt ist. In der Haushaltsplanung gehen die
Kammereien zwar von einem leichten Ruckgang des
Gewerbesteueraufkommens um 3,89 Prozent gegeniiber 2018 auf rund 4,7
Mrd. Euro aus. "Die Gewerbesteuerertrage zeigen dennoch klar, dass es
verbandspolitisch eine gute Entscheidung war, fur den Erhalt der
Gewerbesteuer zu kampfen", machte Schneider deutlich.

Der durchschnittliche Gewerbesteuerhebesatz liegt 2019 in den StGB NRW-
Mitgliedskommunen bei 448 Prozentpunkten. Damit kommt es zu einer
Anhebung von einem Punkt gegeniliber dem Vorjahr. Dies lasst sich auch mit
den Konsolidierungsvorgaben aus dem Starkungspaktgesetz erklaren.
Deutlicher als bei der Gewerbesteuer zeigt sich der Konsolidierungsdruck in
den Kommunalhaushalten bei der Grundsteuer B. Hier gibt es 2019 wieder
einen Anstieg der durchschnittlichen Hebesatze um sieben Punkte auf 536
Prozentpunkte.

Ein signifikanter Zusammenhang besteht zwischen Realsteuerhebesatzen und
Gemeindegrole. Die tatsachliche Staffelung belegt das unterschiedliche
Hebesatzpotenzial der kommunalen Familie. Denn Kommunen im
kreisangehdérigen Raum missen den Anreiz niedriger
Gewerbesteuerhebesatze bieten, damit sie im landesweiten
Standortwettbewerb um Unternehmen, Arbeitskrafte und
Wertschépfungspotenzial - sprich: im Bemiihen um eine positive Entwicklung
ihres Gemeinwesens - erfolgreich bestehen und Nachteile, die sich aus Lage
oder GrolRe der Kommune ergeben, zum Teil kompensieren konnen.

Steigender Aufwand

Entscheidende Ursache fur die andauernde strukturelle Unterfinanzierung der
Stadte und Gemeinden ist der Anstieg der Sozialkosten. Die jahrlichen
Aufwendungen fir soziale Leistungen - Sozialtransferauszahlungen - beliefen
sich fir die NRW-Kommunen im Jahre 2018 auf gut 19,4 Mrd. Euro. "Wenn die
Situation der Kommunen nachhaltig verbessert werden soll, mussen hier
weitere Entlastungsschritte folgen - neben den Fliichtlingskosten vor allem bei
der Eingliederungshilfe, forderte Schneider. Die staatliche Entlastung musse
mit der realen Entwicklung Schritt halten.

Entwicklung der Umlagen

Die Kreisumlage bildet auch 2019 einen wesentlichen Ausgabenblock der
kreisangehorigen Kommunen. Das mit dem Umlagengenehmigungsgesetz
eingefiihrte Verfahren zur Herstellung des Benehmens bei der Aufstellung der
Kreishaushalte und die generelle Pflicht zur Genehmigung der Umlagen haben
aber noch nicht zu einer Entspannung der kommunalen Finanzlage gefuhrt.
Eine Tabelle sowie Schaubilder zur Haushaltsumfrage sind als Anlage zu dieser

Pressemitteilung im Internet unter www.kommunen.nrw , Rubrik "Presse /
Pressemitteilungen / 2019" herunterzuladen

V.i.s.d.P.: HGF Dr. Bernd Jiirgen Schneider Pressesprecher Martin Lehrer M.A. Stadte- und Gemeindebund NRW
presse@kommunen.nrw Telefon 0211 . 4587-230 Kaiserswerther StraBe 199-201
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StGB NRW Haushaltsumfrage 2018/2019 Stand 01.06.2019

Mitgliedst'a:dte Haushalt 2019 Auslg\I:fi::::it;:ﬁage 3::::::;:5 (ohne G::IVZ:LZE::::mIage) Gncieia
::fs-fggnﬁlg‘;iven D i {arnein i Jahe _— imsahe Aufkommen in Euro Hebesatz Aufkommen in Euro Hebesatz
2019 gungsfahig 2018 2019 2019 2018 2019 2019
Ennepe-Ruhr-Kreis
Breckerfeld nein ja 2018 nein 2.290.000 1.874.000 460 1.530.000 1.530.000 560
Ennepetal ja ja nein nein 33.000.000 39.150.000 495 8.170.000 8.600.000 740
Gevelsberg nein ja 2011 nein 17.758.736 18.691.400 490 7.255.513 7.160.000 695
Hattingen ja ja ja 2009 ja 2010 19.525.000 19.715.000 515 14.880.000 14.970.000 875
Herdecke ja ja ja 2010 nein 11.350.002 11.225.000 535 6.091.633 6.613.185 745
Schwelm ja ja nein nein 18.395.000 19.265.000 495 6.833.000 6.869.000 742
Sprockhdvel ja ja nein nein 12.351.302  13.512.340 490 6391518  6.512.290 730
Wetter (Ruhr) ja ja ja 2018 nein 16.430.559  15.214.285 490 5.382.737 5.425.440 540
Hochsauerlandkreis
Arnsberg ja ja nein nein 41.687.300  45.610.000 459 13.230.000  13.442.000 523
Bestwig ja ja ja 2019 nein 5.104.400 5.194.200 460 1.400.000 1.445.000 488
Brilon nein nein nein 21.115.650  19.625.000 434 4.650.000 4.755.000 480
Eslohe nein nein nein 1.676.398 3.531.189 445 1.231.276 1.230.953 449
Hallenberg nein ja 2020 nein 3.716.800 3.844.700 440 690.000 815.000 440
Marsberg ja ja nein nein 9.412.730  10.251.400 470 3.389.000 3.415.000 600
Medebach nein nein nein 4.098.000 4.142.000 440 1.294.000 1.414.000 490
Meschede ja ja ja 2017 nein 15.765.440  18.124.240 435|  5.419.400  5.500.000 475
Olsberg ja ja ja 2015 nein 12.868.000  12.466.500 492 2.409.000 2.400.000 520
Schmallenberg nein nein nein 11.709.023 8.560.000 400 3.147.000 3.130.000 400
Sundern ja ja ja 2010 nein 19.854.362 17.880.000 460 5.059.847 5.010.000 497
Winterberg nein nein nein 4.154.111 4.975.108 450 2.950.000 3.000.000 490
Markischer Kreis
Altena (Westfalen) ja ja ja 2008 ja 2013 7.629.890 7.528.963 480 5.318.300 5.371.500 910
Balve nein nein nein 5.030.900 4.160.000 480 2.399.480 2.420.000 600
Halver ja ja nein nein 6.963.717 7.185.000 423 2.489.520 2.521.885 430
Hemer nein nein nein 27.014.820  25.732.000 480 7.792.713 7.900.000 680
Herscheid ja ja ja 2010 nein 2.531.000 2.872.000 440 1.215.000 1.225.000 550
Kierspe ja ja ja 2012 nein 5.125.689 4.937.000 430 2.589.757 5.800.000 487
Meinerzhagen nein ja 2012 nein 14.624.000  15.526.000 450 4.509.155 4.550.000 575
Menden ja ja nein nein 34.813.435  30.941.000 460| 11.370.455  11.413.000 595
Nachrodt-Wiblingwerde ja ja ja 2008 nein 1.704.065 1.561.900 480 1.258.119 1.265.000 720
Neuenrade nein ja 2010 nein 6.911.273 6.604.700 450 2.336.617 2.340.000 600
Plettenberg nein ja 2014 nein 23.582.000  21.358.000 450 5.852.200 5.850.000 590
Schalksmiihle nein nein nein 14.500.000  14.940.000 441 2.400.000 2.114.000 480
Werdohl ja ja ja 2009 nein 8.700.000 9.900.000 485 4.020.000 4.050.000 668
Kreis Olpe
Attendorn nein nein nein 39.556.591  31.428.000 395 3.056.733 3.000.000 315
Drolshagen nein nein nein 6.253.317 6.322.736 466 2.127.743 2.152.700 547
Finnentrop nein nein nein 8.530.227 7.885.000 423 2.577.526 2.612.000 472
Kirchhundem nein nein nein 5.913.000 6.504.500 440 1.910.000 1.905.000 560
Lennestadt nein nein nein 19.953.812  18.372.600 440 3.818.800 3.830.000 458
Olpe nein nein nein 14.048.300  14.258.300 418 3.930.000 3.996.000 443
Wenden nein nein nein 10.857.100  12.122.500 417 2.915.900 2.679.600 390
Kreis Siegen-Wittgenstein
Bad Berleburg nein ja 2019 nein 13.300.000  10.556.000 495 3.008.000 3.000.000 495
Bad Laasphe ja ja ja 2010 nein 5.765.300 5.097.100 495 2.405.000 3.900.000 795
Burbach nein nein nein 21.646.752  22.394.800 430 2.300.000 2.368.000 443
Erndtebriick ja nein ja 2014 nein 4.330.100 3.585.000 425 1.182.800 1.193.400 450
Freudenberg nein nein nein 11.370.000 9.586.000 440 4.146.000 4.145.000 650
Hilchenbach ja ja ja 2009 nein 5.490.900 4.272.600 440 2.661.000 2.700.000 490
Kreuztal nein ja 2019 nein 28.400.000  29.600.000 420 5.440.000 5.560.000 460
Netphen ja ja ja 2014 nein 8.736.000 7.648.700 455 3.681.500 3.960.000 495
Neunkirchen nein nein nein 12.224.080  12.224.000 435 2.425.103 2.450.000 525
Siegen ja ja ja 2010 nein 59.470.000  59.000.000 485| 19.350.000  19.500.000 525
Wilnsdorf ja ja ja 2016 nein 475 475
Kreis Soest
Anréchte nein nein nein 6.995.506 5.763.680 448 1.749.603 1.760.000 520
Bad Sassendorf nein ja 2021 nein 2.871.712 2.300.000 417 1.938.223 1.960.000 495
Ense nein nein nein 8.519.000 9.162.000 417 2.075.000 2.085.000 453
Erwitte ja ja nein nein 14.116.750  13.200.000 450 3.060.537 3.000.000 519
Geseke nein nein nein 7.417.936 6.720.374 427 3.111.553 3.050.000 520
Lippetal nein nein nein 2.521.076 2.500.000 418 1.466.766 1.500.000 443
Lippstadt nein nein nein 35.870.000  32.010.000 440| 10.800.000  10.900.000 460
Méhnesee nein ja 2019 nein 3.437.766 3.494.976 421 1.731.180 1.708.040 423
Riithen ja ja ja 2011 nein 4.871.496 3.319.197 445 1.700.433 1.650.000 450
Soest nein nein nein 27.743.113  27.237.209 430 8.057.070 8.000.000 475
Warstein ja ja ja 2019 nein 16.243.599  12.052.174 460 5815970  5.800.000 730
Welver ja ja nein nein 1.923.000 2.005.000 470 2.551.000 2.624.000 799
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Werl ja ja nein nein 12.452.183 11.643.160 437 8.707.291 8.600.000 800
Wickede nein nein nein 9.938.000 9.603.000 477 2.291.956 2.430.000 580
Kreis Unna
Bergkamen nein nein nein 14.094.228 12.134.000 480 9.336.146 9.200.000 670
Bonen ja ja nein nein 17.531.815 11.986.947 475 6.443.358 6.277.358 940
Fr'dndenberg nein nein nein 4.897.600 4.744.000 465 4.561.797 4.530.000 695
Holzwickede nein nein nein 13.800.000 15.100.000 460 3.420.000 3.550.000 560
Kamen ja ja ja 2007 nein 13.427.855 12.813.900 470 9.505.737 9.534.200 690
Linen ja ja ja 2010 ja 2015 51.421.458 34.221.528 490 20.183.838 19.101.018 760
Schwerte ja ja ja 2009 ja 2011 20.409.800 22.279.800 490 12.300.000 13.180.000 880
Selm ja ja ja 2012 ja 2012 9.814.249  9.796.445 485|  5.838.933  5.880.000 825
Unna ja ja ja 2010 nein 34.600.000 27.340.000 481 17.195.001 18.490.000 843
Werne ja ja ja 2019 nein 17.077.251 14.747.901 445 7.285.891 7.188.448 665
Kreis Gutersloh
Borgholzhausen nein nein nein 7.700.000 7.900.000 418 1.360.000 1.410.000 443
Giitersloh nein nein nein 70.671.500  88.190.600 411| 15.859.000  15.450.000 381
Halle (Westf.) nein nein nein 29.932.725  26.800.000 417 3.895.367 4.000.000 429
Harsewinkel nein nein nein 24.706.638  24.445.945 370 2.528.017 2.550.000 260
Herzebrock-Clarholz nein nein nein 12.008.499 9.530.000 397 2.471.115 2.500.000 380
Langenberg nein nein nein 4.717.102 3.701.000 403 1.378.428 1.340.000 429
Rheda-Wiedenbriick nein nein nein 36.106.000 36.506.000 403 7.830.000 7.920.000 423
Rietberg nein nein nein 26.328.510  22.800.000 414 5.085.736 5.010.000 425
SchloR Holte-Stukenbrock nein nein nein 14.494.454  14.019.400 370 2.757.495 2.700.000 280
Steinhagen nein nein nein 20.962.040  18.030.935 417 3.278.615 3.308.000 380
Verl nein nein nein 42.782.768  40.587.000 340 2.608.305 2.524.300 230
Versmold nein nein nein 10.679.790 9.310.000 418 3.379.737 3.400.000 443
Werther (Westf.) nein ja 2020 nein 5.895.000 4.404.000 417 1.656.000 1.735.000 429
Kreis Herford
Biinde nein nein nein 23.991.295  25.136.616 425 6.791.542 6.780.000 445
Enger ja ja ja 2007 nein 7.688.990 9.340.315 465 2.984.000 3.279.600 525
Hiddenhausen nein ja 2011 nein 6.605.400 7.472.900 435 2.756.500 2.791.200 450
Kirchlengern nein nein nein 9.986.873 9.702.000 442 2.335.378 2.455.000 443
Léhne ja ja ja 2017 nein 26.092.349  27.600.000 431 7.423.638 7.315.000 490
Rédinghausen nein nein nein 20.562.000  17.720.000 443 1.716.000 1.626.000 443
Spenge nein ja 2009 nein 4.102.500 4.237.000 420 2.858.000 2.766.000 620
Vlotho nein nein nein 7.939.876 9.338.342 430 2.830.000 2.850.000 443
Kreis Hoxter
Bad Driburg nein ja 2021 nein 4.676.000 4.646.000 440 3.063.000 2.975.000 445
Beverungen nein nein nein 3.306.290 3.627.220 415 1.914.200 1.914.000 429
Borgentreich nein nein nein 1.497.521 1.900.000 415 1.024.220 1.009.000 423
Brakel nein nein nein 9.198.081 8.550.000 418 2.139.743 2.210.000 443
Hoxter nein ja 2021 nein 7.549.000 11.576.000 427 4.247.000 4.194.000 442
Marienmiinster nein nein nein 1.402.000 1.366.500 415 600.000 600.000 422
Nieheim nein ja 2017 nein 1.700.000 1.700.000 417 910.000 878.000 495
Steinheim nein nein nein 5.583.511 5.054.400 415 1.971.241 1.985.000 423
Warburg nein nein nein 8.369.080 9.219.040 420 3.380.000 3.425.000 429
Willebadessen nein ja 2015 nein 1.534.000 1.475.000 418 870.300 885.000 443
Kreis Lippe
Augustdorf ja ja ja 2017 nein 3.664.000 3.850.000 430 1.370.000 1.589.000 494
Bad Salzuflen nein ja 2021 nein 23.780.000 24.120.000 445 13.650.000 13.850.000 620
Barntrup ja ja ja 2013 nein 3.795.509 3.639.700 445 1.598.705 1.676.600 520
Blomberg nein ja 2021 nein 12.346.415 11.850.000 443 3.951.736 3.920.000 620
Detmold nein nein nein 44.547.243  39.420.000 446( 14.348.743  14.236.000 540
Dérentrup nein nein nein 2.790.000 2.690.000 443 1.175.000 1.214.000 508
Extertal nein nein nein 4.202.880 4.290.000 485 2.019.000 2.025.000 495
Horn-Bad Meinberg nein ja 2012 nein 3.439.700 3.871.400 450 4.135.000 4.162.000 580
Kalletal ja ja ja 2011 nein 3.934.762 3.700.000 443 2.195.425 2.288.400 511
Lage nein nein nein 8.363.000 8.974.000 418 4.950.000 5.150.000 443
Lemgo nein nein nein 18.851.916  18.763.100 435 7.109.035 6.800.000 480
Leopoldshohe nein ja 2011 nein 10.000.000 9.750.000 495 3.406.000 3.400.000 560
Ligde nein nein nein 5.098.632 5.187.000 428 1.731.968 1.740.000 485
Oerlinghausen nein ja 2013 nein 5.107.966 5.054.417 445 3.065.300 3.292.029 545
Schieder-Schwalenberg ja ja ja 2010 nein 2.536.587 2.007.800 418 1.767.951 1.785.000 580
Schlangen ja ja ja 2012 nein 2.218.500 2.082.400 442 1.475.000 1.516.700 491
Kreis Minden-Liibbecke
Bad Oeynhausen nein nein nein 22.381.587  23.698.000 432 9.730.000 9.770.000 480
Espelkamp nein nein nein 24.618.705  25.445.684 417 3.250.000 3.290.000 429
Hille nein nein nein 4.297.300 4.383.000 434 2.593.000 2.673.000 499
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Hillhorst nein nein nein 8.004.800 8.701.400 434 1.933.000 1.956.100 497
Libbecke nein nein nein 19.027.708 17.800.000 417 3.976.665 4.030.000 429
Petershagen nein nein nein 5.650.000 6.000.000 423 5.200.000 5.250.000 600
Porta Westfalica ja ja ja 2009 ja 2010 23.829.800  24.682.000 460|  7.980.000 7.980.000 590
PreuBisch Oldendorf nein ja 2009 nein 3.073.237 3.890.000 418 2.416.356 2.415.000 630
Rahden nein nein nein 8.135.411 6.500.000 415 2.374.724 2.350.000 470
Stemwede nein nein nein 7.723.473 8.000.000 417 2.024.077 1.907.253 443
Kreis Paderborn
Altenbeken nein ja 2014 nein 1.910.000 1.960.000 411 1.130.000 1.140.000 430
Bad Lippspringe nein ja 2015 nein 3.488.100 3.491.700 410 2.117.000 2.170.400 429
Bad Wiinnenberg nein nein nein 8.507.099 7.950.000 417 1.867.719 1.885.000 429
Borchen nein ja 2040 nein 3.921.414 3.920.800 419 1.622.192 1.728.200 443
Biren nein ja 2018 nein 8.632.377 9.522.032 418 3.107.672 3.214.518 460
Delbriick nein nein nein 18.732.770  18.776.400 415 4.506.262 4.430.000 423
Hoévelhof nein nein nein 9.847.600 9.171.900 411 2.430.000 2.470.000 413
Lichtenau nein ja 2019 nein 3.968.400 4.310.000 431 1.460.000 1.480.000 463
Paderborn nein nein nein 78.018.000 75.294.000 23.700.000 24.558.000 443
Salzkotten nein nein nein 8.106.000 7.791.000 418 3.365.000 3.525.000 443
Kreis Kleve
Bedburg-Hau nein nein nein 2.753.017 2.500.000 418 1.470.990 1.550.000 443
Emmerich nein nein nein 19.997.558 19.400.000 425 5.082.228 5.190.000 443
Geldern nein ja 2019 nein 13.127.000 13.909.000 418 5.201.000 5.400.000 443
Goch nein nein nein 16.423.989  13.725.200 420 5.531.758 5.481.000 498
Issum nein nein nein 3.186.350 3.421.200 423 1.712.000 1.731.000 457
Kalkar nein ja 2023 nein 4.134.086 4.000.000 425 2.496.077 2.470.000 550
Kerken nein nein nein 3.741.246 2.750.000 411 1.624.401 1.666.000 443
Kevelaer nein nein nein 12.224.150  13.024.000 415 4.263.000 4.326.900 460
Kleve nein nein nein 16.044.976  14.518.000 417 7.674.676 7.750.000 471
Kranenburg nein nein nein 2.292.998 2.018.000 418 1.263.365 1.310.000 443
Rees nein nein nein 4.556.000 5.312.000 418 2.525.000 2.620.000 443
Rheurdt nein nein nein 1.303.400 1.010.000 418 796.100 835.000 443
Straelen nein nein nein 13.520.000 12.150.000 370 2.720.000 2.770.000 429
Uedem nein nein nein 3.753.938 3.542.000 415 1.042.026 1.025.000 429
Wachtendonk nein nein nein 3.739.811 2.593.400 418 1.066.010 1.070.000 443
Weeze nein nein nein 4.841.000 5.073.900 415 1.503.000 1.514.000 423
Kreis Mettmann
Erkrath nein ja 2019 nein 29.548.697 29.244.400 420 9.702.050 9.700.000 520
Haan ja ja nein nein 22.785.000 25.065.000 421 6.325.000 6.425.000 433
Heiligenhaus nein ja 2018 nein 8.460.995 9.555.300 475 8.178.417 8.230.000 680
Hilden nein nein nein 43.867.571  40.800.000 400| 12.551.063  12.575.000 480
Langenfeld nein nein nein 47.842.250  45.485.000 330 10.365.357 9.000.000 330
Mettmann nein ja 2011 nein 13.506.478  12.878.058 435 8.068.248 8.151.000 480
Monheim am Rhein nein nein nein 228.690.000 177.870.000 250 4.400.000 4.650.000 250
Ratingen nein nein nein 85.810.586  83.000.000 400| 17.722.193  18.024.000 400
Velbert ja ja ja 2008 nein 42.575.000 41.030.000 440 17.836.000 18.300.000 550
Wiilfrath ja ja ja 2010 nein 9.982.106  11.000.000 440|  4.178.859  4.882.000 530
Kreis Neuss
Dormagen nein nein nein 32.082.000 31.950.000 450 10.463.000 10.100.000 435
Grevenbroich ja ja ja 2014 nein 61.893.215 33.130.138 450 12.196.157 12.590.000 500
Jiichen nein nein nein 5.001.650 5.857.000 450 3.818.054 3.550.000 440
Kaarst nein nein nein 24.322.731  19.436.049 444 6.628.493 6.741.091 440
Korschenbroich ja ja nein nein 10.611.111  12.081.111 450 5.750.000 7.100.000 590
Meerbusch nein ja 2014 nein 23.960.000 26.847.000 450 10.400.000 10.400.000 440
Rommerskirchen nein ja 2010 nein 2.716.300 3.259.500 450 2.191.500 2.191.700 465
Kreis Viersen
Briiggen nein nein nein 6.200.000 6.000.000 417 2.600.000 2.600.000 443
Grefrath nein nein nein 4.662.971 4.444.000 455 2.354.918 2.346.000 490
Kempen nein nein nein 22.448.317  20.081.100 440 5.773.900 5.700.000 440
Nettetal nein nein nein 13.112.169  14.746.400 410 6.679.852 6.700.000 450
Niederkriichten nein ja 2017 nein 3.260.417 3.349.510 420 2.134.913 2.170.000 450
Schwalmtal nein ja 2012 nein 4.024.982 4.068.571 420 2.996.308 3.030.000 480
Tonisvorst nein ja 2010 nein 11.581.291 8.301.451 465 4.695.008 4.680.000 500
Willich nein nein nein 35.975.760  33.778.000 439 9.622.295  10.000.000 495
Kreis Wesel
Alpen nein nein nein 5.071.516 7.819.000 418 1.959.261 2.019.000 443
Dinslaken nein ja 2012 nein 23.255.845  20.363.687 460| 14.101.029  14.247.916 648
Hamminkeln nein ja 2017 nein 9.445.000 9.271.700 452 6.006.000 5.980.000 650
Hiinxe ja ja ja 2017 nein 5.895.000 6.035.000 510 3.100.000 3.245.000 325
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Kamp»Lintfort ja ja nein nein 15.443.168 14.629.926 490 9.026.437 8.970.000 765
Moers ja ja ja 2010 ja 2014 39.003.988 39.746.699 480 26.196.884 25.200.000 740
Neukirchen-Viuyn ja ja nein nein 8.247.000 7.700.000 475 4.325.000  4.392.000 500
Rheinberg ja ja ja 2012 nein 490 470
Schermbeck ja ja ja 2016 nein 4.042.600  5.165.217 460  2.417.668  2.436.000 495
Sonsbeck nein nein nein 5.852.664 3.918.953 411 1.265.708 1.280.000 413
Voerde ja ja ja 2011 nein 10.692.055 8.785.200 470 8.184.567 8.231.880 690
Wesel nein nein nein 36.880.048 34.285.714 448 10.300.000 10.350.000 448
Xanten nein ja 2020 nein 4.683.690 4.817.900 425 3.371.510 3.380.000 450
Kreis Aachen
Alsdorf ja ja ja 2014 ja 2014 22.993.072  17.564.000 495|  9.178.000  9.100.000 695
Baesweiler nein nein nein 10.671.364  10.298.571 420 3.707.083 3.730.000 443
Eschweiler nein nein nein 31.605.696  30.160.000 490| 10.532.731  11.100.000 520
Herzogenrath nein ja 2019 nein 18.290.000 20.390.000 485 7.210.000 7.440.000 510
Monschau ja ja ja 2010 nein 6.020.974 5.761.007 495 3.616.000 3.740.646 695
Roetgen ja ja ja 2010 nein 2.938.000 3.153.000 510 2.075.000 2.120.000 620
Simmerath nein nein nein 6.013.701 5.822.100 445 3.253.680 3.302.000 490
Stolberg ja ja nein nein 27.326.034  24.567.576 495| 11.084.997  10.990.000 595
Wiirselen ja ja nein nein 19.716.500 22.256.000 495 7.870.000 7.900.000 575
Kreis Diren
Aldenhoven ja ja nein nein 3.727.769 3.900.987 476 3.682.600 3.491.350 830
Heimbach ja ja ja 2009 nein 997.600 1.193.900 550 1.103.500 1.139.700 700
Hiirtgenwald ja ja ja 2009 nein 311.363 229.000 510 3.008.000 3.038.000 950
Inden ja ja ja 2011 nein 3.946.030 1.505.400 550 1.941.400 1.952.700 780
Jilich ja ja ja 2010 nein 18.493.820  18.637.000 513 8.086.867 8.595.000 690
Kreuzau ja ja ja 2011 nein 12.765.515  10.252.828 499 3.458.094 3.190.000 499
Langerwehe ja ja ja 2010 nein 297.850 3.002.800 510 3.197.636 3.255.000 700
Linnich ja Ja ja 2018 nein 10.185.979 9.622.600 540 2.392.311 2.563.000 600
Merzenich nein ja 2017 nein 3.040.960 2.853.676 441 1.674.949 1.827.363 549
Nideggen ja ja nein nein 1.695.562 1.878.812 450 3.148.856 3.126.600 850
Niederzier nein nein nein 8.846.996 4.196.385 495 2.664.646 2.690.000 520
Norvenich nein nein nein 2.641.292 2.536.450 550 2.823.278 2.862.470 910
Titz nein ja 2019 nein 2.257.574 2.762.002 499 1.427.658 1.504.000 690
Vettweiss ja ja ja 2011 nein 2.106.249 1.340.328 449 1.517.459 1.572.274 579
Erftkreis
Bedburg ja ja ja 2012 nein 7.074.000 6.034.000 495 5.494.000 5.495.000 630
Bergheim nein ja 2019 nein 18.180.000 20.039.000 500 12.950.000 13.207.000 600
Briihl nein ja 2018 nein 17.462.573 23.325.981 460 8.900.000 9.150.000 600
Elsdorf ja ja ja 2019 nein 9.948.119 4.178.000 520 5.027.330 5.110.000 715
Erftstadt ja ja ja 2012 nein 16.412.070 16.620.000 565 10.224.402 10.620.000 650
Frechen nein ja 2019 nein 33.045.000 32.649.000 490 11.135.000 11.80.0000 520
Hirth nein nein nein 62.415.709  51.300.000 480 11.190.594  11.374.000 480
Kerpen ja ja ja nein 24.753.000  28.776.000 500| 15.038.000  15.631.000 620
Pulheim nein nein nein 25.324.290  26.462.000 485| 11.379.240  11.600.000 565
Wesseling nein nein nein 57.085.236  55.746.100 460 6.841.986 7.065.300 495
Kreis Euskirchen
Bad Miinstereifel ja ja ja 2009 nein 4.598.859 4.773.100 505 4.188.260 4.460.243 635
Blankenheim nein ja 2009 nein 2.177.175 2.500.000 450 1.455.778 1.572.000 600
Dahlem nein ja 2009 nein 1.536.741 2.359.022 445 684.722 722.141 495
Euskirchen nein nein nein 21.884.460  24.660.000 475| 10.490.000  10.615.000 496
Hellenthal ja ja ja 2009 nein 5.226.870 4.488.000 470 1.520.000 1.563.000 540
Kall nein ja 2019 nein 5.378.226 4.955.470 515 2.242.393 2.250.000 555
Mechernich nein nein nein 9.411.936 8.700.000 498 5.104.715 5.150.000 595
Nettersheim nein nein nein 1.807.967 1.684.500 433 1.165.285 1.165.000 470
Schleiden nein nein nein 3.724.100 4.339.000 490 3.016.100 3.064.400 695
Weilerswist ja Ja ja 2019 nein 5.974.400 5.029.700 490 3.060.300 3.552.500 530
Ziilpich nein nein nein 9.249.347 7.350.000 475 4.806.075 4.900.000 690
Kreis Heinsberg
Erkelenz nein nein nein 16.600.620  16.968.180 420 6.775.000 6.820.000 420
Gangelt nein nein nein 3.194.600 3.928.200 416 1.750.000 1.775.000 440
Geilenkirchen nein ja 2019 nein 9.498.533 8.462.031 418 4.689.631 4.764.030 486
Heinsberg nein nein nein 18.490.000  20.190.000 431 7.194.000 7.254.000 500
Hiickelhoven nein ja 2014 nein 12.173.264  11.359.000 417 5.999.763 6.000.000 429
Selfkant nein ja 2016 nein 2.561.075 1.500.000 420 1.994.261 1.994.000 530
Ubach-Palenberg ja ja nein nein 20.976.402  18.276.943 475 5.348.050 5.609.090 695
Waldfeucht nein nein nein 1.590.800 1.616.600 421 1.476.500 1.490.000 520
Wassenberg nein nein nein 2.958.804 2.971.800 411 2.247.451 2.268.000 413
Wegberg ja ja ja 2020 nein 7.954.731 7.745.633 433 4.920.000 5.090.000 491
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Oberbergischer Kreis
Bergneustadt ja ja ja 2009 ja 2013 5.242.000 5.385.500 475 5.575.000 5.605.000 959
Engelskirchen ja ja nein nein 14.615.525  12.424.333 503 3.934.441 3.970.729 650
Gummersbach ja ja nein nein 34.135.000 30.476.000 475 9.750.000 10.040.000 570
Hiickeswagen ja ja ja 2014 nein 5.421.376 5.811.000 470 3.479.516 3.530.000 695
Lindlar ja ja ja 2009 nein 8.828.000 9.293.000 495 4.660.000 4.710.000 595
Marienheide ja ja nein nein 7.041.353 5.765.996 490  2.723.091  2.805.905 699
Morsbach nein ja 2018 nein 7.346.595 7.179.290 470 1.743.000 1.816.000 535
Niimbrecht ja ja ja 2011 ja 2011 10.005.908  9.860.600 489  2.462.400  2.461.500 465
Radevormwald ja ja ja 2009 nein 16.767.463 15.784.500 480 3.983.624 4.038.200 490
Reichshof ja ja nein nein 14.993.608  12.294.800 475 3.654.348 3.668.300 570
Waldbrél nein ja 2009 nein 6.609.130 6.971.817 575 4.538.100 4.570.000 765
Wiehl nein nein nein 22.300.000 20.000.000 430 4.220.000 4.368.000 443
Wipperfiirth ja ja nein nein 14.303.385  13.674.894 470 4.043.249 4.275.000 590
Rhein-Sieg-Kreis
Alfter ja ja ja 2012 nein 3.977.944 4.260.000 510 4.704.130 5.090.000 650
Bad Honnef nein nein nein 10.667.749 8.907.000 428 7.563.189 7.500.000 730
Bornheim nein ja 2010 nein 18.059.034  15.960.456 490( 10.463.767  11.312.371 695
Eitorf ja ja ja 2012 nein 5.977.714 6.707.941 502 3.779.555 3.858.303 574
Hennef ja ja ja 2013 nein 17.850.958  18.894.000 490 10.221.880  11.000.000 640
Konigswinter nein ja 2014 nein 16.226.000 13.815.000 470 8.213.000 8.440.000 530
Lohmar nein ja 2020 nein 12.634.828 11.450.000 485 7.062.525 7.410.000 620
Meckenheim ja ja ja 2014 nein 16.110.106 14.755.400 490 5.640.933 5.859.800 531
Much ja ja ja 2011 nein 450 530
Neunkirchen-Seelscheid ja ja ja 2010 nein 5.734.451 5.170.107 511 4.623.769 4.738.128 650
Niederkassel nein ja 2017 nein 8.651.000 9.606.000 450 7.590.000 7.950.000 600
Rheinbach ja ja ja 2010 nein 17.745.928  16.014.727 519 6.331.014 6.954.327 641
Ruppichteroth ja ja ja 2009 nein 3.053.250 3.173.800 450 1.684.700 1.768.000 525
Sankt Augustin ja ja ja 2011 nein 17.441.249  17.387.755 490 9.837.313  11.017.000 550
Siegburg nein nein nein 20.988.833 20.141.600 515 12.850.000 12.900.000 790
Swisttal ja ja ja 2017 nein 4.230.147 3.239.000 490|  3.886.818  4.140.000 610
Troisdorf nein ja 2020 nein 45.513.000  51.448.000 500| 16.480.000  16.800.000 590
Wachtberg nein nein nein 4.454.685 4.392.818 440 3.773.419 4.561.000 580
Windeck ja ja ja 2010 ja 2014 2.805.010 3.022.902 460 3.731.875 3.924.174 660
Rheinisch-Bergischer Kreis
Bergisch Gladbach ja ja ja 2011 nein 44.737.221  40.564.159 460 24.941.781  24.968.326 570
Burscheid ja ja nein nein 7.773.478 4.728.211 445 3.271.407 3.301.018 480
Kiirten ja ja nein nein 5.940.482 5.536.780 480 4.020.735 4.062.000 600
Leichlingen nein ja 2018 nein 6.400.963 5.836.414 445 5.593.524 5.520.000 550
Odenthal nein ja 2019 nein 3.954.000 4.180.000 424 3.200.000 3.250.000 540
Overath nein ja 2010 nein 11.800.000 11.700.000 465 8.700.000 8.900.000 850
Rosrath ja ja nein nein 6.615.000 6.820.000 490 7.511.000 7.499.000 690
Wermelskirchen ja ja ja 2010 nein 20.555.162  20.042.000 465 6.762.726 8.040.000 600
Kreis Borken
Ahaus nein nein nein 25.374.000  21.173.000 418 6.384.000 6.500.000 443
Borken nein nein nein 21.142.500  22.270.000 418 6.700.000 6.950.000 466
Gescher nein nein nein 7.526.900 9.414.300 444 2.850.000 2.890.000 550
Gronau nein nein nein 44.208.871  45.155.300 417 6.956.626 7.133.500 429
Heek nein nein nein 2.865.000 3.893.000 418 1.200.000 1.260.000 443
Heiden nein nein nein 2.420.000 2.299.500 417 1.113.600 1.127.100 429
Isselburg nein ja 2019 nein 3.850.000 3.940.000 440 1.652.000 1.652.000 453
Legden nein ja 2021 nein 3.527.592 3.214.300 448 982.204 1.014.500 458
Raesfeld ja ja nein nein 4.818.776 3.940.300 418 1.539.382 1.543.700 443
Reken nein nein nein 4.540.000 4.763.000 390 1.555.000 1.600.000 350
Rhede nein nein nein 7.900.000 8.340.000 430 4.350.000 4.300.000 625
Schoppingen nein nein nein 4.627.116 3.615.000 411 862.563 840.000 413
Stadtlohn nein nein nein 11.055.600 11.402.700 418 3.160.000 3.220.000 443
Stdlohn nein nein nein 4.254.641 4.155.540 417 1.630.964 1.606.800 490
Velen nein nein nein 3.872.492 4.939.000 411 1.982.941 2.002.001 463
Vreden nein nein nein 10.944.000  12.097.000 418 3.471.792 3.545.000 443
Kreis Coesfeld
Ascheberg nein nein nein 9.000.000 9.245.000 415 1.945.000 1.970.000 423
Billerbeck nein nein nein 5.192.000 5.756.000 440 1.719.000 1.723.000 420
Coesfeld nein nein nein 12.716.300 14.153.000 450 7.700.000 7.700.000 550
Diillmen nein nein nein 17.702.759  19.616.092 435 7.550.000 7.600.000 495
Havixbeck nein nein nein 2.387.964 2.259.651 435 2.320.000 2.357.120 581
Lidinghausen nein nein nein 9.362.000 9.900.000 460 3.685.000 3.750.000 460
Nordkirchen nein nein nein 2.836.435 2.277.000 450 1.739.905 1.710.000 540
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Mitgliedstidte Haushalt 2019 Auslg\I:fi::::it;:ﬁage ngzi:r:)‘itt‘agl (ohne G::IVZ:LZE::::mIage) Grundsteuer B
und -gemeinden - -
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2019 gungsfahig 2018 2019 2019 2018 2019 2019
Nottuln nein ja 2018 nein 6.412.082 6.561.069 430 4.118.001 4.150.000 590
Olfen nein nein nein 3.689.325 3.538.000 410 1.483.398 1.470.000 410
Rosendahl nein nein nein 6.061.499 5.005.500 460 1.815.788 1.776.000 495
Senden nein nein nein 6.561.100 6.477.000 430 3.050.000 3.050.000 460
Kreis Recklinghausen
Datteln ja ja ja 2008 ja 2013 7.670.111 8.597.282 480 8.800.000 9.000.000 825
Dorsten ja ja ja 2014 nein 24.000.000 24.360.000 495 18.520.000 18.710.000 780
Haltern ja ja ja 2010 nein 14.994.304 14.550.000 500 10.501.663 10.703.500 825
Herten ja ja ja 2013 ja 2016 18.190.975 20.516.383 480 12.455.119 12.200.000 790
Oer-Erkenschwick ja ja ja 2011 ja 2011 4.461.072  4.817.143 490|  6.314.279  6.400.000 825
Waltrop ja ja ja 2010 ja 2011 7.690.306 7.546.954 495 5.918.536 5.979.562 700
Kreis Steinfurt
Altenberge nein nein nein 8.318.212 8.101.460 411 1.532.837 1.585.069 413
Emsdetten nein nein nein 20.346.000  19.901.000 450 6.173.000 6.459.000 443
Greven nein nein nein 17.385.363  16.327.473 455 8.563.749 8.550.000 580
Hopsten nein nein nein 2.690.256 2.200.910 417 978.508 980.000 435
Horstel nein nein nein 12.319.804  10.571.000 415 2.935.056 2.950.000 423
Horstmar ja ja ja 2019 nein 1.205.428 2.202.500 452 1.304.194 1.326.000 640
Ibbenbiiren nein nein nein 31.732.755 27.685.300 438 9.170.759 9.200.000 529
Ladbergen nein nein nein 2.636.461 2.973.000 425 989.963 1.020.000 443
Laer ja ja ja 2010 ja 2014 3.117.845 2.238.000 523 1.779.774  1.755.000 790
Lengerich nein nein nein 16.422.200  16.866.200 434 3.900.000 4.000.000 497
Lienen ja ja ja 2012 nein 1.253.400 1.738.100 440 938.000 1.085.800 495
Lotte nein nein nein 4.763.699  17.111.000 420 1.919.882 1.920.000 413
Metelen nein nein nein 2.212.900 1.600.000 442 1.063.800 1.050.000 495
Mettingen nein nein nein 4.905.859 4.821.100 425 2.028.395 2.050.000 485
Neuenkirchen nein nein nein 6.797.695 6.210.000 400 1.828.309 1.820.000 380
Nordwalde ja ja nein nein 4.624.107 4.000.000 425 1.561.386 1.575.000 475
Ochtrup nein ja 2017 nein 10.825.000 10.970.000 410 2.930.000 2.975.000 412
Recke nein nein nein 2.530.737 1.912.000 422 1.595.582 1.641.000 488
Rheine nein nein nein 34.780.000  39.546.000 430| 16.817.000  17.002.000 600
Saerbeck nein nein nein 5.001.143 5.290.200 435 1.302.995 1.284.000 460
Steinfurt ja ja nein nein 14.949.055  13.003.000 450 7.014.166 7.360.000 638
Tecklenburg nein nein nein 2.089.680 2.630.420 485 1.585.980 1.666.000 595
Westerkappeln nein nein nein 5.046.951 3.954.000 425 1.596.216 1.629.000 445
Wettringen nein nein nein 3.179.248 3.000.000 375 914.096 920.000 340
Kreis Warendorf
Ahlen nein nein nein 23.952.766  24.422.000 445 9.768.049 9.903.000 550
Beckum nein ja 2011 nein 12.162.850 13.590.550 425 5.720.000 5.760.000 435
Beelen nein ja 2018 nein 1.715.401 2.197.360 418 904.429 945.000 429
Drensteinfurt nein nein nein 3.701.249 3.188.700 425 2.263.928 2.232.600 500
Ennigerloh nein ja 2017 nein 4.832.020 6.515.700 427 3.704.395 3.700.000 529
Everswinkel nein ja 2015 nein 5.213.598 4.576.000 420 1.351.692 1.668.900 510
Oelde nein nein nein 21.668.101  19.511.000 412 5.386.374 5.450.000 474
Ostbevern nein ja 2013 nein 6.723.000 6.200.000 417 1.444.000 1.450.000 429
Sassenberg nein nein nein 5.024.000 5.868.000 418 2.140.000 2.280.000 460
Sendenhorst nein nein nein 5.264.000 5.163.000 418 1.971.000 2.007.000 450
Telgte nein ja 2019 nein 13.738.900 9.100.000 428 3.398.400 3.439.000 470
Wadersloh nein ja 2017 nein 2.940.000 3.360.000 428 1.800.000 1.840.000 465
Warendorf nein nein nein 19.489.977 19.380.000 427 5.842.096 5.900.000 480

Die Angaben in der Tabelle beruhen teilweise auf Haushaltsplanentwiirfen, da die Haushaltspline z. T. noch nicht verabschiedet sind.
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Haushaltswirtschaftliche Lage 2019
StGB NRW-Haushaltsumfrage 2018/2019
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B HSK/HSP 4 Ausgleich aus der Rucklage m Strukturell ausgeglichen

Haushaltswirtschaftliche Lage 2018
StGB NRW-Haushaltsumfrage 2018/2019
e ————

uHSK /HSP 4 Ausgleich aus der Rucklage m Strukturell ausgeglichen




Vollstandiger Verzehr der Ausgleichsriucklage
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Entwicklung der durchschnittlichen Steuersétze pro Hund und Jahr
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